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Tagesordnungspunkt 1

Gesetzentwurf der Fraktionen der
CDU/CSU und SPD

Entwurf eines Gesetzes zur
Einfithrung eines Bundes-Klimaschutzgesetzes
und zur Anderung weiterer Vorschriften

BT-Drucksache 19/14337
in Verbindung mit

Tagesordnungspunkt 2
Unterrichtung durch die Bundesregierung

Klimaschutzprogramm 2030 der Bundesregierung
zur Umsetzung des Klimaschutzplans 2050

BT-Drucksache 19/13900

dazu Sachverstdndige:

Dr. Alexander Barthel
Zentralverband des Deutschen Handwerks (ZDH)
Ausschussdrucksache 19(16)292-A (Anlage 1)

Prof. Dr. Gorge Deerberg

Fraunhofer-Institut fiir Umwelt-, Sicherheits- und
Energietechnik (UMSICHT)
Ausschussdrucksache 19(16)292-G (Anlage 2)
PowerPoint-Pridsentation (Anlage 3)

Dr. Kay Ruge
Deutscher Landkreistag
Ausschussdrucksache 19(16)292-E (Anlage 4)

Prof. Dr. Kai Niebert

Deutscher Naturschutzring, Dachverband der
deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorgani-
sationen (DNR) e. V.

Frederik Moch
Deutscher Gewerkschaftsbund (DGB)
Ausschussdrucksache 19(16)292-B (Anlage 5)

Piers Corbyn
Ausschussdrucksache 19(16)292-C (Anlage 6)
Ausschussdrucksache 19(16)292-D (Anlage 7)

Prof. Dr. Jan Schnellenbach
Brandenburgische Technische Universitdt Gottbus
Ausschussdrucksache 19(16)292-F (Anlage 8)

Ausschuss fiir Umwelt, Naturschutz und
nukleare Sicherheit

Antje von Broock
Klima-Allianz Deutschland
Ausschussdrucksache 19(16)292-H (Anlage 9)

Michael Schiifer
WWF Deutschland
Ausschussdrucksache 19(16)292-I (Anlage 10)

Vorsitzende: Ich darf Sie alle ganz herzlich begrii-
Ben zur 6ffentlichen Anhérung zum Gesetzent-
wurf der Bundesregierung zum Bundes-Klima-
schutzgesetz und zum Klimaschutzprogramm
2030. Diese Vorhaben fallen gewissermallen zwi-
schen Fridays for Future-Demonstrationen und
der COP25, die jetzt in Madrid stattfindet und
nicht in San Diago de Chile — sie sind sehr breit
gefdchert und stoBen auf unterschiedliche Bewer-
tungen, die wahrscheinlich auch heute zu horen
sind.

Ich begriife fiir das Bundesumweltministerium
die Parlamentarische Staatssekretédrin Rita
Schwarzeliihr-Sutter, sowie ganz besonders die
von den Fraktionen benannten Sachverstindigen.
Das sind Dr. Alexander Barthel vom Zentralver-
band des Deutschen Handwerks, Prof. Dr. Gorge
Deerberg vom Fraunhofer Institut, Dr. Kay Ruge
fiir den Deutschen Landkreistag, Prof. Dr. Kai Nie-
bert vom Deutschen Naturschutzring, Frederik
Moch fiir den Deutschen Gewerkschaftsbund,
Piers Corbyn — er ist englischsprachig und fiir ihn
wird simultan iibersetzt werden —, Prof. Dr. Jan
Schnellenbach von der Brandenburgischen Tech-
nischen Universitdt in Cottbus, Frau Antje von
Broock fiir die Klima-Allianz und Michael Schéfer
fiir den WWF Deutschland. Seien Sie hier alle
herzlich willkommen und vorab vielen Dank, dass
Sie hier herkommen und mit Threm Sachverstand
unsere Meinungsfindung unterstiitzen.

Eine Anmerkung fiir alle, aber insbesondere auch
fiir die Géste, die ich damit auch ganz herzlich be-
griiBe auf der Tribiine: Fotografieren, Filmen und
auch Mitschnitte sind nicht erlaubt. Das ist der
akkreditierten Presse und Personen mit besonde-
rer Erlaubnis vorbehalten. Ich muss noch darauf
hinweisen, dass die Sitzung live im Parlaments-
fernsehen auf Kanal 2 und live im Internet im
Web-TV {iibertragen wird. Das Video der Veran-
staltung wird spéter auf der Internetseite des Um-
weltausschusses verlinkt und kann dort nochmals
angesehen werden. Stellungnahmen, Statements,
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Diskussionen und die Powerpoint-Prasentationen
sind damit iiber das Internet zugénglich. Soll von
der Sitzung, wie iiblich ein Wortprotokoll angefer-
tigt werden? Gibt es dazu einen Widerspruch? Das
sehe ich nicht, dann werden wir auch so verfah-
ren und ein Wortprotokoll anfertigen.

Jetzt werde ich unsere Sachverstédndigen iiber den
Ablauf informieren. Sie haben jetzt jeweils nach
einander fiinf Minuten Zeit fiir ein Eingangsstate-
ment. Ich bitte darum, diese fiinf Minuten wirk-
lich einzuhalten. Ich mache mich zur Not auch
bemerkbar, weil wir anschlieBend noch Zeit fiir
die Frage-und-Antwort-Runden haben wollen.
Wir haben insgesamt 120 Minuten. Wenn sich
neun Sachverstdndige an die flinf Minuten Ein-
gangsstatement halten, sind das 45 Minuten. Es
wird sich Thnen erschlieBen, dass das relativ viel
ist von der gesamten Zeit, deswegen die Bitte,
auch diese fiinf Minuten tatsdchlich einzuhalten.
Dann kommen wir in die Frage-und-Antwort-
Runde. Die lduft so ab, dass jeweils fiinf Minuten
zur Verfiigung stehen und zwar fiir Frage und
Antwort inklusive. Das heifit, die oder der Abge-
ordnete, der oder die Sie befragt, entscheidet
selbst tiber die Zeit, die Thnen zur Antwort zur
Verfiigung steht. Es ldauft hier uniibersehbar eine
Uhr ab und wenn die fiinf Minuten in der Frage-
und-Antwort-Runde durch sind, dann ist die Zeit
fiir Thre Antwort auch beendet. Mein Appell an
die Abgeordneten ist immer, sich kurz zu halten
und tatsdchlich eine Frage zu stellen. Denn unsere
Auseinandersetzungen iiber die Bewertung des
Klimaschutzpaketes finden dann an anderer Stelle
statt. Die iibermittelten Powerpoints, die wir be-
kommen haben, die werden hier ebenfalls an der
Deckenampel zu sehen sein.

Dr. Alexander Barthel (ZDH): Ich darf mich herz-
lich bedanken fiir die Mdglichkeit, hier einige
kurze skizzenhafte Bewertungen zu machen. Es
sind ja heute zwei Tagesordnungspunkte: Klima-
schutzgesetz und Klimaschutzprogramm.

Zum Klimaschutzgesetz: Wir als Zentralverband
des Deutschen Handwerks erachten dieses Gesetz
als unverzichtbares Element des Gesamtpakets.
Dies aber nicht, weil wir das alles so gut finden,
sondern weil wir davon ausgehen, dass mit den
ins Auge gefassten Instrumenten keine genaue
Zielerreichung moglich sein wird und es insoweit
sachlogisch ist, zeitnah nachzufassen, um entspre-
chend nachjustieren zu kénnen. Der Preis des
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Ganzen wird aber sein — und das ist jetzt die nega-
tive Wertung —, dass wir alle Jahre wieder, jedes
Jahr aufs Neue einen gewissen klimapolitischen
Aktionismus zu bewerkstelligen haben, weil die
Ziele nicht erreicht wurden und insoweit nachge-
steuert werden muss. Soviel zum Klimaschutzge-
setz.

Zum Klimaschutzpaket: Wir haben uns dafiir aus-
gesprochen, dass es eine CO,-Bepreisung geben
wird, die sicher aus politischen Griinden etwas
flach im Anstiegswinkel ist, was ich hier nicht
kritisieren will. Wir stellen nur fest, diese CO,-Be-
preisung zwar immerhin fiir fiinf Jahre eine Men-
gensteuerung vorsieht, aber kein Zertifikatehandel
sein soll. Welche Rechtsnatur hat dieses Instru-
ment liberhaupt?

Wir bekommen zwar die Aussage, es sei eine
nichtsteuerliche Abgabe, aber das wird mehr Fra-
gen aufrechterhalten als dass es sie 16st. Sicher
brauchen wir eine gewisse Eingewdhnungszeit
bzw. Aufbauzeit fiir ein wirklich funktionierendes
CO,-Handelssystem. Dafiir sind jetzt fiinf Jahre
vorgesehen. Diese fiinf Jahre erachten wir als et-
was zu lang und denken, man sollte durchaus
nach drei Jahren mit einem wirklichen Handels-
system anfangen kénnen. Wir hatten die Einfiih-
rung einer CO,-Bepreisung auch mit unserer For-
derung verbunden, dass das Aufkommen aufkom-
mensneutral an diejenigen zuriickgegeben wird,
die diese Mehrkostenbelastung aus der Beprei-
sung zu tragen haben. Davon sind wir nach aktu-
ellem Stand weit entfernt. Bei 19 Milliarden Euro
Bepreisungsaufkommen in den ersten drei Jahren
sind wir mit den entsprechenden Kompensations-
maBnahmen, beispielsweise Reduzierung der
EEG-Umlage, Wohngeld und Pendlerpauschale,
wenn man ganz hoch rechnet, bei etwas mehr als
fiinf Milliarden Euro. Also haben wir ungefahr
eine Differenz von 17 Milliarden Euro, die nun fiir
andere Haushaltsmalnahmen ausgegeben werden
sollen. Wir regen an und bitten dringend darum,
dass eine deutlich héhere Kostenkompensation
eingefiihrt wird, wobei wir bei der vorgesehenen
Erstattung tiber die EEG-Umlage gewisse beihilfe-
rechtliche Probleme sehen. Diese war ja bis jetzt
immer staatsfern gehalten, auch in der Argumen-
tation gegeniiber dem EuGH. Wenn nun aus einem
Klimafonds des Bundeshaushalts auf einmal EEG-
Differenzkosten mitfinanziert werden, wird dieses
Argument nicht mehr hinreichend sein. Deswegen
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regen wir an, dass in einem ersten Schritt die
Stromsteuer auf das europédische Mindestmal re-
duziert wird.

Ich komme zu einem sehr positiven Bestandteil
dieses Pakets. Das ist die steuerliche Sanierungs-
férderung. Diese fordern wir ja nun schon seit
Jahrzehnten und hoffen darauf, dass es in diesem
Falle beim dritten Anlauf endlich funktionieren
wird. Wir gehen davon aus, dass mit diesem In-
strument, ohne dass ich das jetzt in CO,-Tonnen
genau beziffern kann, durchaus eine héhere Sa-
nierungsdynamik im Gebdudestand erzielt werden
kann.

Prof. Dr. Gorge Deerberg (Fraunhofer-Institut UM-
SICHT): Vielen Dank, dass ich hier kurz Stellung
beziehen darf. Ich mache das anhand von drei
Leitfragen, die mir mit auf den Weg gegeben sind.
Die lauten:

1. Wie wichtig ist die Kohlenstoff-Kreislaufwirt-
schaft?

2. Welche Bedeutung hat der Wasserstoff?

3. Welche Rahmenbedingungen brauchen wir da-
fiir?

Auf diese Fragen mochte ich im Folgenden kurz
eingehen und muss dazu kurz einleiten iiber das
Thema , Kohlenstoff-Kreislauf und Recycling*.
Was verstehen wir eigentlich darunter? Sie sehen
hier oben [siehe Anlage 3] das heute tbliche sek-
torielle System, in dem wir verschiedene Sektoren
— hier beispielhaft Stahl- und Chemieindustrie —
auffithren. Es werden fossile Rohstoffe in das Sys-
tem gebracht und am Ende des Tages wird dann
CO; emittiert. Die Frage ist dann: Wie kénnen wir
das mit Kohlenstoff-Recycling in den Griff bekom-
men? Hier sehen Sie einen Losungsvorschlag. Wir
entnehmen von unvermeidbaren CO,-Emissionen
aus dem Stahlwerk, die in der Mitte stehen, 7,6
Millionen Tonnen CO;. Das ist eine Beispielrech-
nung. Wir tiberfithren diesen Kohlenstoff in die
Chemieproduktion und benutzen das hier als Roh-
stoff fiir die Herstellung von Chemikalien und
Treibstoffen. Der wesentliche Effekt dabei ist, dass
wir primér erstmal diese 7,6 Millionen Tonnen
CO., ein Wert fiir ein groBes Stahlwerk, sparen.
Parallel sparen wir uns aber auch den Einsatz von
50 Terawattstunden Heizwerk bzw. Erdgas ein.
Diese 50 Terawattstunden Erdgas sind auch asso-
ziiert mit weiteren CO,-Emissionen, die auf dem
Weg vom Bohrloch bis zum Chemiepark entste-
hen. Da entstehen immer 5 Millionen Tonnen CO..

Ausschuss fiir Umwelt, Naturschutz und
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Das heilit, wenn man das mal addiert, dann lan-
den wir bei einer Einsparung von 12,5 Millionen
Tonnen CO.. Und der Preis dafiir sind 50 Tera-
wattstunden erneuerbare Energie. Diese muss wei-
testgehend erneuerbar sein, sonst funktioniert es
nicht. Das Ganze ist dann eine cross-industrielle
Losung, die letztendlich die Gesamtemission
senkt und zugleich auch langfristig Kohlenstoff-
quellen fiir die chemische Industrie sichert. Das
Ganze ist aber nur sinnvoll, wenn wir hier unver-
meidbare CO,-Quellen einsetzen. Das Ganze wird
im Moment in einem groBen Projekt des Bundes-
ministeriums fiir Bildung und Forschung gefor-
dert. Dieses Projekt nennt sich ,,Carbon2Chem*
und wird derzeit gemeinsam mit vielen Partnern
aus der Industrie von der Grundlage bis hin zur
Realisierung iiberfiihrt. Ziehen wir den Rahmen
mal etwas grofer, dann landen wir jetzt bei
Deutschland. Ich habe hier mal ein paar Zahlen
aufgefiihrt [siehe Anlage 3]. Rechts oben steht der
Stahl. Dort emittieren wir 16,4 Millionen Tonnen
Kohlenstoff. Wenn man das mal mit anderen un-
vermeidbaren Emittenten, z.B. Zementwerke, Ab-
fall etc. zusammenzahlt, dann landen wir bei 26
Millionen Tonnen Kohlenstoff, die wir emittieren.
Gleichzeitig haben wir einen Rohstoffbedarf in der
chemischen Industrie, der liegt bei ca. 57 Millio-
nen Tonnen Kohlenstoff. Das wird sicherlich we-
niger werden, weil wir weniger Treibstoffe einset-
zen werden, aber wir werden nicht ohne Kohlen-
stoff Chemie betreiben kénnen. Wenn wir jetzt
mal schauen, wie wir die beiden Dinge zusammen
bringen, dann kann man sehen, dass wir ein Ver-
meidungspotential von 95 Millionen Tonnen CO,
haben in dieser cross-sektoriellen Betrachtung.
Der Preis dafiir sind 60 bis 90 Milliarden Normku-
bikmeter Wasserstoff, die wir einsetzen miissen.
Kohlenstoff-Kreislaufwirtschaft-Recycling ist si-
cherlich ein wichtiger Baustein fiir die Erreichung
der Klimaziele. Die Technologien stehen zur Ver-
fiigung, es mangelt allein an erneuerbarer Energie.

Ich komme zum néchsten Punkt. Die Frage war:
Wie sieht es mit dem Wasserstoff aus? Wir brau-
chen die Zahlen hier nicht einzeln durchzugehen,
ich verweise auf die letzte Zeile. Wenn man alle
Wasserstoffbedarfe, die prognostiziert sind, ad-
diert, dann landen wir bei 200 Milliarden Norm-
kubikmeter. Das entspricht einem Elektrolyse-
Strombedarf von 900 Terawattstunden. Das liegt
weit jenseits dessen, was wir bereitstellen kénnen

19. Wahlperiode Protokoll der 51. Sitzung

vom 6. November 2019

Seite 6 von 29



in Deutschland. Die Elektrolyse selber ist im Prin-
zip einsatzbereit, wir miissen es nur tun. Und den
Wasserstoffbedarf miissen wir noch versuchen zu
decken. Dazu komme ich jetzt im nédchsten Bild
[siehe Ausschussdrucksache 19(16)292]. Wir ha-
ben zurzeit einen Gesamtenergiebedarf in
Deutschland von dreieinhalb Tausend Terawatt-
stunden und die werden im Wesentlichen fossil
gedeckt. Lediglich 230 Terawattstunden erneuer-
barer Strom wird bereitgestellt. Ich erinnere, 900
Terawattstunden allein von Wassersstoff.

Ich werde jetzt den Ubergang machen zum Jahr
2050. Dann brauchen wir etwa 3000 Terawattstun-
den, das variiert so ein bisschen von Studie zu
Studie. Wir brauchen weiterhin erneuerbare Ener-
gie als Import, diesmal dann nicht fossil, sondern
wasserstoftbasiert. Und dann mochte ich noch ein
bis zwei Rahmenbedingungen, die wir uns vor-
stellen konnen, ansprechen. Wir miissen die Ka-
pazititen fiir erneuerbaren Strom erhéhen. Wir
miissen fiir Importe von erneuerbarer Energie sor-
gen und wir miissen eine konsequente Beriick-
sichtigung von Wasserstoff im Regulationssystem
beriicksichtigen, zum Beispiel durch technische
Regeln und durch den Ausbau von Pipelines. Vie-
len Dank.

Dr. Kay Ruge (Deutscher Landkreistag): Herzli-
chen Dank fiir die Einladung zu dieser Anhérung.
Ich mochte vorab darauf hinweisen, dass wir ins-
gesamt etwas die Eile dieses Gesetzgebungsverfah-
rens beklagen. Sowohl in der vorbereitenden Er-
stellung der Entwiirfe durch die Bundesregierung,
als auch durch das parlamentarische Verfahren
konnte eine gesamthafte Bewertung des Klima-
schutzpakets auf diese Weise mit kommunaler
Riickkopplung nur sehr schwer gewéhrleistet wer-
den. Insofern werden wir auch im Laufe des wei-
teren Prozesses immer wieder versuchen, Einzel-
fragen aufzugreifen — zum Beispiel fiir den landli-
chen Raum, der besonders betroffen ist. Fir die-
sen ist eben nicht nur die einzelne MaBnahme von
Relevanz, sondern das Gesamtpaket — der Mix aus
Allem und auch die mdégliche Kompensation. Zu
den Inhalten beider hier heute auf der Tagesord-
nung stehenden Punkte Folgendes:

Das Klimaschutzgesetz selbst begriifen wir. Wir
verstehen das als Rahmengesetzgebung, die die in-
ternationalen Verpflichtungen in nationale um-
setzt und die Zustdndigkeiten im Bund regelt. Den
Expertenrat kann man nur begriifen. Transparente
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Berichterstattung ist positiv und auch die Land-
kreise bekennen sich — das will ich hier auch aus-
driicklich vorab noch sagen — ausdriicklich dazu,
eigene Klimaschutzverpflichtungen einzugehen.
In vielfdltiger Weise haben wir viele Landkreise,
die eigene Klimaschutzprogramme, z. B. durch
Autarkie im Energiebereich, durchfiihren. Inso-
fern wiirden wir sagen, dass das Gesetz in die
richtige Richtung geht.

Der ldndliche Raum ist von diesen Fragestellun-
gen iiberproportional betroffen, und zwar nicht
nur, wie man gemeinhin meint, als Standort von
Windenergieanlagen, als Standort von PV-Anla-
gen oder als Standort von Ubertragungsleitungen,
sondern auch als mafBgeblicher Standort fiir In-
dustrie in diesem Land. 65 Prozent der Industrie-
produktion werden in den deutschen Landkreisen
geleistet. Das produzierende Gewerbe ist {iberwie-
gend im ldndlichen Raum, sodass alle Fragen,
auch der CO;-Bepreisung, der Verkehrsinfrastruk-
tur, die Landkreise unmittelbar wirtschaftlich und
in vielfaltiger Weise mit Blick auf Lebens- und Ar-
beitsqualitdt berithren. Zum Gesetz im Konkreten
sehen wir wenig kommunale Betroffenheit im un-
mittelbaren, mittelbar schon, auch tiber das Kli-
maschutzprogramm, zu dem ich nachfolgend
komme. Die einzige maBgebliche Regelung mit
kommunaler Betroffenheit in einem weiten Um-
fang ist die Beriicksichtigungsregel im § 13. Wir
halten sie in der jetzt vorgelegten Form fiir unver-
héltnisméaBig, weil sie alle Entscheidungen aus-
druicklich adressiert, nicht nur fiskalisches Han-
deln.

Wir sind durchaus bereit, bei Beschaffung, Vermo-
genshandlung oder bei Gebdudesanierungsmal-
nahmen im kommunalen Bereich, Klimaschutzbe-
lange zu beriicksichtigen. Aber im Kern ist alles
hoheitliches Handeln umfasst. Das bedeutet im
Ergebnis aus unserer Sicht einen dramatischen
Aufwuchs von Biirokratie, weil wir bei jedem Ver-
waltungsakt immer auch Klimaschutzgedanken
berticksichtigen miissen und zwar konkret aus
dem Gesetz heraus, auf das Bezug genommen
wird. Wir fiirchten, dass in vielfdltiger Weise An-
fechtungen und Widerspriiche drohen, weil wir
Klimaschutzgedanken eben nicht gerichtsfest ein-
bezogen haben. Das ist in der Breite, wie das hier
normativ angelegt ist, zu weit. Auch die Ein-
schrankungen in Satz 2, die im Ubrigen Land-
kreise und Gemeindeverbande nicht ausnimmt,
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regelt nur das ,,Wie“ und nicht das ,,Ob“. Insofern
wiéren wir dankbar, wenn man — wie im Baube-
reich — dazu kdme, dass man sich die relevanten
Gesetze, die Fachgesetze vornimmt — das ist im
Baugesetzbuch geschehen — und nicht eine quer-
schnittsartige Regelung iiber das gesamte kommu-
nale Verwaltungshandeln legt.

Zum Klimaschutzprogramm selber: Wir sehen die
besondere Belastung der ldndlichen Rdume, die
ich vorangestellt habe. Deshalb ist fiir uns die Ak-
zeptanz von hoher Bedeutung. Wir brauchen —
wie auch immer wieder auch in unseren Gremien-
sitzungen artikuliert worden ist — Nutzen, Aus-
gleich und regionale Wertschépfung, die auf diese
Weise generiert werden. Die Kohlekommission
hat dramatisch viel Energie und am Ende auch
Geld dafiir aufgewandt, den Kohleausstieg in ir-
gendeiner Weise strukturpolitisch abzupuffern
und Akzeptanz zu schaffen. Wir brauchen einen
dhnlichen Mehrwert. Sicherlich nicht in dieser
Hohe — das ist keine Forderung nach 40 Milliar-
den. Wir brauchen akzeptanzschaffende Mafinah-
men. Deshalb sind Fragestellungen, wie z. B. die
Abstdnde bei Windenergie, das Wohngeld und die
Pendlerpauschale gerade fiir die Landkreise von
hoher Bedeutung. Hier geht es in die richtige
Richtung, insbesondere bei der Pendlerpauschale.
Wir wiirden uns iiber die vorgesehene Adressie-
rung 2021 bis 2026 hinaus eine dauerhafte Entlas-
tung wiinschen und halten das fiir erforderlich.
Wir finden, dass das Klimaschutzpaket im Bereich
der Attraktivitit des OPNV und bei verschiedenen
anderen verkehrspolitischen Maflnahmen in die
richtige Richtung weist. Bei der Windenergie hal-
ten wir die steuerrechtliche Ausgestaltung derzeit
fiir unzuldnglich. Beim Gebdude kann ich mich
dem anschlieBen, was Herr Barthel gesagt hat. Wir
halten die Blindelung im Forderbereich fiir rich-
tig. Wir glauben, dass es auch im kommunalen
Forderbereich bei energiepolitischen und klima-
schutzpolitischen MaBnahmen starker moglich ist,
mehr Transparenz zu schaffen und wir halten die
steuerliche Sanierungsforderung fiir richtig. Herz-
lichen Dank.

Prof. Dr. Kai Niebert (Deutscher Naturschutzring
e. V.): Vielen Dank fiir die Einladung, Frau Vorsit-
zende. Ich mochte vielleicht unmittelbar bei
Herrn Ruge anschlieBen. Wir haben bei beiden Ge-
setzespaketen als Verbdnde die Einladung zur
Kommentierung jeweils an einem Samstagabend
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bekommen mit Frist bis Montagabend. Das ist eine
Kommentierung, die zivilgesellschaftlich nicht zu
leisten ist. Ich mochte hier das Parlament aufru-
fen, entsprechend auf die Ministerien einzuwir-
ken, den demokratischen Prozessen tatsdchlich
Raum zu geben. Ich méchte kommentieren auf der
einen Seite vor dem Hintergrund des Sofortpro-
gramms, das meine Mitgliedsverbénde erarbeitet
haben und auf der anderen Seite aus meiner Per-
spektive als Wissenschaftler auf diese Dinge.

Wir haben gestern als Klimawissenschaftler ein
groBes Papier herausgebracht. 11 000 Kolleginnen
und Kollegen weltweit haben kommentiert und
aufgezeigt, dass das, was wir im Moment als Kli-
marahmen weltweit mit dem Pariser Klimaabkom-
men haben, zwar ein guter Rahmen ist, aber im
Moment nicht ausreichend in nationale Gesetzge-
bung umgesetzt wird. Wir steuern mit den seitens
der Bundesregierung vorgelegten MaBnahmen im
Moment nicht auf 1,5 oder 2 Grad zu, sondern
auch mit dem deutschen Beitrag eher auf 3,5
Grad. Da ist also eine deutliche Nachschérfung
notwendig, wenn ich das Gesamtpaket anschaue.

Wir haben als Umweltverbdnde der Bundesregie-
rung im Sommer ein Sofortprogramm vorgeschla-
gen, das deutlich macht, dass wir eine Mischung
brauchen aus einer ordnungsrechtlichen Absiche-
rung, einem wirksamem CO.-Preis und Anreizpro-
grammen, die diesen Weg tatsdchlich beschreitbar
machen. Das, was wir jetzt in dem Gesamtpaket
sehen, ist nahezu ausschlieBlich eine Fokussie-
rung auf Anreizprogramme. Lassen Sie mich da
einmal in die Geschichte der Bundesrepublik und
ihrer Umweltpolitik zuriickschauen: Weder den
Himmel tiber der Ruhr, noch das Ozonloch haben
wir mit Anreizprogrammen in den Griff bekom-
men. Ich mochte Sie deshalb dazu ermutigen, als
Parlament zu dem genuinen Instrument des Parla-
ments zu greifen: Namlich diesen Weg ordnungs-
rechtlich zu beschreiten.

Ich durfte etwas mehr als ein halbes Jahr in der
Kohlekommission tétig sein. Was dort von Beginn
an anstand, war tatsachlich, einen fiir alle abseh-
baren, kalkulierbaren Pfad zu schaffen. Das ist es,
was die Bundesregierung im Gesetzespaket eben
nicht geschafft hat. Wenn ich im Moment die
MaBnahmen hochrechne, die da vorliegen, dann
haben wir rund 30 Prozent der Ziele fiir 2030 er-
reicht. Das ist weder fiir Paris noch fiir die bisheri-
gen Vorgaben ausreichend. Probleme haben wir
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auch mit dem Ausbau der erneuerbaren Energien.
Da gibt es zwar rhetorische Bekenntnisse. Aber
wenn wir sehen, wie unter anderem iiber Ab-
standsregelungen Beschneidungen stattfinden,
dann fehlt mir tatsdchlich die Phantasie, wie wir
2030 bei 65 Prozent erneuerbarer Energien seien
wollen. Was ich im Moment aus den derzeitigen
Entwiirfen der Kohleausstiegsgesetze kenne und
wenn ich mir auch das Klimaschutzgesetz an-
schaue, da sehe ich, dass da bisher iiberhaupt
keine verbindlichen Zahlen festgeschrieben sind.
Das heifit, da miisste deutlich nachgeschirft wer-
den.

Zur Kohlegesetzgebung: Die ist ja im Moment

noch ausgeklammert — die kommt jetzt noch nach.

Da mdchte ich Sie jetzt schon mal ermahnen, dass
wir als Kommission von Anfang an fiir eine eins
zu eins Umsetzung eingestanden haben und das
auch weiterhin einfordern werden.

Ich mé6chte zum positiven Teil kommen. Das Kli-
maschutzgesetz als Architektur fiir die weitere
Klimaschutzpolitik fiir die Bundesregierung ist
das, was wir auch als Verbdnde immer eingefor-
dert haben. Wir brauchen klare Verpflichtungen
fir die Sektoren, wir brauchen einen klaren Pfad.
Wenn Sie so wollen, kénnte das Thr Businessplan
fiir den Klimaschutz werden. Allerdings fehlt mir
auch da die Phantasie, wenn wir es schon im
Jahre 2019 nicht schaffen, diese Architektur tat-
sdchlich mit Inhalt zu fiillen und zu sagen, was
denn in welchen Sektoren passieren soll. Das
wird natiirlich in den Jahren 2023, 2025, 2027
nicht einfacher. Jetzt sind die einzelnen Sektoren
zwar verpflichtend und man kann auch zwischen
den Sektoren verhandlungsméBig hin- und her-
schieben. Wovor ich warnen méchte — da muss
tatsdchlich ein Auge drauf gelegt werden —, dass
eine Kaskadierung stattfindet: Wenn ich 2025 in
einem Sektor die Ziele nicht erreiche, dann kom-
men die 50 Prozent, die ich nicht erreicht habe,
2026 noch drauf. Aber im Zweifelsfall kommen
dann 200 Prozent, 300 Prozent, 400 Prozent in
den Jahren 2028, 2029 drauf und dann sind wir
wieder da angekommen, wo wir schon heute ste-
hen. Also diese Kaskadierung muss deutlich ver-
hindert werden.

Worauf ich zum Schluss noch hinaus mochte: Es
wird nicht ausreichen, allein mit Anreizprogram-
men dieses Paket zu schaffen. Wir miissen auch
den CO,-Preis nicht als Steuerungsinstrument,
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sondern als ein Instrument, um bisherige Fehlan-
reize zu beseitigen, deutlich anschéirfen. Wir ha-
ben als Umweltverbdnde uns da den Berechnun-
gen des Umweltbundesamtes angeschlossen, wo-
nach wir 2030 bei 180 Euro sein miissten und
wenn wir jetzt bei 10 Euro einsteigen und dann ir-
gendwann 2028 von 10 Euro auf 180 Euro steigen,
dann ist das alles andere als sozialvertrédglich — da
brauchen Sie einen absehbaren Pfad, wie wir ihn
auch in der Kohlekommission fiir alle anderen
MabBnahmen vorgeschlagen haben. Also noch ein-
mal: Ich méchte Sie ermutigen, das Gesetzespaket
deutlich nachzuschérfen, um das zu erreichen,
was die Kohlekommission eben geschafft hat,
ndmlich einen absehbaren Pfad bis 2030 zu be-
schreiben.

Frederik Moch (DGB): Sehr geehrte Frau Vorsit-
zende, meine Damen und Herren Abgeordnete,
auch von meiner Seite vielen Dank fiir die Mog-
lichkeit, hier Stellung zu beziehen. Ich denke,
dass das Thema Klimaschutz weit oben auf der
Agenda steht, ist gut. Wir finden das als DGB rich-
tig. Nichtsdestotrotz darf diese Notwendigkeit
nicht dazu fiihren, dass im Gesetzgebungsprozess
Schnelligkeit vor Griindlichkeit geht. Ich kann
mich da meinen Vorrednern anschliefen. Ent-
scheidend ist aus unserer Sicht, dass — wenn man
die Klimaziele erreichen will — man ein Gesamt-
paket auf den Weg legt, dass die verschiedenen
Perspektiven zusammen bringt. Fiir uns sind auch
Themen wie gesellschaftlicher Zusammenhalt
und Akzeptanz von Klimapolitik ganz entschei-
dend. Denn am Ende miissen die Menschen den
Weg mitgehen und wir brauchen sie auch bei der
Gestaltung. Wir miissen insbesondere die Beschif-
tigten tiber die Mitbestimmung mit einbeziehen.
Lassen Sie mich zum Klimaschutzgesetz Folgen-
des sagen: Das Entscheidende ist, man kann Kli-
maschutz ohne Wohlstand machen. Das wollen
wir aber nicht. Wir wollen Klimaschutz mit Wohl-
stand organisieren und dafiir ist es ganz entschei-
dend, Investitionen zu mobilisieren — mehr pri-
vate Investitionen, aber vor allem auch mehr 6f-
fentliche Investitionen und dafiir kann aus unse-
rer Sicht das Klimaschutzgesetz einen wesentli-
chen Beitrag leisten. Denn mit seiner Governance-
Struktur beschreitet es einen Weg, in dem sich die
Klimaschutzpolitik und daraus abgeleitete MaB3-
nahmen bewegen sollen, damit auch entspre-
chende Investitionen getdtigt werden kénnen. Ich
denke in der 6ffentlichen Diskussion kommt das
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Klimaschutzgesetz relativ schlecht weg. Wir teilen
das nicht, weil am Ende des Tages den Sektoren
klare Verantwortlichkeiten zugewiesen werden
und das ist wichtig. Wir wollen, dass in allen Sek-
toren auch entsprechende Minderungsmalnah-
men erfolgen. Bislang gibt es nur im Bereich der
Energiewirtschaft ein Konzept, wo eine eins zu
eins Umsetzung ansteht. Aber das haben wir in
den anderen Bereichen eben nicht. Strukturwan-
del funktioniert nicht linear, der funktioniert eher
stufenweise. Deshalb sehen wir die jahresscharfen
Sektorbudgets insoweit kritisch, als dass bei einer
kurzfristigen Zieliiberschreitung sofort Ad-hoc-
MalBnahmen greifen. Und diese Ad-hoc-MaBnah-
men sind im Zweifel immer schlechter als wenn
man von vornherein verniinftige MaBnahmen auf-
setzt, die gleich die komplette Minderungswir-
kung entfalten. Das bitte ich auf jeden Fall tiefer
zu berticksichtigen. Deshalb ist es wichtig, sich im
Vorfeld Gedanken zu machen, was eine MaB-
nahme wirklich an Minderung bringen kann.

Das Expertengremium, das der Gesetzentwurf vor-
sieht, finden wir gut. Das ist richtig. Wichtig ist,
dass dabei auch die Sozialpartner angemessen be-
riicksichtigt werden. Denn das ist generell ein
Thema im Klimaschutzgesetz, nicht nur auf CO,-
Emissionen zu schauen, sondern eben auch auf
die Frage, welche an Beschiftigungswirkung bzw.
Auswirkungen auf die Wirtschaftsstruktur, welche
Verteilungswirkung bzw. inwiefern sog. ,,Carbon
Leakage” zu erwarten ist. Lassen Sie mich deshalb
das Folgende unterstreichen: Das fehlt bislang im
Gesetzentwurf, dort einen tibergeordneten Kriteri-
enkatalog tiber CO,-Emissionen hinaus einzufiih-
ren. Das sollte auf jeden Fall nachgearbeitet wer-
den.

Zum Klimaschutzprogramm: Das ist aus unserer
Sicht erstmal ein guter Mix, wo verschiedene In-
strumente zusammen wirken. Es ist ein Stiick weit
ein Blindflug, weil man nicht weil}, ob am Ende
die 2030-Ziele erreicht werden. Das ist eine offene
Flanke. Es gibt eine Reihe von Maflnahmen, die
gut sind. Die steuerliche Sanierungsforderung
wurde schon genannt, mehr Geld fiir den OPNV
und mehr Geld fiir die Schiene generell. Auf der
anderen Seite gibt es auch offene Widerspriiche.
Ich will den prognostizierten Stromverbrauch und
den daraus abgeleiteten Ausbau der erneuerbaren
Energien erwdhnen. Das ist deutlich zu wenig.
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Wir brauchen da viel mehr Investitionen in die er-
neuerbaren Energien, denn die sind auch die
Grundlage fiir die Dekarbonisierung anderer Be-
reiche der Wirtschaft. Das ist ganz zentral.

Einen Kritikpunkt am Klimaschutzprogramm
mochte ich noch deutlich machen: Die Mittel, die
insgesamt zur Verfiigung gestellt werden. Die sind
vor dem Hintergrund der Bedarfe, die wir in den
verschiedenen Sektoren sehen, einfach zu gering.
Das ist etwas, das muss nachgearbeitet werden
und das bringt mich auch zu dem Punkt der Fi-
nanzierung. Eine Finanzierung, die sehr stark {iber
Konsumabgaben steuert, so wie das mit dem
Emissionshandel angedacht wird und sich fortset-
zen wird, hat natiirlich eine gewisse soziale Un-
ausgeglichenheit in sich. Damit muss man sich am
Ende des Tages auseinandersetzen. Als DGB ste-
hen wir dafiir, stiarker grole Vermogen, hohe Ein-
kommen, Erbschaften, Kapitaleinkiinfte zu besteu-
ern, dass damit angemessene Beitrdge auch zur Fi-
nanzierung von offentlichen Investitionen im Kli-
maschutz moglich werden. Damit l4sst sich eine
soziale Unausgeglichenheit deutlich besser dar-
stellen. Alles Weitere kann ich dann noch spéter
beantworten.

Piers Corbyn: Es mir eine grof3e Ehre, hier zu sein.
Ich bin der Geschéftsfiihrer von WeatherAction
Long Range Weather and Climate Forecasters. Au-
Berdem bin ich Physiker, Astrophysiker und Kli-
maforscher.

Am Ende meiner Priasentation [siehe Anlage 6]
finden Sie Links zu weiteren Quellen, auch zu ei-
nem Dokument, das ich IThnen nachher als Hand-
out zur Verfiigung stellen werde.

Die wichtigsten Punkte, die ich Ihnen heute mit-
teilen will, sind, dass die menschengemachte Kli-
maverdnderung nicht existiert. Und dass Kohlen-
dioxid das Gas des Lebens ist und nicht das Gas
des Todes. Und dass wir mehr davon haben wol-
len statt weniger und dass in Wirklichkeit der
Kohlendioxidgehalt von der Temperatur gesteuert
wird und nicht umgekehrt. Und dass mit Klima-
schutzpolitik nicht das Klima gesteuert wird, son-
dern Sie, die Offentlichkeit, damit Sie Steuern
zahlen und das tun, was man Thnen sagt.

Sehen Sie sich jetzt mal das ndchste Diagramm an,
das die Fakten dariiber zeigt, was gerade passiert.
Hier haben wir eine relativ neue Entlarvung des
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sogenannten Hockeyschldger-Diagramms, demzu-
folge die Temperaturen weltweit in den letzten
tausend Jahren mehr oder weniger konstant waren
und dann durch die Menschheit plétzlich ange-
stiegen sind. Ein Gerichtsfall hat gezeigt, dass das
Betrug ist. Das bedeutet, dass die heiligen Sym-
bole, auf die Sie sich bei Thren politischen MaB-
nahmen stiitzen, bedeutungslos sind. Die Wirk-
lichkeit wird im unteren Diagramm dargestellt.
Zum Beispiel war es in der mittelalterlichen
Warmzeit viel wéarmer, als es jetzt ist. Wir haben
es also mit einer filschlichen Ubertreibung der
Temperaturen in jiingerer Zeit zu tun, obwohl die
Welt sich in Wirklichkeit abkiihlt. Und wir haben
in Skandinavien bereits extreme Kilte, die etwa in
der ndchsten Woche nach Siiden zieht, was von
uns schon vor langer Zeit vorhergesagt wurde und
die Folge verschiedener Faktoren der Sonnenakti-
vitdt ist — hauptsdchlich, dass es durch geringe
Sonnenaktivitat kdlter wird.

Die zentrale Frage ist: Was macht das CO, bzw.
was macht es nicht? Wenn die Geschichte mit
dem CO, stimmen soll, bedenken Sie, dass nur
0,04 Prozent der Atmosphére CO, sind und dass
davon menschengemachtes CO, nur vier Prozent
von den 0,04 Prozent sind. Von der Groflenord-
nung her heifit das: Wenn der Reichstag die Atmo-
sphére darstellt, dann wire das menschenge-
machte CO, etwas Vogeldreck auf dem Gebédude,
und das CO, selbst wéaren 20 Millimeter. Man will
uns also glauben machen, dass ein Millimeter das
gesamte Klima steuert. Damit dieses Narrativ stim-
men kann, miissen zwei Dinge gegeben sein. Ers-
tens, dass das menschengemachte CO,, vier Pro-
zent vom CO,, die anderen 96 Prozent steuert und
zweitens, dass CO, als solches das Klima steuert.
Wissenschaftliche Fakten zeigen, dass beides
falsch ist. Sehen Sie, wenn menschengemachtes
CO:. das iibrige CO; steuern soll, dann miissen
zum Beispiel Termiten, die mehr CO. abgeben als
der Mensch, nach der Pfeife der Menschen tanzen,
denn sonst hétten die Termiten das Sagen, und
wir miissten Krieg gegen sie fithren. Warum fiih-
ren wir keinen Krieg gegen die Termiten? Beant-
worten Sie mir das. Wie Sie sehen, ist das vollig
absurder Unsinn. Zu behaupten, dass die vier Pro-
zent vom Menschen die tibrigen 96 Prozent steu-
ern, ist eine Natur-Verschworungstheorie.

Und was ist mit dem CO, selbst? Was macht das?
Daten zu einer Million Jahren zeigen, dass der
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Kohlendioxidgehalt sich aus der Temperatur
ergibt und diese nicht bestimmt; er ergibt sich —
gegléttet — aus der Temperatur. Siehe Diagramm.

Niéchstes Bild. Wenn sich CO; wirklich so gut da-
fiir eignen wiirde, Dinge wirmer zu machen,
schlage ich vor, dass Sie sich mal diese Glasfens-
ter ansehen. Man kénnte Doppelverglasung mit
CO, im Zwischenraum einsetzen, und dann
wiirde dieser Raum wéarmer werden, oder? Das
glauben Sie, ja? Also, ein amerikanisches Unter-
nehmen hat das ausprobiert, es hat Doppelvergla-
sung mit CO; drin produziert. Das hat nicht funk-
tioniert und das Unternehmen ist Pleite gegangen.

Drei Zusammenfassungen, die man hier verstehen
muss: Dass der CO,-Gehalt die Folge und nicht die
Ursache von Anderungen bei Temperatur und
Klima ist. Menschengemachtes CO, sind nur vier
Prozent von der Gesamtmenge, die Erwdrmungs-
theorie ist eine verriickte Natur-Verschworungs-
theorie, und die Extreme, die wir jetzt haben,
kommen vom wilden Jet Stream, der von der Son-
nenaktivitdt bestimmt wird.

Jetzt noch ein kurzer Blick auf das, was seit — sa-
gen wir einer Million Jahren — passiert. Wir haben
Eiszeitalter, als Normalzustand, gerade sind wir in
einem Interglazial, und dieses Interglazial, also
wiérmere 10 000 Jahre, innerhalb dessen. In den
letzten 10 000 Jahren gab es neun Spitzen, unge-
fahr alle 1000 Jahre, die letzten waren alle wérmer
als die derzeitige Spitze — alle. Aber in der Ver-
gangenheit gab es laut offiziellen Daten weniger
CO,. Wir wissen, das ist eine wissenschaftliche
Tatsache, dass die gegléttete Durchschnittstempe-
ratur der durchschnittlichen Sonnenaktivitat folgt.
Und darauf steuern wir zu, auf eine geringe Son-
nenaktivitét...

Vorsitzende: Entschuldigen Sie, Mr Corbyn, noch
30 Sekunden.

Piers Corbyn: Dreillig Sekunden, gut... Dann gehe
ich also mal zum Ende, und den Rest konnen Sie
bei Gelegenheit nachlesen.

Das hier ist ein Diagramm der erwarteten Tempe-
raturen, ausgehend von der Arbeit eines Finnen,
Timo Niroma. Es zeigt, dass wir uns auf einen
starken Temperatureinbruch zubewegen. Und hier
ist ein kleines Diagramm, das zeigt, dass die Riick-
kopplungsmechanismen, auch die Schneegebiete
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auf der Nordhalbkugel nach jedem Winter, uns
immer schneller in eine kidltere Welt befordern.

Und als Letztes hierzu: Was auch immer die an-
geblichen 97 Prozent der Wissenschaftler sagen —
erstens, es ist irrelevant, wie viele Leute etwas sa-
gen, es kommt auf die wissenschaftlichen Fakten
an, und in jedem Fall ist diese Behauptung falsch,
und eine Untersuchung der Veréffentlichung
zeigt, dass nur 0,3 Prozent der Klimaforscher das
glauben. Und in Amerika haben 31 000 Wissen-
schaftler eine Petition unterzeichnet, mit der die
Beendigung dieser Malnahmen gefordert wird,
weil sie auf Pseudo-Wissenschaft beruhen.

Vorsitzende: Mister Corbyn, ich méchte Sie als
Ausschussvorsitzende darauf hinweisen, weil
vielleicht die Sie einladende Fraktion das nicht
getan hat, dass der Gegenstand der heutigen An-
horung nicht die Frage ist, ob es einen menschen-
gemachten Anteil am Klimawandel gibt oder
nicht, sondern die Auseinandersetzung mit dem
von der Bundesregierung vorgelegten Klimapaket
und ihrem Klimaschutzgesetz. Nur zur Informa-
tion fiir Sie. Das ndchste Wort hat jetzt Prof.
Schnellenbach, bitte schon.

Piers Corbyn: Sicher — ich verstehe es, aber wenn
es auf Nonsens basiert, dann muss man sich die-
sen Gesetzen entgegenstellen.

Vorsitzende: Ja, Herr Corbyn, wissen Sie, wir ho-
ren das jetzt bei jeder Anhoérung, die wir machen,
egal wie der Fortschritt ist. Hier in der Debatte ha-
ben wir immer die gleiche Argumentation der
Fraktion, die Sie eingeladen hat. Es ist ein biss-
chen neben der Debatte, das ist schade.

Prof. Dr. Jan Schnellenbach (Brandenburgische
Technische Universitidt Cottbus): Auch von mir
herzlichen Dank fiir die Einladung. Ich wiirde
gerne aus 0konomischer Sicht ein paar Punkte zu
dem Gesetzentwurf und zu dem Klimaschutzpro-
gramm sagen, wobei ich die tatsdchliche Mehr-
heitsmeinung der Naturwissenschaft in Rechnung
stelle. Das heil3t, wir haben tatsichlich die Auf-
gabe, hier relativ effizient mit dem Klimawandel
umzugehen und den Klimawandel zu verhindern.
Die Frage ist einfach aus meiner Sicht, ob wir das,
mit dem, was die Bundesregierung im Moment
vorhat, tatsachlich effizient schaffen.

Wir sehen im Gesetzentwurf oder im Klima-
schutzprogramm einen relativ niedrigen Preispfad
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vor fiir die CO,-Bepreisung. Es ist zu befiirworten,
dass wir einen Einstieg in die CO,-Bepreisung ha-
ben. Das ist uneingeschrédnkt zu befiirworten. Das
Problem ist, dass tatsdchlich der Preispfad sehr
niedrig ist. Wenn man die Zahlen vom Umwelt-
bundesamt nimmt, dann haben wir Zahlen, die,
was die externen Effekte, die negativen externen
Kosten, die sozialen Kosten einer Tonne CO; be-
trifft, etwa mit 180 Euro pro Tonne in Rechnung
gestellt werden. Da sind wir weit von entfernt. Es
ist aus politischer Sicht klar, dass wir nicht direkt
mit 180 Euro starten kénnen. Aber es wére doch
in der langen Frist zu befiirworten, wenn zumin-
dest am Ende — so in Richtung 2030 — wir uns ver-
bindlich in Richtung 180 Euro pro Tonne bewe-
gen wiirden. Das sehen wir im Moment nicht. Das
fiihrt dann eben auch zu problematischen Anreiz-
effekten. Man berticksichtigt eben nicht, dass man
einen hohen Innovationsdruck hat, sondern man
geht davon aus, dass vielleicht nach 2026, wenn
dann politisch noch mal geschaut wird, wie es
weiter geht, dass dann die Preise auch weiterhin
eher niedrig bleiben.

Man sollte ehrlicherweise von einer Steuer spre-
chen beim Einstieg in den Emissionshandel oder
einer Abgabe — wie auch immer man das nennen
will. Es ist jedenfalls zunédchst Mal kein Emissi-
onshandel. Das ist auch ein systematisches Prob-
lem. Wir betreiben ein bisschen Politikmarketing,
indem man das am Anfang einen Handel nennt.
Aber zunédchst Mal, solange wir die Fixpreise ha-
ben, ist es einfach eine Abgabe. Es wiirde Einiges
dafiir sprechen, stattdessen tatsdchlich von An-
fang an einen echten Emissionshandel einzufiih-
ren. Denn beim Emissionshandel kénnen wir un-
mittelbar die Mengen an CO; steuern. Wir kénnen
unmittelbar eine fixe Menge CO, vorgeben, die in
den Nicht-ETS-Sektoren dann noch verbraucht
werden kann. Und das heifit, ein Emissionshandel
mit einer fixen Menge wire unmittelbar an-
schlussfihig an das Pariser Abkommen. Wir kénn-
ten einfach die Mengenziele, die wir vom Pariser
Abkommen bekommen, iibernehmen. Wir haben
Reduktionsziele. Diese Reduktionsziele kénnten
wir tibernehmen und die kénnten wir dann un-
mittelbar berticksichtigen in einem Emissionshan-
del. Und dann hétten wir tatsdchlich einen fixen
Deckel. Wir miissten uns dann iiber den richtigen
Preis gar keine Gedanken mehr machen, sondern
der Preis wiirde dann vom Markt im Emissions-
handel gefunden.
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Ein Problem ist, dass man diesem Handel, wenn
man ihn hat, dann auch vertrauen muss. Das
heiBt, aus 6konomischer Sicht sollte man tatsach-
lich den Emissionshandel als priméren Steue-
rungsmechanismus verwenden und auf die Sekto-
renziele eher verzichten. Es ist keineswegs so,
dass eine Doppelung der Mechanismen zu mehr
Effizienz fiihrt, sondern die Tatsache, dass man
eine zweite Sédule aufbaut mit den Sektorenzielen
eher dazu fiihrt, dass die Effizienz des Emissions-
handels reduziert wird. Ich wiirde also aus 6kono-
mischer Sicht vorschlagen, stirker dem Emissi-
onshandel zu vertrauen. Stattdessen sollte man
auf das Mikromanagement — man konnte drastisch
sagen: Die Planwirtschaft mit den Sektorenzielen
— doch eher verzichten und tatsdchlich darauf
achten, dass dort Emissionen reduziert werden,
wo es am effizientesten ist. Diese effiziente Re-
duktion, die schafft man mit dem Emissionshan-
del und nicht mit Sektorenzielen.

Die Kompensation fiir die CO,-Bepreisung passiert
im Moment iiber die sinkende EEG-Umlage. Ich
denke, die sinkende EEG-Umlage ist ein separates
Problem. Da haben wir Fehlregulierung, mit der
man umgehen muss und es gibt gute Griinde, den
Strompreis zu senken. Man sollte es aber nicht
unbedingt mit den Einnahmen aus der CO,-Be-
preisung machen. Ich denke, da wére ein Mecha-
nismus der direkten pauschalen Riickerstattung
zu befiirworten. Das hétte bessere Verteilungsef-
fekte und wiirde einen Haushalt mit niedrigem
Einkommen wesentlich stiarker entlasten, wenn
wir einfach eine unmittelbare pauschale Riicker-
stattung vornehmen wiirden, anstatt den Umweg
iber die Strompreise bzw. die EEG-Umlage zu ge-
hen.

Antje von Broock (Klima-Allianz Deutschland):
Herzlichen Dank fiir die Einladung. Die Be-
schliisse von Paris verpflichten die Staaten, die
Erderhitzung moglichst bei 1,5 Grad zu stoppen.
Deutschland hat hier nicht nur aus historischer
Verantwortung eine zentrale Rolle, sondern unser
Land ist ja vorangeschritten bei dem Ausbau der
erneuerbaren Energien und hat mit dazu beigetra-
gen, dass die erneuerbaren Energien heute kon-
kurrenzfihig sind. Also wir haben hier schon eine
Vorreiterrolle eingenommen und sollten diese
auch nicht verlassen. Nichstes Jahr steht die Erho-
hung der nationalen Zusagen im Pariser Abkom-
men wieder auf der Tagesordnung. Die deutsche

Ausschuss fiir Umwelt, Naturschutz und
nukleare Sicherheit

Kommissarin von der Leyen hat schon angedeutet,
dass sie das EU-Klimaziel an die Ambitionen von
Paris anpassen mochte. Es ist mit den Ambitionen
vom Pariser Vertrag ndmlich nicht kompatibel.
Hier wire es sehr wichtig, wenn Deutschland sich
unterstiitzend verhélt. Denn wenn alle Lander
mitziehen, dann kénnen die Ziele schneller und
auch sicherer erreicht werden. Und deswegen ist
es gut, dass das vorliegende Paket gewisse flexible
Mechanismen vorhilt, so dass nachgesteuert wer-
den kann. Genauso wie das auch bei dem erwéhn-
ten Kompromiss mit Revisionsklauseln von der
Kohlekommission schon geschehen ist. Das vor-
liegende Paket enthélt wichtige Elemente. Es ent-
hilt das Klimaschutzgesetz, was von vielen schon
lobend erwédhnt worden ist. Es enthélt eine CO»-
Bepreisung und es schaut auch auf die Energie-
wende.

Bei allen drei Punkten mochte ich ein ,,Aber“
dranmachen: Denn die Sektorziele sind aus mei-
ner Sicht nicht verbindlich genug durch die Mog-
lichkeit, zwischen den Ressorts zu handeln. Des-
wegen haben wir keine Verbindlichkeit der Zieler-
reichung, sondern eher einen Verschiebebahnhof.

Der Emissionshandel wird eingefiihrt als ,,Fake-
Handel“ mit Mindest- und H6chstpreisen. So
kann ein echter Handel nicht entstehen und die
Lenkungswirkung ist mehr als ungewiss. Die
Energiewende macht uns auch grofle Sorgen, denn
die Regelungen, die wir jetzt vorliegen haben zum
Ausbau der erneuerbaren Energien, werden die
Energiewende eher einddmmen.

Insgesamt ist dieses Paket also leider kein tiber-
zeugendes Programm, um die Klimaschutzziele
fiir 2030 einzuhalten. Das 2020-Ziel ist schon auf-
gegeben worden. Das 2030-Ziel zu erreichen steht
weiter in Frage. Von einem fairen Beitrag fiir das
Pariser Klimaabkommen ganz zu schweigen. Die-
ses Programm sorgt leider nicht fiir die politi-
schen Neuerungen, die wir brauchen. Es wird
zwar Neues gefordert — Herr Niebert hat das ge-
rade selber schon gesagt — aber Bestehendes wird
gleichzeitig nicht angetastet.

Wenden wir den Blick auf die Subventionen: Es
gibt zwar neue Subventionen, aber es wird auch
weiter Klimaschéddliches subventioniert. Wenn
man sich die Malnahmen anschaut im Flugver-
kehr, dann wird das, was jetzt vorliegt, die Befrei-
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ung des Kerosins von der Steuer nicht kompensie-
ren konnen. Und die Energiewende ist ein gutes
Beispiel dafiir, dass wir in der Vergangenheit die
erneuerbaren Energien wirklich beeindruckend
ausgebaut haben. Aber dadurch, dass wir nicht
gleichzeitig den Kohleausstieg angegangen sind,
sind die Emissionen nicht in dem Male gesunken.
Also wenn wir Neues fordern, aber Altes nicht
ordnungsrechtlich angehen, dann werden wir
nicht die Emissionsminderung kriegen, die wir
brauchen. Der Ausbau der erneuerbaren Energien
ist derzeit wirklich in einer massiven Krise.

Zehntausende von Arbeitsplédtzen sind in Gefahr.
Aber nicht nur das: Das 65-Prozent Ziel erneuer-
barer Energieanteil bis 2030 kann so nicht erreicht
werden. Die Vereinbarung zu pauschalen Ab-
standsregeln wird den Ausbau verhindern oder
zumindest doch nochmals erschweren. Spétestens
ab dem nédchsten Jahr werden wir Netto einen
Riickgang der Windkraftkapazitdten zu verzeich-
nen haben, denn die Altanlagen gehen aus der
EEG-Forderung. Es braucht bundesweite Vorgaben
fiir die Windkraft, aber nicht mit pauschalen Ab-
standsregeln, sondern mit Natur- und Artenschutz
und fiir eine ausreichende Fldchenausweisung in
den Ldndern. Die Behorden und Gerichte miissen
personell und fachlich besser ausgestattet werden,
denn das wiirde die Verfahren tatsédchlich be-
schleunigen, nicht aber das Schleifen von Natur-
schutzrecht und Rechtswegen. Die Akzeptanz der
Energiewende ist iibrigens ungebrochen hoch. Die
Fachagentur fiir Windkraft an Land hat gerade
wieder eine Umfrage gemacht, die zeigt, dass also
auch die Zustimmung von Menschen in Kommu-
nen, in denen viel Windkraft in der Umgebung ge-
baut worden ist, nicht riickgéngig ist.

Deutschland hat sich zu einem Minderungsziel
von minus 55 Prozent gegeniiber 1990 europédisch
verpflichtet. Mit diesem Paket droht ein Nichter-
zielen der europédischen Klimaziele und die Ge-
fahr, dass auf dem europdischen Markt Zertifikate
hinzugekauft werden miissen, was uns teuer zu
stehen kdme. Danke.

Michael Schifer (WWTF Deutschland): Frau Vor-
sitzende, meine sehr geehrten Damen und Herren
Abgeordnete, ich habe Thnen konkrete Vorschlédge
zur Weiterentwicklung des Klimaschutzgesetzent-
wurfs mitgebracht. Zundchst danke ich Thnen
ganz herzlich fiir Einladung und noch viel mehr
fiir den groBen Arbeitseinsatz, den sehr viele von

Ausschuss fiir Umwelt, Naturschutz und
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Thnen in Ihren Fraktionen und im Parlament in
den letzten Monaten fiir den Klimaschutz erbracht
haben und weiter erbringen. Danke schon.

Wir miissen als Naturschutzorganisationen dieses
Ergebnis natiirlich nicht am Einsatz messen, son-
dern an den Erfolgen, die tatsdchlich dann damit
in Richtung der Pariser Klimaziele vonstatten ge-
hen. Wir miissen es an der naturwissenschaftli-
chen Forschung messen, beispielsweise an Berich-
ten des IPCC, aber auch denen des Weltbiodiversi-
tdtsrats, die uns sehr deutliche Handlungsempfeh-
lungen mit auf den Weg geben. Gemessen an die-
sen Zielen greift das Klimaschutzgesetz bei wei-
tem zu kurz. Auch die ckonomischen Chancen,
die zuletzt die OECD in ihrem bahnbrechenden
Report "Investing in Climate, Investing in Growth”
dargestellt hat, konnen mit diesem Klimapaket
nicht fiir die Bundesrepublik Deutschland geho-
ben werden. Das ist sehr schade.

Ich mo6chte aber dariiber hinaus noch sagen, dass
das erkennbare Bestreben der Bundesregierung,
durch dieses Paket die Wirtschaftsakteure nicht
zu Uberfordern und soziale Hirten zu vermeiden,
nicht erreicht wird. Denn mit jedem Jahr des z6-
gerlichen Handelns wird der Emissionssenkungs-
pfad, den wir vor uns haben, steiler und die Ge-
fahr sozialer Harten und wirtschaftlicher Disrup-
tion groBer. Das heifit, das Gegenteil von dem, was
hier versucht wurde, tritt ein. Ein besonderes
Problem sehen auch wir bei den erneuerbaren
Energien, insbesondere bei der Windenergie an
Land. Die erneuerbaren Energien sind der Grund-
pfeiler fiir den Klimaschutz im Industriesektor, im
Wirmesektor und im Verkehrssektor. Der dramati-
sche Einbruch bei dem Windenergiezubau an
Land, den wir gerade erleben, bedroht den Klima-
schutz insgesamt. Hier sind im Klimapaket sogar
neue Hiirden angekiindigt statt bestehende abzu-
bauen. Wir bitten das Parlament besonders darauf
zu achten, dass das nicht umgesetzt wird, sondern
im Gegenteil, dass die bestehenden Hiirden abge-
baut werden.

Zum Klimaschutzgesetz, das ein echter Lichtblick
im Rahmen dieses Pakets ist, m6chte ich sagen: Es
modernisiert die politische Steuerung. Es macht
es wahrscheinlicher, dass wir Strafzahlungen fiir
das Nichterreichen unserer EU-Verpflichtungen
deutlich reduzieren konnen und es ermdoglicht,
die Investitionssicherheit deutlich zu erh6éhen.
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Letzteres liegt aber daran, dass von Anfang an die
Malnahmen so geplant werden, dass sie auch die
Ziele erreichen. Je weiter wir davon entfernt sind
— wie im Moment —, umso grofBer ist die Gefahr
jahrlicher Nachsteuerungen, was natiirlich auch
tiir die Investitionssicherheit negative Auswirkun-
gen hat. Die konkreten Anderungen, die wir Thnen
vorschlagen, sind Folgende: Zum einen schlagen
wir vor, bei der Zieldefinition auch das 2040-Ziel
und das Langfristziel der Klimaneutralitdt ganz
explizit in die Ziele aufzunehmen. Das erméglicht
es gerade fiir Industrien mit langen Investitions-
zyklen eine gewisse Sicherheit herzustellen. Dazu
haben wir IThnen einen Formulierungsvorschlag
gemacht. Zum anderen empfehlen wir Thnen, in
diesem Gesetz die Rolle des Deutschen Bundes-
tags zu stdrken. Dazu schlagen wir vor, den Exper-
tenrat auch damit zu beauftragen, Hinweise zu ge-
ben, wie sich alle neuen Gesetzesvorhaben auf
den Klimaschutz auswirken als Grundlage fiir die
Bundestagsbefassung. Wir schlagen Thnen vor,
dem Bundestag das Recht zu geben, den Experten-
rat mit Sondergutachten zu beauftragen, wie wir
sie etwa im Rahmen der Review-Prozesse beim
Kohleausstieg, aber auch bei anderen Themen,
brauchen kénnen. Wir schlagen Ihnen vor allem
vor, der Expertenkommission zusétzlich den Auf-
trag zu geben, schon im néchsten Jahr eine Be-
standsaufnahme, ein stocktake zu machen, weil
sie sonst erst 2021 anfangen wiirde zu arbeiten
und wir ein weiteres Jahr verlieren wiirden. Die-
sen Vorschlag diskutieren wir gerne mit Thnen,
wenn Sie Interesse haben, dieses Gesetz noch wei-
ter zu entwickeln. Wir wiirden uns dariiber sehr
freuen. Wir bieten dazu auch ein parlamentari-
sches Friihstiick am Dienstag fiir alle interessier-
ten Abgeordneten an. Ich hoffe sehr, dass Sie die
parlamentarische Beratung des Gesetzentwurfs
und auch des Pakets insgesamt nutzen, um weiter
Schritte hin zur Verbesserung dieser Vorschlédge
zu machen, so dass wir tatsachlich Investitionssi-
cherheit herstellen kénnen und die MaBnahmen
so aufbessern, dass sie die selbstgesteckten Ziele
in einem ersten Schritt erreichen und so die Vo-
raussetzungen dafiir zu schaffen, diese Ziele auch
anzuheben, wie es das Pariser Abkommen vor-
sieht. Vielen Dank.

Vorsitzende: Vielen Dank — und damit kommen
wir in die erste Frage-und-Antwort-Runde. Also
nochmal zur Erinnerung: Fiinf Minuten, die hier
ablaufen, Frage Antwort inklusive. Es beginnt

Ausschuss fiir Umwelt, Naturschutz und
nukleare Sicherheit

Frau Dr. Weisgerber fiir die Union. Thre Frage geht
an Herrn Prof. Deerberg.

Abg. Dr. Anja Weisgerber (CDU/CSU): Prof. Deer-
berg, das Fraunhofer-Institut arbeitet bekanntlich
zusammen mit der Stahlindustrie. Sie haben es
gerade beschrieben anhand einer Methode, um
CO; aus der Stahlproduktion als Rohstoff fiir die
chemische Industrie zu gewinnen. Sie messen,
wie Sie es beschrieben haben, der Kohlenstoff-
Wirtschaft und dem Wasserstoff eine ganz enorme
Bedeutung zu. Sie sehen darin eine enorme
Chance, um im Bereich der industriellen Produk-
tion CO, einzusparen und gleichzeitig die nationa-
len Klimaziele zu erreichen. Sie haben am Ende
wenig Zeit gehabt noch darauf einzugehen, wel-
che Rahmenbedingungen von Seiten der Politik
notwendig sind. Sie haben ganz kurz die Pipelines
angesprochen. Mich wiirde aber auch noch dar-
iiber hinausgehend interessieren: Welche Rah-
menbedingungen miissen gesetzt werden, damit
diese Technologie vorankommt? Noch eine Frage:
Sie haben auch angesprochen, dass man enorme
Mengen an erneuerbaren Energien braucht. In die-
sem Zusammenhang haben Sie angedeutet, dass
es durchaus méglich ist, diese erneuerbaren Ener-
gien, z. B. Solarstrom, auBerhalb Deutschlands zu
gewinnen und dann in Form von Methan nach
Deutschland zu transportieren. Wie wire dann der
Gesamtbedarf? Wie viel Kubikmeter wéren da not-
wendig und was miissten da noch fiir Rahmenbe-
dingungen gesetzt werden, damit diese Zukunfts-
vision moglich wird?

Prof. Dr. Gorge Deerberg (Fraunhofer-Institut UM-
SICHT): Ich gehe auf die zweite Frage zuerst ein.
Zurzeit ist es so, dass wir etwa 80 bis 90 Prozent
unseres Energiebedarfs durch Importe decken.
Wir koénnen jetzt nicht davon ausgehen, dass wir
das alles hier im Land schaffen. Das heilt, wir
miissen fiir Importe sorgen — diesmal aber regene-
rative. Es gibt dazu Studien, auch vom letzten
Jahr, dass es unter politischen Gesichtspunkten
und Stabilitdtsgesichtspunkten einige Regionen
der Welt gibt, in denen die Bedingungen fiir die
Herstellung erneuerbarer Energien gut sind. Hier
gilt es letztendlich Kooperationen anzugehen, um
entsprechend dann die Infrastruktur aufbauen zu
konnen, damit erneuerbare Energie, z. B. in Form
von Wasserstoff, nach Europa bzw. nach Deutsch-
land transportiert wird. Dazu braucht es natiirlich
erstmal diesen geopolitischen Teil. Es braucht
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aber eine Infrastruktur im Land und diese Infra-
struktur letztendlich kann vielleicht zundchst Mal
auf Basis der bestehenden Erdgasinfrastruktur ge-
nutzt werden. Wir haben gerade eine Umstellung
von L-Gas auf H-Gas, da werden einige Pipelines
moglicherweise frei. Die kann man dann auch fiir
den Wasserstoff nutzen. Insbesondere an der
Rheinschiene sieht man, dass hier der Bedarf sehr
groB ist und sich hier auch eine Ballung ergibt,
um letztendlich eine Wasserstoff-Infrastruktur
entsprechend aufzubauen, die in den nédchsten
Jahrzehnten dann ausgerollt werden muss.

Die Rahmenbedingungen, die wir dazu brauchen,
sind natiirlich zunéichst einmal, erneuerbare Ener-
gien zu haben. Das ist zum einen hier im Land be-
deutsam, aber eben auch bedeutsam fiir die
Markte. Also Anreize zu schaffen, dass die Pro-
dukte, die auf dieser Schiene produziert werden,
dann auch marktfihig sind. Wenn wir an Treib-
stoffe denken, so konnen da Quoten helfen oder
aber der Abbau von negativen Anreizen im
Steuer- und Abgabensystem, um die Erneuerbaren
zu nutzen.

Entscheidend aus meiner Sicht ist noch ein weite-
rer Punkt: Wir miissen den Wasserstoff konse-
quent auch in gesetzlich relevanten Regelungen
berticksichtigen. So miisste z. B. im Netzentwick-
lungsplan ein Abschnitt bzw. Kapitel zum Thema
Wasserstoff aufgenommen werden, damit wir da
gleichgestellt mit Erdgas sind. Erdgas als Versor-
gungsgut hat gewisse Privilegien, die wir beim
Wasserstoff dementsprechend auch bené&tigen
wiirden.

Ich kann mich den Ausfiihrungen zum Thema
CO.-Bepreisung an der Stelle ein Stiick weit an-
schliefBen. Es ist tatsdchlich so, dass — wenn wir
das mal ausrechnen — wir also eine Vergleichs-
rechnung anstellen zwischen einem konventionel-
len, fossilbasiertem Produkt — beispielsweise
Treibstoff — und einem erneuerbaren Produkt, wir
eine Preisdifferenz bzw. eine Kostendifferenz fest-
stellen, die wir letztendlich ausgleichen miissen.
Und dazu wire natiirlich durchaus eine CO,-Be-
preisung geeignet, die aber auf dem jetzigen Ni-
veau nicht ausreichen diirfte. Und da ist die An-
gleichung an das ETS sicherlich sinnvoll.

Abg. Dr. Anja Weisgerber (CDU/CSU): Ich habe
fiir die letzten 36 Sekunden noch eine ganz kurze
Nachfrage.

Ausschuss fiir Umwelt, Naturschutz und
nukleare Sicherheit

Vorsitzende: Dann muss aber innerhalb der Zeit
auch geantwortet werden.

Abg. Dr. Anja Weisgerber (CDU/CSU): Sie haben
,Carbon2Chem“ angesprochen. Kénnen Sie das
nochmal kurz beschreiben und ganz kurz sagen,
was fiir Rahmenbedingungen da notwendig wé-
ren.

Prof. Dr. Gorge Deerberg (Fraunhofer-Institut UM-
SICHT): ,,Carbon2Chem* — da geht es genau um
das System, aus den Stahlwerken Kohlendioxyd
zu nutzen, um sie zu chemischen Produkten zu
transferieren. Die Rahmenbedingungen habe ich
gerade genannt. Was am Ende fiir einen schnellen
Einstieg noch erforderlich wére, wéren natiirlich
einigermalen ziigige Genehmigungsverfahren.
Wenn wir jetzt Chemieanlagen im groBen Stil
bauen, dann diirfen wir nicht 20 Jahre Genehmi-
gungsverfahren durchlaufen. Dann kommen wir
zu spét. Die Technologien sind da.

Abg. Klaus Mindrup (SPD): Zunéchst mochte ich
sagen, dass ich mich iiber die Auﬁerungen von
Herrn Schéfer ausdriicklich gefreut habe. Er hat
gesagt, dass das Klimaschutzgesetz ein echter
Lichtblick ist. Ich mochte betonen, dass die
Klimadebatte erst hier anfdngt. Die zweite Hélfte
dieser Wahlperiode wird ganz klar gepriagt werden
von einer Klimadebatte, denn vor uns liegt eine
Vielzahl von Gesetzgebungsvorhaben. Jetzt zu
meiner Frage an Prof. Dr. Niebert: IThr Kollege
Moch vom DGB hat das Thema ,,gesellschaftlicher
Zusammenhalt®, das Thema ,,Wertschopfung*
und die Bedeutung des Ausbaus der erneuerbaren
Energien besonders betont. Wie sieht das aus
Sicht der Umweltverbdnde aus? Sind Sie auch der
Auffassung, dass der Ausbau der erneuerbaren
Energien in Deutschland weiter stark erfolgen
muss? Ich nenne mal eine Zahl: Gerade einmal 17
Prozent der Endenergie in Deutschland kommt
aus erneuerbaren Energien. Wenn wir nur Strom
betrachten, reden wir uns ein bisschen besoffen.
Wir miissen stattdessen eine gesamthafte Betrach-
tung machen. Wie sehen Sie vor diesem Hinter-
grund die Zahlen des Bundeswirtschaftsministeri-
ums mit der sinkenden Stromprognose und wel-
chen Beitrag leisten die Umweltverbdnde zu einer
starken Akzeptanz? Die zweite Frage: Wir haben ja
auch tiiber Ziele geredet. Teilen Sie meine Auffas-
sung, dass wir europdische Ziele brauchen und
dass wir auf der europdischen Ebene fiir eine Ver-
schéarfung eintreten sollten? Das tun wir tibrigens
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auch, Frau von Broock — die Bundesregierung un-
terstiitzt das ganz stark. Aber wir sollten das ge-
meinsam mit unseren Partnern machen. Zielver-
schérfung ja, aber gemeinsam mit unseren Part-
nern.

Prof. Dr. Kai Niebert (Deutscher Naturschutzring
e. V.): Ich fange mal mit der zweiten Frage an. Wir
brauchen natiirlich nicht nur eine européische,
sondern wir brauchen insgesamt eine weltweite
Energiewende. Das ist erstmal auBlen vor. Das darf
uns aber nicht davon abhalten, tatsachlich voran-
zugehen und den Weg zu beschreiten. Denn wir
erleben ja auch in Europa, dass es Staaten gibt, die
schneller sind als andere. Ich wiirde mir wiin-
schen, dass sich die deutsche Bundesregierung
wieder den Staaten anschliefft — zum Beispiel
Frankreich und die Niederlande, die mit grofen
Schritten vorangehen wollen. Frau von der Leyen
hat ja die Verschirfung der nationalen Klima-
schutzziele ins Spiel gebracht. Das wird tatséch-
lich im Rahmen der Lastenteilung, dem sogenann-
ten , Burden sharing”, auch auf Deutschland zu-
riickfallen. Das heilit, wir konnen unsere bisheri-
gen sdmtlichen Ziele ad acta legen, weil da deut-
lich nachgeschérft werden muss. Die Frage ist:
Schaffen wir das? Da wiirde ich einfach einmal
die Frage nach dem gesellschaftlichen Zusammen-
halt und den Kosten aufwerfen. Wie nehmen wir
dabei die Menschen mit? Die Frage, schaffen wir
das? Da wiirde ich mal nicht auf eine Greenpeace-
oder WWF-Studie eingehen wollen, sondern auf
eine Studie des Bundesverbands der Deutschen
Industrie e. V. (BDI). Der BDI hat einmal durchge-
rechnet, was die Klimaneutralitdat Deutschland
kosten wiirde bzw. was die Klimapfade fiir
Deutschland auf jeden Einzelnen heruntergebro-
chen kosten wiirden. Die Studie gelangt zu dem
Ergebnis: 30 Milliarden Euro wiirde das jedes Jahr
kosten, ab heute gerechnet. 30 Milliarden Euro
sind natiirlich ein Batzen Geld auf der einen Seite.
Wenn ich mir aber auf der anderen Seite an-
schaue, dass wir uns im Moment knapp 60 Milli-
arden Euro an umweltschddlichen Subventionen
leisten, wiirde ich sagen: Dann lasst uns doch das
Geld von gestern auf morgen legen. Das Geld ist
da, die Euros sind da, wir miissen sie nur richtig
investieren. Das vielleicht dazu.

Dann die ganze Frage: Ausbau erneuerbarer Ener-
gien und der Beitrag der Umwelt-, Natur- und
Tierschutzverbdnde dazu. Frau von Broock hat es

Ausschuss fiir Umwelt, Naturschutz und
nukleare Sicherheit

richtigerweise angesprochen. Das, was im Mo-
ment dem Ausbau Erneuerbarer im Weg steht, ist
im GrofBen und Ganzen die Frage von Ausschrei-
bungen. Wir haben an einzelnen Stellen tatsédch-
lich Naturschutzkonflikte. Das will ich gar nicht
kleinreden. Da haben wir auch Konflikte mit un-
seren Mitgliedsverbdnden. Ich kann Thnen hier sa-
gen: Wir sind da dran, wir diskutieren die Fragen
mit unseren Mitgliedsverbdnden. Verschiedene
Studien unserer Mitgliedsverbdande haben aufge-
zeigt: Wenn wir 2 Prozent der Flache Deutsch-
lands fiir Erneuerbare nutzen, konnen wir damit
auf der einen Seite die Versorgung sicherstellen
und sie auf der anderen Seite auch so sicherstel-
len, ohne dass wir in Konflikte mit dem Natur-
und Artenschutz kommen; von daher: Ja, das miis-
sen wir gewihrleisten und kénnen wir auch ge-
wihrleisten. Das ist aber auch der Knackpunkt des
Ganzen. Wenn ich Thnen aus der Kohlekommis-
sion ein Ergebnis noch mitgeben darf, da waren
sich alle einig driiber: Der Kohleausstieg, die
Energiewende, die Verkehrswende, das wird alles
nur funktionieren, wenn wir den Ausbau der er-
neuerbaren Energien deutlich nach oben schrau-
ben und da miissen wir jetzt ran, denn es darf
nicht das passieren, was Frau von Broock aufge-
zeigt hat, wo wir im Moment vor stehen. Wir kom-
men zur Zeit ndmlich eher zu sinkenden Zahlen
bzw. zu einer Stagnation.

Da war noch die Frage nach den Zahlen des Bun-
deswirtschaftsministeriums zu den 65 Prozent
2030. Es stellt sich tatsédchlich die Frage: 65 Pro-
zent von was? Und da sage ich ganz klar, dass ich
diese Zahlen fiir v6llig unrealistisch halte. Wenn
man alleine die Daten der chemischen Industrie
anschaut, die sagt, eine komplette Dekarbonisie-
rung brauche schon den gesamten Strombedarf
von heute. Dann halte ich das fiir realistisch, auch
wenn man bei der Effizienz vielleicht noch nach-
steuern kann. Auch bei der Elektromobilitdt miis-
sen wir noch draufsetzen. Also die Ausbauziele
miissen da deutlich von den Zahlen her nach
oben geschraubt werden.

Abg. Karsten Hilse (AfD): Ich entschuldige mich
erstmal ausdriicklich fiir die versuchte Malrege-
lung der Ausschussvorsitzenden. Natiirlich haben
Sie, Herr Corbyn, Recht, wenn Sie sagen, dass,
wenn die Theorie, auf dessen Grundlage ein Ge-
setz erlassen wird, nicht bewiesen werden kann —
Sie nennen die Theorie ,,Nonsens“ — sich eine
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Gesetzgebung auf Grundlage dieser Theorie ver-
bietet. Wir als Politiker diirfen keine Gesetze er-
lassen, die nutz- und wirkungslos sind, die zudem
der Umwelt nachhaltigen Schaden zufiigen und
breite Schichten der Bevolkerung verarmen las-
sen. Einerseits durch die Verteuerung der Lebens-
haltungskosten im Allgemeinen und andererseits
durch Arbeitslosigkeit. Knapp hunderttausend
Entlassungen sind jetzt schon angekiindigt — es
werden aber sicherlich mehr werden.

Jetzt zu meiner Frage: Die Klimaalarmisten spre-
chen ja stindig davon, dass die derzeitige Erder-
wirmung besonders schnell und ungewo6hnlich
sei. Die mittelalterliche Warmzeit, die in der sog.
,Hockey-Stick-Kurve“ von Michael Mann — das
haben Sie ja gezeigt —, wurde quasi ausgeldscht. In
der Zwischenzeit gibt man ja zu, dass es sie gab.
Man behauptet aber nun, dass es sich nur um ein
regionales Phdnomen handelte. Also erstens: Gab
es in der Vergangenheit schnelle und abrupte Kli-
maverdnderungen auf der Erde? Zweitens: Han-
delte es sich bei den Warm- und Eiszeiten in der
Vergangenheit um globale Klimaschwankungen?

Piers Corbyn: Neuere Erkenntnisse zeigen, dass es
im Prinzip schon globale Schwankungen waren.
Aber ich wiirde als Antwort eine weitere Frage
stellen. Es ist so: Geringe Sonnenaktivitdt — das
zeigen Daten von einer Million Jahren — bedeutet,
dass die Welt kélter wird. Und gerade haben wir
geringe Sonnenaktivitdt und starke Kélteeinbrii-
che, die durch das Falschen von Daten verheim-
licht werden, und das steht alles in der Prdsenta-
tion. Aber in den nédchsten Jahren, ganz sicher im
nédchsten Jahrzehnt, wird es sehr viel kélter wer-
den. Ich méchte also alle Vortragenden hier fra-
gen, ob sie, wenn es dann kilter wird, eingestehen
werden, dass es nicht sein kann, dass sie ihr soge-
nanntes 1,5-Grad-Ziel der Nicht-Erwédrmung
schon erreicht haben, weil die Welt dann kalter
geworden ist — und ob sie deshalb diese Anti-CO,-
MaDBnahmen fallen lassen werden? Ich vermute,
dass sie darauf mit ,,Nein“ antworten werden. Der
Grund dafiir ist, dass das Ganze ein Business ist —
es dient der Besteuerung und der Kontrolle, und
es muss beendet werden. Nicht nur, weil es nicht
auf wissenschaftlichen Erkenntnissen beruht, son-
dern weil es die wirtschaftliche Leistungsfahigkeit
von Deutschland und ganz Europa mindert und
Leid verursacht.

Als Beispiel fiir dieses Leid mochte ich erwédhnen,
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dass jedes Jahr eine Million afrikanische Frauen
sterben, weil sie auf offenem Feuer kochen. Sie
kochen deshalb auf offenem Feuer, weil sie keine
Unterstiitzung fiir die Elektrifizierung bekommen,
denn der Bau von Kohlekraftwerken verstoft ge-
gen verschiedene Strategien der Vereinten Natio-
nen. Eigentlich sollten wir also den Bau von Koh-
lekraftwerken in Afrika finanzieren, um eine Mil-
lion Menschenleben im Jahr zu retten. Oder an-
ders ausgedriickt: Mal angenommen, in Bayern
gibe es keinen Strom, und die Frauen kochen dort
auf offenem Feuer, und dann schldgt jemand vor,
dass man dort Strom bekommen sollte. Wiirden
Sie das unterstiitzen oder nicht? Oder wiirden Sie
sagen: ,,Nein, Sie konnen in Bayern keinen Strom
bekommen, weil Sie die Erde retten miissen“?
Seien Sie doch mal realistisch! Diese Politik be-
ruht auf Unsinn und wird scheitern. Und Sie miis-
sen dazu iibergehen, die Dinge zu tun, die wirk-
lich im Interesse der Menschen sind, die Sie ge-
wihlt haben.

Abg. Dr. Lukas Kohler (FDP): Man sieht ja in der
Runde, dass fast alle sehr intensiv die Frage der
CO,-Bepreisung nochmal in den Raum stellen.

Herr Prof. Dr. Schnellenbach, Sie hatten schon
kurz ausgefiihrt, dass die Positionierung der Sek-
torziele und die Verbindung zur CO,-Bepreisung,
der — Sie sagten — CO,-Steuer, dass es damit ein
Problem gibt. Kénnten Sie nochmal den Zusam-
menhang zwischen einer CO,-Bepreisung und ein-
zelnen sektoralen Zielen herausstellen und viel-
leicht nochmal darauf eingehen, inwieweit das zu
Effizienzen fiithrt? Damit verbunden die zweite
Frage: Warum ist aus Ihrer 6konomischen Sicht
Effizienz gerade bei klimapolitischen MaBnahmen
so wichtig und warum sollte das im Kern unserer
politischen Agenda stehen?

Prof. Dr. Jan Schnellenbach (Brandenburgische
Technische Universitat Cottbus): Der Konflikt
zwischen Sektorzielen und CO.-Bespreisung,
denke ich, lasst sich am besten erkldaren, wenn
man sich zunichst einmal klar macht, warum die
CO,-Bepreisung effizient ist. Warum vor allen
Dingen ein Emissionshandel effizient wére? Der
fiihrt letztendlich dazu, dass diejenigen, die rela-
tiv preiswert Emissionen vermeiden kénnen, dass
die das auch tatsdchlich tun. Das heilit, diejenigen
Marktteilnehmer und diejenigen Biirger, die in der
Lage sind, relativ preiswert Emissionen zu ver-
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meiden, die werden darin investieren. Und dieje-
nigen, die das nicht tun, diejenigen, fiir die es re-
lativ teuer ist, Emissionen zu vermeiden, die wer-
den Zertifikate kaufen. Und so bildet sich dann
durch Angebot und Nachfrage ein Gleichgewicht
auf dem Zertifikatemarkt heraus. Das sorgt dafiir,
dass die Emissionen dort tatsdchlich reduziert
werden, wo es am kostenglinstigsten maglich ist.
Das ist letztendlich ein einfacher Marktmechanis-
mus. Und in dem Moment, wo wir jetzt steuernd
eingreifen und zusétzlich Sektorziele vorgeben,
sorgen wir dafiir, dass eben nicht mehr dort ver-
mieden wird, wo es am kostengiinstigsten ist, son-
dern wir iiben einen politischen Druck auf die
Sektoren aus, fiir die es relativ teuer ist, Emissio-
nen zu vermeiden. Wir sorgen also gerade nicht
dafiir, dass die Emissionen dort reduziert werden,
wo es relativ preiswert moglich ist. Und das pas-
siert letztendlich dann in diesem Gesetzentwurf,
den wir jetzt haben.

Besonders problematisch sehe ich im Gesetzent-
wurf den § 8 an. Das passiert durch politischen
Druck auf die Ministerien, die dann jeweils in ih-
ren Sektoren verpflichtet werden, dafiir zu sorgen,
dass dort bestimmte Emissionsziele erreicht wer-
den. Und wie gesagt: Das ist nicht effizient. Wiin-
schenswert wére es, das effizient zu tun. Einfach,
weil wir hier ein sehr grofles Problem vor uns ha-
ben, das gesellschaftlich sehr teuer wird. Wir ha-
ben tatsédchlich die Aufgabe, das so kostengiinstig
wie moglich zu 16sen. Wir sollten bei der Bekdmp-
fung des Klimawandels so wenig Kosten verursa-
chen, wie es irgendwie moglich ist. Das ist letzt-
endlich auch bedeutsam fiir die Akzeptanz bei der
Bevolkerung. Wenn wir unnétig hohe Kosten ver-
ursachen durch verschiedene MaBinahmen, wenn
wir auch sehr stark regulierend in Form eines
Mikromanagements eingreifen und ordnungs-
rechtlich regulierend bestimmte Vorgaben ma-
chen, wie man sich in bestimmten Sektoren ver-
halten soll, dann sorgt das fiir wesentlich weniger
Akzeptanz, als wenn einfach allgemein ein Men-
genziel vorgeben wird und es dann den Biirgern
bzw. den Marktteilnehmern selbst {iberlassen
wird, effiziente Wege zu finden. Es ist letztendlich
ein freiheitserhaltener Mechanismus, wenn wir
uns auf den Emissionshandel verlassen und nicht
im Detail in die Entscheidung bzw. die Lebens-
stile der Biirger hineinregieren. Wir sollten es, wie
gesagt, den Marktteilnehmern selbst iiberlassen,
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auf dieses fixe Mengenlimit, das wir ja haben, effi-
zient zu reagieren. Das muss man sich in Erinne-
rung rufen. Wir haben mit dem Emissionshandel
ein fixes Mengenlimit. Wir haben dann keine Aus-
weicheffekte mehr, sondern dieses fixe Mengenli-
mit, das politisch gesetzt wird, das wird durchge-
setzt. Die Frage ist letztlich, ob wir dieses fixe
Mengenlimit so effizient und so freiheitserhaltend
wie moglich durchsetzen.

Dann machen wir das mit einem reinen Emissi-
onshandel. Oder ob wir versuchen, Mikro-Ma-
nagement zu betreiben und den Leuten Vorschrif-
ten zu machen, welche Autos sie fahren diirfen,
auf welche Weise sie ihr Haus ddmmen miissen.
Wenn wir im Detail in den Lebensstil hineinregie-
ren, wire das letztendlich fiir die Akzeptanz von
KlimaschutzmaBnahmen ein erhebliches Problem.

Abg. Lorenz Gosta Beutin (DIE LINKE.): Ich
mochte vorweg ganz kurz anmerken, dass ich es
fiir eine Verhohnung des Parlaments halte, wenn
von der AfD jemand eingeladen wird, der nicht
zum Thema redet, der behauptet, die Mondlan-
dung wire ein Fake, Notre-Dame hiétte nicht bren-
nen konnen, weil es aus Stein besteht und der
auch 9/11 in Frage stellt — der uns Sachen prasen-
tiert, die wirklich wissenschaftlich und vernunft-
méBig nicht haltbar sind. Das finde ich problema-
tisch.

Aber jetzt direkt zur Frage an Frau von Broock:
Sie haben eben schon allgemein ausgefiihrt, dass
Thnen das Klimaschutzgesetz nicht ausreichend
ist. Konnen Sie das nochmal spezifizieren an eini-
gen Beispielen, inwiefern Deutschland damit sei-
nen Beitrag zu Paris verfehlt? Und wie groB die
Liicke zu den eigenen Klimazielen 2030 sein
wird? Falls dann noch die Zeit bleibt, die Frage:
Teilen Sie die Einschédtzung, dass wir keine Sek-
torziele benotigen?

Antje von Broock (Klima-Allianz Deutschland):
Also zur Liicke: Wir miissen ja unsere Emissionen
von aktuell 860 Millionen Tonnen auf 560 Millio-
nen Tonnen senken.

Laut Projektionsbericht der Bundesregierung von
2019 soll durch bereits beschlossene MaBnahmen
bis 2030 eine Minderung auf 730 Millionen Ton-
nen erreicht werden. Also der GroBteil, der noch
erreicht werden muss, muss durch das vorlie-
gende Programm inklusive Klimaschutzgesetz er-
reicht werden. Nun waren die Projektionsberichte
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in der Vergangenheit immer sehr optimistisch.
Deswegen gehe ich davon aus, dass der aktuelle
Projektionsbericht auch eher optimistisch ist und
andererseits die Wirkung der beschlossenen Mal3-
nahmen ungewiss ist. Fast alle messbaren MaB-
nahmen, die durch das Bundesumweltministe-
rium vorgelegt worden sind, sind im Paket gestri-
chen worden. Deswegen ist es sehr schwer zu kal-
kulieren, welche Liicke bleibt. Nach der ersten
Schétzung der Agora-Energiewende wird durch
das Paket nur ein Drittel der notigen Emissions-
minderung geliefert. Also wenn wir grob tiber-
schlagen, dann bleiben auf jeden Fall 100 Millio-
nen Tonnen, die noch reduziert werden miissen
und die durch das Paket nicht erreicht werden.
Das grofBte Potential fiir eine schnelle Minderung
ist natiirlich der Kohleausstieg. Es ist sehr, sehr
bedauerlich, dass wir seit Januar einen Kompro-
miss vorliegen haben und die Gesetze auf sich
warten lassen. Diese Verzogerungen erfiillen uns
mit groBer Sorge. Auch die Plidne, die wir bisher
kennen, wonach bei der Steinkohle vor allen Din-
gen auf ein Ausschreibermodell gesetzt werden
soll, gibt mir nicht ausreichend Sicherheit, dass
wir beim Kohleausstieg einen geordneten und
planbaren Ausstiegspfad bekommen. Und wenn
in diesem Jahr keine Beschliisse zur Braunkohle
fallen, dann wird es auch nicht mehr méglich
sein, im nédchsten Jahr mit den Abschaltungen zu
beginnen, die wir brauchen fiir 3,1 Gigawatt, die
zwischen 2020 und 2022 abgeschaltet werden sol-
len. Wenn wir wenigstens sicher das 2030-Ziel er-
reichen wollen, dann darf Datteln IV nicht mehr
ans Netz gehen und dann brauchen wir einen ste-
tigen Ausstiegspfad, der ordnungsrechtlich abgesi-
chert werden muss. Und wer mit dem Kompro-
miss der Kohlekommission die Befriedung eines
gesellschaftlichen Konfliktes angestrebt hat, der
muss jetzt unbedingt liefern, damit das auch pas-
sieren kann.

Sie fragten nach Kritikpunkten zum Klimaschutz-
gesetz. Ich will dies in drei Punkte zusammenfas-
sen. Erstens: Ergdnzung der Klimaziele nach 2030:
Wir kriegen sonst keinen verbindlichen Pfad fiir
das, was nach 2030 passieren muss. Es wurde hier
von den anderen Sachverstdndigen auch schon
ausgefiihrt, dass damit natiirlich keine Sicherheit
fiir Investitionen und Verhaltensdnderungen gege-
ben wird.

Ausschuss fiir Umwelt, Naturschutz und
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Zweitens: Die Kontrolle durch den Expertenrat
halten wir fiir eher unzureichend. Vor allen Din-
gen aber finde ich es sehr bedauerlich, dass Bun-
desrat und Bundestag keinen Zugriff auf diesen
Expertenrat haben — das ist an anderer Stelle auch
schon gesagt worden. Das wire sehr wiinschens-
wert, wenn auch dieses Haus den Expertenrat an-
rufen kénnte und um Vorschldge zu MaBinahmen
bitten kénnte, um hier das Wissen, was dort vor-
handen sein wird, nutzen zu kénnen.

Drittens: Die Sektorziele: Ja, es braucht Sektor-
ziele. Aber es braucht verbindliche Sektorziele,
die einem Ministerium jeweils zugeschrieben wer-
den. Die Moglichkeit, zwischen den Sektoren zu
verhandeln, kann unter Umstidnden dazu fithren,
dass ein Ministerium aufs andere verweist. Da
wird ein Verschiebebahnhof der Verantwortlich-
keiten stattfinden und dann wird es sehr, sehr viel
schwieriger sein, die Ziele insgesamt zu erreichen.

Abg. Lisa Badum (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):
Ganz kurz noch eine Bemerkung zu Herrn Corbyn.
Auch fiir mich ist Thre wissenschaftliche Glaub-
wiirdigkeit fragwiirdig. Die muss ich ein bisschen
in Zweifel ziehen, wenn man bedenkt, dass Sie
schon mehrfach Mini-Eiszeiten fiir die Erde vor-
hergesagt haben, zuletzt 2003 oder auch 2016, die
nicht eingetreten sind. Da muss man sich dann
schon fragen, wo das herkommt.

Aber was mich sehr viel mehr bewegt, ist der Ap-
pell von 11 000 Wissenschaftlerinnen und Wis-
senschaftler, die als Gemeinschaft international
gewarnt haben, dass wir uns im Klimanotstand
befinden und das unségliches menschliches Leid
auf uns zukommt, wenn wir nicht bald umsteu-
ern. Wir miissen unseren deutschen Beitrag zur
Klimapolitik aus diesem Lichte betrachten. Wenn
wir sehen, dass mit diesem vorgelegten Klimapa-
ket das Klimaziel 2020 voraussichtlich erst 2025
erreicht wird, wenn man bedenkt, dass sich die
Bundesregierung noch ein Restbudget von 13 Mil-
liarden Gigatonnen CO:; fiir Deutschland raus-
nimmt, was uns auf Grund unseres Anteils an der
Weltbevolkerung iiberhaupt nicht zusteht und
selbst dieses Budget nicht anndherungsweise er-
reicht — dann, Herr Mindrup, sehe ich einige Prob-
leme hinsichtlich unserer Glaubwiirdigkeit, auch
im europdischen Kontext fiir ambitioniertere Kli-
maziele zu verhandeln. Ich glaube, da miissen wir
uns in der Weltgemeinschaft anders aufstellen.
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Jetzt die Frage: Wenn wir uns die Bauweise des
Klimapakets anschauen und an welchen Stellen
wir noch drehen miissten, um noch auf einen
richtigen Pfad zu kommen, wiirde mich sehr der
Sektor Industrie interessieren. Das ist auch schon
von Herrn Deerberg, Herrn Niebert und Frau Dr.
Weisgerber, die gerade nicht mehr da ist, ange-
sprochen worden. Es ist bezeichnend, dass die
Union sich fiir ihr eigenes Klimapaket so wenig
interessiert.

Denn die Industrie verursacht am zweitmeisten
Emissionen in Deutschland: Wir haben Stahl, wir
haben Zement, wir haben Kunststoffindustrie — al-
les Bereiche, in denen wir viel tun kénnten. In
diesem Zusammenhang wiirde mich interessieren,
Herr Schifer: Welche Chancen und Potentiale ste-
cken denn fiir die Industrie in diesem Klimapaket
drin und welche Potentiale konnten vielleicht
noch gehoben werden?

Michael Schifer (WWF Deutschland): Der Sektor
Industrie zeigt sehr gut, dass es nicht nur mit in-
krementalen Anderungen an diesem Paket getan
ist. Das ist der zweitgrofite Verursacher von CO,-
Emissionen in Deutschland und dieser Sektor
kommt kaum vor in diesem Klimapaket. Es fehlen
die Rahmenbedingungen, um hier tatsdchlich zu
einer Treibhausneutralitdt zu kommen — Rahmen-
bedingen tibrigens, die inzwischen von der In-
dustrie selber immer stérker eingefordert werden.
Die Industrie sieht natiirlich, was international
auf sie zukommt. Im Sektor Industrie eine Treib-
hausgasneutralitdt zu erreichen, ist ein extrem am-
bitioniertes Unterfangen. Es geht hier insbeson-
dere um vier Bereiche. Das eine ist, kurzfristig vor
allem die Effizienz zu erhdhen. Dann geht es um
neue Prozesse — also da, wo wir jetzt Fossile ein-
setzen in den Prozessen, das auf erneuerbare Ener-
gien umzustellen. Das braucht mehr erneuerbaren
Strom. Und dann geht es darum, die Kreislauf-
wirtschaft auf ein ganz neues Level zu heben und
tatsdchlich zu geschlossenen Stoffkreisldufen zu
kommen. Und zuletzt in einem kleinen Restbe-
reich auch um CCU (,,Carbon Capture and Utilisa-
tion“) und CCS (,Carbon Capture and Storage®).
Nichts von diesen Weichenstellungen wird mit
dem jetzigen Klimapaket iiberhaupt nur angegan-
gen. Das kann zu Wettbewerbsnachteilen fiir die
Industrie fithren. Da steht eine Erneuerung ganzer
Anlageparks, die zeitweise noch aus der Marshall-
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plan-Zeit kommen, in den nédchsten 10 bis 15 Jah-
ren bevor. Wir miissen jetzt die Rahmenbedingun-
gen dafiir setzen, dass wir da nicht , stranded in-
vestments“ gebaut bekommen. Die Industrie
braucht Sicherheit, damit sie die neuen Prozesse
auch durch neue Anlagen erméoglicht. Von dieser
Rahmenbedingungssetzung ist im Klimaschutzpa-
ket bisher keine Spur. Das ist extrem beunruhi-
gend. Wir erleben in unseren Gesprachen mit der
Industrie auch die Frage der erneuerbaren Ener-
gien immer stdrker. Unternehmen, die noch vor
fiinf Jahren gesagt haben, die Erneuerbaren sind
das Problem, die sind schwankend. Die sagen uns:
Zu wenig Erneuerbare sind inzwischen das Prob-
lem in Deutschland fiir die Industrie. Es hat ein
kompletter Wechsel der Sichtweisen stattgefun-
den, den das politische Handeln noch nicht re-
flektiert. Ich mdchte nochmal an Sie appellieren:
Die neuen Hiirden, die die Bundesregierung fiir
den Zubau fiir die Windenergie an Land angekiin-
digt hat — bitte stoppen Sie die im Deutschen Bun-
destag! Wir miissen bestehende Hiirden abbauen,
auch fiir die Zukunft der deutschen Industrie, fiir
Mobilitdt und Warmesektor statt neue Hiirden zu
errichten. Das ist der Grundpfeiler allen klimapo-
litischen Handelns, was wir vor uns haben.

Vorsitzende: Wir starten damit in die zweite und
leider auch letzte Runde. Wir haben nur noch et-
was iliber eine halbe Stunde.

Abg. Dr. Anja Weisgerber (CDU/CSU): Herr Dr.
Barthel, wir haben jetzt im Klimaschutzprogramm
wirklich ein hervorragendes Paket zum Thema
Energieeffizienz. Neben der bestehenden KfWw-
Forderung, die wir auch noch attraktiver machen
wollen, bekommen wir jetzt die steuerliche Forde-
rung, fiir die ich mich auch seit vielen Jahren ein-
setze. Wir wollen uns da auch ganz bewusst fiir
den unbiirokratischen Weg entscheiden. Wir wol-
len die Qualitdtskontrolle trotzdem durch den
Handwerker garantieren, dass die Mafinahme
auch wirklich zu mehr Energieeffizienz fiihrt.
Welche Impulse erwarten Sie von diesem Instru-
ment fiir den Klimaschutz und fiir das Handwerk?
Natiirlich ist das Handwerk im Moment sehr stark
im Einsatz. Aber wir sind der Meinung, dass das
wirklich enorme Potentiale hat und auch einen
Schub auslésen kann. Und an Herrn Dr. Ruge vom
Landkreistag: Wir sind iiberzeugt, dass Klima-
schutz nur mit Akzeptanz in der Bevilkerung
geht. Es darf nicht dazu kommen, dass Stadt und
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Land gegeneinander ausgespielt werden. Es geht
fiir mich jetzt nochmal um die verkehrspoliti-
schen MaBnahmen. Wie bewerten Sie die ver-
kehrspolitischen Mainahmen des Pakets? Sind sie
geeignet fiir die Herausforderungen des landli-
chen Raums, beispielsweise fiir einen Pendler?

Dr. Alexander Barthel (ZDH): Ich habe ja schon
eingangs gesagt: Wir begriilen ausdriicklich, dass
nun ein neuer, hoffentlich erfolgreicher Anlauf
unternommen wird, die steuerliche Sanierungs-
forderung fiir selbstgenutztes Wohneigentum auf
den Weg zu bringen. Was erwarten wir davon?
Wir erwarten — wenn die Rahmenbedingungen
stimmen —, dass auch in den Unternehmen ent-
sprechende zusétzliche Kapazitdten aufgebaut
werden, um dann den absehbaren zusatzlichen
Auftragsbestand abzuarbeiten. Dabei ist es fiir uns
ein wichtiger Punkt, auf die Verldsslichkeit der
Rahmenbedingungen hinzuweisen. Ich hatte es
vorhin schon im Kontext des Klimaschutzgesetzes
angesprochen. Wenn wir nun damit rechnen miis-
sen, kiinftig im Jahrestakt neue Modifizierungen
der Rahmenbedingungen zu bekommen, dann ha-
ben wir nicht das notwendige Vertrauen der Un-
ternehmen, die Kapazitdten aufzubauen. Dariiber
hinaus brauchen die potentiellen Investoren eine
gewisse Langfristigkeit, um die Planung in Angriff
zu nehmen. Deswegen ist es grundsétzlich positiv,
dass das Vorhaben auf zehn Jahre angelegt ist.
Vielleicht fillt der eine oder andere Schatten jetzt
etwas aus der aktuellen Sicht im Hinblick auf die
Zielerreichung des Gesamtproblems.

Wir regen aber an, dass die Elektromobilitdt im
Kontext dieses Gesetzes mit berticksichtigt wird.
Es wird ja momentan viel unternommen, um im
offentlichen Bereich entsprechende Ladestellen
aufzubauen. Dabei findet aber der GroBteil der La-
devorgédnge selbst im privaten und gewerblichen
Bereich statt. Insoweit regen wir an, dass der For-
derkatalog dessen, was in der steuerlichen Sanie-
rungsforderung vorgesehen ist, ergédnzt wird um
den Aufbau von Ladeinfrastruktur im selbstge-
nutzten Wohneigentum. Unter Effizienzgesichts-
punkten sollte, miisste, diirfte man nach unserem
Dafiirhalten alle Vorkehrungen mit einbeziehen,
die zu effizienzbegriindenden Smart-Home-Losun-
gen geeignet sind.

Dr. Kay Ruge (Deutscher Landkreistag): Wir teilen
alle Ausfithrungen zur Akzeptanz. Auch wir wol-
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len Stadt und Land nicht gegeneinander ausspie-
len. Wir sehen die besondere Betroffenheit im
léndlichen Raum. Wir halten deshalb die ver-
kehrspolitischen Maflnahmen fiir grundsétzlich
geeignet. Das mit der Pendlerpauschale bzw. Mo-
bilitdtspauschale geht klar in die richtige Rich-
tung. Ich hatte einleitend bereits ausgefiihrt: 2021
bis 2026 ist uns zu kurz. Wir brauchen angesichts
der CO,-Bepreisung, wir brauchen angesichts der
KfZ-Steuern, die nachhaltig und dariiber hinaus
stattfinden, auch eine dariiber hinaus gehende
dauerhafte Entlastung im Bereich der Pendlerpau-
schale. Wir sehen, dass das Auto im landlichen
Raum viel stdrker als in den Verdichtungsrdumen
das Mittel schlechthin ist, das Mobilitdt und Teil-
habe sicherstellt. Insofern miissen wir das im
landlichen Raum stédrker beriicksichtigen als wo-
anders. Deshalb halten wir Ladestelleninfrastruk-
tur fir sehr richtig, dass die ausgebaut wird. Denn
auf diese Weise kann man zu alternativen Antrie-
ben kommen und Klimaschutz betreiben.

Wir pléddieren aber dringend dafiir, das technolo-
gieoffen zu machen. All das, was Herr Deerberg
ausgefiihrt hat zum Wasserstoff — insbesondere
auch die Moglichkeit per Autogas — halten wir fiir
sehr richtig, weil das real Nutzen und Mehrwerte
im ldndlichen Raum schaffen kann. Wir halten
auch alternative strombasierte Kraftstoffe fiir sehr
richtig und wiinschen uns, dass nicht eine einsei-
tige Festlegung auf Elektromobilitit erfolgt. Die
anderen MaBnahmen, die im Bereich Verkehr
stattfinden sollen, sind richtig — z. B. Attraktivitat
des OPNV steigern, wissend, dass das im landli-
chen Raum weit weniger relevant ist. Es geht
trotzdem in die richtige Richtung. Wir brauchen
keine rdumliche Konzentration bei den GVFG-
Mitteln. Die Steigerung, die vorgesehen ist, von ei-
ner Milliarde Euro ab 2021 und zwei Milliarden
Euro ab 2025 sind gut. Wir brauchen eine Stér-
kung des Schienenverkehrs, denn wir haben ganz
viele Strecken, die nach wie vor nicht elektrifi-
ziert sind. Das miissen wir nutzen, gerade auch
fiir den ldndlichen Raum. Auch die Reaktivierung
der teilweise durch die Bahn stillgelegten Stre-
cken geht in die richtige Richtung. Beim Radver-
kehr diirfen wir ebenfalls den Ausbau beschleuni-
gen. Dort, wo Schutzstreifen im ldndlichen Raum
gehen, sollten wir auch das stéarker berticksichti-
gen. Die Grundrichtung der verkehrspolitischen
MaBnahmen ist richtig.
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Abg. Dr. Nina Scheer (SPD): Wir haben ja noch
ein bisschen Zeit. Es bleibt auch noch eine zweite
kurze Frage an Herrn Niebert. Die an Herrn Moch
gerichtete Frage: Teilen Sie die Betrachtung, dass
aufgrund einer zu starken Fokussierung auf die
batteriebetriebene Elektromobilitdt wir im Bereich
der erneuerbaren Energien einen massiv zuriickge-
henden Arbeitsmarkt haben? Oder anders ausge-
driickt: Kénnte es nicht durch eine technologieof-
fene Betrachtung noch einen Zuwachs an Arbeits-
platzen geben?

An Herrn Niebert dann die Frage, ob Sie die von
Herrn Ruge angerissene Meinung teilen, dass man
in dem MaBe importabhéngig ist? Also ich war
bisher auf Grundlage der bestehenden Studie im-
mer fest davon tiberzeugt, dass wir auch die ge-
steigerten Ausbaubedarfe erneuerbarer Energien
auch heimisch gewinnen kénnen. Dazu hétte ich
gerne eine Einschédtzung von Ihnen, Herr Niebert.

Frederik Moch (DGB): Wir sehen im Moment tat-
sdchlich, dass der Strukturwandel in der Automo-
bilindustrie beginnt. Der beginnt nicht erst seit
heute. Der nimmt volle Fahrt auf. Die Frage wird
sein, wie man diesen Strukturwandel so gestaltet,
dass am Ende viel Beschéftigung, viel gute Arbeit
hier in Deutschland in den Produktionsstandorten
bestehen bleibt. Ich glaube, man kann da im Mo-
ment keine abschliefende Prognose zu abgeben.
Wichtig ist, dass man die Aufgabe annimmt, diese
Verdnderungen so zu gestalten, dass Beschifti-
gung gesichert wird. Wir wissen, wenn man sich
die verschiedenen verkehrspolitischen Herausfor-
derungen anguckt, dass in bestimmten Bereichen
Wasserstoff oder alternative Antriebe jenseits der
Elektromobilitdt notwendig sein werden, sonst
wird man das mit den Klimazielen nicht hinbe-
kommen. Deshalb werben wir immer dafiir, mog-
lichst breit Technologien einzusetzen. Ich wiirde
das verkniipfen wollen mit einem Punkt, der da-
ran anschlieBit. Die Frage ist ja, wie man diese
wirtschaftlichen Chancen generell nutzen kann,
um zu Arbeitspldtzen zu kommen, die bei der
Energiewende wichtig sind. Ich hatte eingangs die
Wichtigkeit von Investitionen erwéhnt. Das ist,
glaube ich, ganz entscheidend, dass Sie mit den
Regelwerken, die Sie auf den Tisch legen, diese
Investitionssicherheit darlegen miissen. Sie miis-
sen diese sicherstellen, um neue Beschaftigungs-
felder zu schaffen, wo an anderer Stelle vielleicht
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welche wegfallen. Denn das zeichnet Struktur-
wandel aus: Verschiebung zwischen Branchen
und Regionen. Das muss man politisch managen,
das kann man nicht dem Markt {iberlassen — das
wiirde am Ende des Tages sonst zu Briichen fiih-
ren.

Prof. Dr. Kai Niebert (Deutscher Naturschutzring
e. V.): Wir reden bei der Energiewende in letzter
Zeit nur noch sehr stark {iber den Ausbau erneuer-
barer Energien, der nicht stattfindet. Von daher
miissen wir deutlich iiber EffizienzmaBnahmen
reden, um dann den Bedarf doch nicht so durch
die Decke steigen zu lassen, wie es im Moment
aussieht. Die Frage war aber, ob wir es schaffen,
heimisch den Energiebedarf zu decken? Wir befin-
den uns in einem europédischen Strommarkt. Von
daher wird es immer einen Import und Export
iiber die Grenzen geben. Es geht also eher darum,
ob wir es Netto schaffen. Schaffen wir es am Ende
des Tages, das im Gesamtpaket zu decken? Die
Analysen, die wir haben, zeigen ganz klar: Durch
einen wirklich klugen, gesteuerten Ausbau der
Windenergie an Land, durch einen gesteuerten
Ausbau der Offshore-Windparks und einen wirk-
lich stark vorangetriebenen Ausbau der PV-Anla-
gen, gerade auch auf 6ffentlichen Bauten, die ste-
hen noch ganz hinten an, kénnen wir das schaf-
fen.

Abg. Karsten Hilse (AfD): Eine Vorbemerkung na-
tlirlich auch von mir: Wenn Du das Argument
nicht angreifen kannst, dann greife denjenigen an,
der das Argument vorbringt. Diese Vorgehens-
weise ist typisch fiir linksgriine Gesinnungsgenos-
sen. Und natiirlich auch fiir diejenigen, die mit
dem Geschift Klimahysterie bereits Milliarden
Euro verdient haben und noch mehr verdienen
wollen. Und fiir diese Profiteure geht es natiirlich
nicht darum, die Welt zu retten, sondern letztend-
lich darum, sich die Taschen mit dem Geld ande-
rer voll zu machen.

Mister Corbyn, also meine Frage: Letztendlich be-
ruht unser Wohlstand auf der Bereitstellung kos-
tenglinstiger Energie. Sie hatten das schon er-
wihnt. Dieser Wohlstand und die dadurch besse-
ren Lebensbedingungen wirken sich natiirlich
auch auf die Lebenserwartung aus. Zudem beféhi-
gen uns unsere konomischen Grundlagen erst
dazu, iberhaupt Umweltschutz zu betreiben.
Diese KlimaschutzmaBinahmen pliindern ja nicht
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nur die Bevolkerung aus, sie zerstoren letztend-
lich auch unsere wirtschaftlichen Grundlagen, die
uns erst befahigen, Umweltschutz zu betreiben.
Welche Entwicklung prognostizieren Sie fiir
Deutschland und Europa, wenn wir diesen Irrweg
weiter verfolgen?

Piers Corbyn: Jemand schien vorhin negative Be-
merkungen iiber mich zu machen. Ich méchte da-
rum bitten, diese zuriickzunehmen, weil ich sehr
wohl qualifiziert bin.

Weltweit betrachtet miissen wir uns im Klaren
sein, dass die sogenannten erneuerbaren Energien
nur zwei Prozent der weltweiten Energie ausma-
chen. Und was auch immer Sie in Deutschland
oder Europa oder Amerika zur CO,-Minderung
tun, wird wirkungslos sein. Nicht nur, weil China
gerade eine neue Bahn gebaut hat, um jahrlich 200
Millionen Tonnen Kohle zu transportieren, das ist
das eine. Das andere ist, dass im Meer 50 mal
mehr geldstes Kohlendioxid ist als in der Luft. Das
bedeutet: Was immer man mit der Luft macht, es
wird vom Meer gesteuert. Wenn man das Meer er-
wiérmt, kann es CO; abgeben, und wenn man es
abkiihlt, kann es CO, aufnehmen. Und die Griinde
fiir die CO,-Zunahmen haben nichts mit der
Menschheit zu tun. Sie haben mit der mittelalter-
lichen Warmzeit zu tun, mit Nachwirkungen der
damaligen Erwdrmung und der Subduktion vom
zusitzlichen CO; in Strémungen, die von Gron-
land unter das Meer gingen und jetzt wieder auf-
tauchen. Das kann man in den Ver6ffentlichungen
nachlesen. Die Sache ist also die: Was auch immer
Sie tun, Thre Mafinahmen werden keine Auswir-
kungen auf das CO, haben — das geht gar nicht.
Das Meer hat die Macht, und die Sonne hat die
Macht iiber das Meer.

Ich wiirde also anregen, dass Sie diese ganzen
Anti-CO,-MaBnahmen ausmustern und dort Geld
fiir Thre Menschen ausgeben sollten, wo es ge-
braucht wird. Ich wiederhole noch einmal die
Frage: Wenn es in zehn Jahren kilter wird — also,
in ungefdhr zehn Jahren, sagen wir, in fiinf bis 25
Jahren wird es extrem kalt — dann sollten Sie logi-
scherweise mit Ihren Maflnahmen aufhoren, die
Sie nach eigener Aussage brauchen, um die CO,-
Menge zu reduzieren, weil es zu warm wird, denn
es wire ja nicht zu warm. Aber ich fordere Sie
heraus, weil ich weil}, was Sie sagen werden. Sie
wollen ja, dass diese Mafinahmen weiter Geld pro-
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duzieren. Und dazu wiirde ich sagen: Bei 6kologi-
schen Maflnahmen muss man zwischen echt 6ko-
logisch und pseudo-&kologisch unterscheiden.
Elektroautos wiirde ich als pseudo-6kologisch be-
zeichnen. Nicht, weil es nicht schén ist, ein leises
Auto zu haben, natiirlich ist es das, und eins, das
das eigene Umfeld nicht verschmutzt. Aber der
CO,-FuBabdruck eines Elektroautos ist ungefahr
zweimal so grofl wie der von einem Benziner. Das
liegt daran, dass man ein Kraftwerk braucht, das
den Strom produziert, man muss die Batterie la-
den und entladen, es besteht Ineffizienz, und au-
Berdem transportiert man ein schweres Gewicht
in seinem Auto mit sich herum in Form einer Bat-
terie. In Wirklichkeit dienen Elektroautos also
dazu, dass sehr reiche, nicht sehr intelligente
Leute damit zeigen, was fiir gute Menschen sie
sind. Ich weil nicht, wie viel Zeit ich noch habe,
iiber diese Dinge zu reden... Aber... 30 Sekun-
den? Ja. Gut.

Bitte sehen Sie sich die tatsdchlichen Gegebenhei-
ten an, die sinkenden Temperaturen. Achten Sie
darauf, was in den ndchsten Jahren passieren
wird. Und unterscheiden Sie bei jeder politischen
MaBnahme zwischen 6kologisch und pseudo-Gko-
logisch. Die meisten Mafinahmen, die Sie vorbrin-
gen, sind pseudo-tkologische MaBnahmen, von
denen die supranationalen Konzerne und die Su-
perreichen profitieren. Mit der aktuellen soge-
nannten Reichtums-Umverteilung im Rahmen von
UN-MaBnahmen wird in Wirklichkeit Reichtum
nach oben verteilt, nicht nach unten.

Vorsitzende: Herr Hilse, Thr Sachverstdndiger hat
jetzt davon geredet, dass wir diese Politik machen
wollen, weil wir Geld verdienen wollen — wen
auch immer er da angesprochen hat, aber diesen
Kreis hier. Sie haben Profiteure, die sich die Ta-
schen vollstecken, genannt. Ich méchte jetzt von
Ihnen wissen, wen hier im Raum Sie damit mei-
nen.

Abg. Karsten Hilse (AfD): Ich habe nicht von je-
mandem hier im Raum gesprochen. Ich habe von
denen gesprochen....

Vorsitzende: Driicken Sie sich zukiinftig ein biss-
chen klarer aus.

Abg. Karsten Hilse (AfD): Ich habe von denen ge-
sprochen, die geniigend Geld haben ...... Okay. Ich
wollte hier niemanden persénlich ansprechen.
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Vorsitzende: Dann sind wir ja einer Meinung.

Abg. Dr. Lukas Koéhler (FDP): Ich habe zwei Fra-
gen an Herrn Professor Schnellenbach und an
Herrn Schéfer.

Herr Professor Schnellenbach: Sie hatten eben
ganz kurz § 8 des Klimaschutzgesetzes und zwar
die MaBnahmen bei Uberschreitung der Jahres-
emissionsmengen angesprochen. Da wiirde ich
mich nochmal néher fiir interessieren. Das ist ein
bisschen eine Frage der Kreativitidt. Welche So-
fortmaBnahmen konnten Sie sich vorstellen, die
z. B. im Verkehrssektor innerhalb eines halben
Jahres wirksam werden? Und damit verbunden
die folgende Frage: Wir wollen ja — ich glaube
Prof. Dr. Niebert hatte das richtigerweise ausge-
fiihrt — verhindern, dass es den Kaskaden-Effekt
gibt. Denn sonst wird alles extrem teuer und ext-
rem ineffizient — da kommen wir zu gar nichts.
Das heiBt, wir miissen nicht nur Budgets verteilen
innerhalb der Ressorts, sondern auf SofortmaDl-
nahmen gehen. Da wiirde mich Thre Einschétzung
zu interessieren, wie diese SofortmaBnahmen aus-
gestaltet sein kénnen und welchen Effekt sie dann
hitten, sowohl 6konomisch, als auch gesellschaft-
lich.

Und an Herrn Schifer: Sie hatten es eben in ei-
nem Nebensatz angesprochen, in Ihrer Stellung-
nahme und auf Threr Homepage. Und zwar die
Frage zum CCS. Das ist ja auch im Klimapaket
aufgegriffen. Wir sind uns, glaube ich, einig, dass
wir CCS nicht zur Weiterfithrung von Kohleener-
gie oder Gas in Deutschland nutzen wollen. Aber
richtigerweise sagen Sie, ist es industriepolitisch
durchaus wichtig. Ich finde es gut, dass Sie das
nochmal angesprochen haben. Gerade mittelfris-
tig, wenn wir neutral werden wollen. Sehen Sie
das im Gesetz richtig angelegt? Und wiirden Sie
sagen, dass wir jetzt viel schneller in der Debatte
in Deutschland vorankommen miissen, wie wir
CCS umsetzen wollen und kénnen?

Prof. Dr. Jan Schnellenbach (Brandenburgische
Technische Universitdt Cottbus): Mir fehlt ehrlich
gesagt die Kreativitdt, um mir vorzustellen, wie
eine Sofortmalfnahme aussehen soll, die tatsdch-
lich innerhalb eines halben Jahres bzw. innerhalb
eines Jahres nochmal drastisch den CO.-AusstoB
in einem Sektor wie dem Verkehrssektor redu-
ziert, nachdem man dort ein Emissionsziel geris-
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sen hat. Ich denke, was immer man sich da vor-
stellen konnte, wiirde in Richtung drastische
Zwangsmabnahmen gehen und wire sicherlich
nicht politisch durchsetzbar. Insofern haben wir
da ohnehin das Problem, dass hier letztendlich
Malnahmen einfach nicht existieren, um sehr
kurzfristig diese Sektorenziele zu erreichen. Trotz-
dem wird natiirlich langfristig ein gewisser Druck
ausgeiibt auf die einzelnen Ressorts. Mittelfristig
wird ein Druck ausgeiibt, diese Ziele dann doch
zu erreichen, selbst wenn dann eben kurzfristige
MabBnahmen nicht unbedingt méglich bzw. nicht
politisch durchsetzbar sind.

Aber schon alleine die Tatsache, dass wir mittel-
fristig diesen Druck auf die einzelnen Ressorts ha-
ben, bestimmte Ziele durchzusetzen, schon das
hat letztendlich eine negative Effizienzwirkung.
Denn schon damit wird dem effizienten Mecha-
nismus des Emissionshandels entgegenwirkt.
Denn man hat zwei Mechanismen, die nicht in die
gleiche Richtung wirken. Hier wird letztendlich
ein Druck ausgeiibt, in den Sektoren Emissionen
zu vermeiden, wo das nicht besonders kosten-
giinstig ist. Und eigentlich sollten wir ein Inte-
resse daran haben, zuerst dort Emissionen zu ver-
meiden, wo das sehr kostengiinstig moglich ist.
Von diesem Prinzip weichen wir ab, wenn wir
Sektorziele definieren.

Michael Schifer (WWF Deutschland): Ich kann da
weiterhelfen. Ein Tempolimit ist so eine MaB-
nahme, die sehr schnell wirkt und die sogar lang-
fristig noch viel starker wirkt, wenn die techni-
sche Spitzengeschwindigkeit reduziert wird. Und
das ist sofort umsetzbar. Das machen viele Lander
und Deutschland sollte das auch machen — allein
schon um Verkehrstote zu vermeiden.

Zu Threr Frage zur CCS: Wir haben Prozesse in der
Industrie — etwa in der Zementindustrie, da gibt
es derzeit keine Alternativen zu fossilen Rohstof-
fen. Trotzdem wollen wir die Treibhausgase neut-
ral bekommen. Deshalb ist CCS der einzig mogli-
che Weg derzeit. Dann sollten wir den auch gehen
und vorbereiten, wenn wir das Ziel der Treibhaus-
neutralitit ernst nehmen. Wir sehen die Gefahr
der CCS-Diskussion in den Gesprdchen, die wir
im Moment haben. Die CCS-Frage wird gewisser-
malen als Joker genommen — unter dem Motto:
,Wir miissen ja nichts d&ndern, wir machen ein-
fach CCS.“ Wir miissen aber sehen, dass auch un-
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terirdische Lagerkapazitéten fiir CO; eine be-
grenzte Ressource sind. Das heiit, wir miissen sie
wirklich nur fiir diese Prozesse nutzen, wo wir
keine Alternative haben. Da sehen wir durchaus
eine Handlungsnotwendigkeit. Wie gesagt: Alles
in den Blick nehmen und nicht allein darauf kon-
zentrieren. Das ist die Position des WWF Deutsch-
land. Die wird innerhalb der deutschen Umwelt-
verbiande durchaus sehr kontrovers diskutiert.
Aber ich glaube, dass es das Ernstnehmen der
Ziele eben auch erfordert, alle Wege zu gehen, die
notig sind.

Abg. Lorenz Gosta Beutin (DIE LINKE.): Wenn in
dieser gesellschaftlichen Situation, wo Jiidinnen
und Juden in Deutschland wieder bedroht sind, in
den Deutschen Bundestag mit Herrn Corbyn je-
mand eingeladen wird, der antisemitische Ver-
schworungstheorien verbreitet, Israel sei invol-
viert gewesen in die Anschldge vom 11. Septem-
ber 2001 in den USA, dann hat das eine Relevanz
fiir diesen Ausschuss.

Aber Frau von Broock zum Thema, zweigeteilt die
Frage. Die erste Frage: Ihrer Ansicht nach......

Piers Corbyn: Nein... ich verlange, dass diese An-
griffe gegen mich zuriickgenommen werden. Sie
miissen zuriickgenommen werden.

Abg. Marc Bernhard (AfD): Also entschuldigen
Sie mal, jetzt mochte ich hier unterbrechen. Frau
Vorsitzende, Sie haben sich gerade dariiber aufge-
regt, dass hier irgendjemand anscheinend bezich-
tigt wiirde. Hier wird ein Sachverstdndiger eines
Vorfalls....

Abg. Lorenz Gosta Beutin (DIE LINKE.): Ich kann
das belegen.

Abg. Marc Bernhard (AfD): ...bezichtigt und dann
belegen Sie das bitte auch. Oder machen Sie das
auBerhalb, das ist doch eine unmégliche Diskrimi-
nierung eines Sachverstdndigen. Das geht nicht
Frau Vorsitzende. Wieso greifen Sie hier nicht
ein?

Abg. Lorenz Gosta Beutin (DIE LINKE.): Ich kann

das sofort belegen.

Abg. Marc Bernhard (AfD): Weil Sie hier eine par-
teiische...

Vorsitzende: Horen Sie mal auf hier herumzu-
schreien. Ich habe bei Herrn Hilse auch nicht
wihrend seiner Frage und wihrend der Antwort
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eingegriffen, sondern danach — und genau die
gleiche Aufforderung hatte ich an Herrn Beutin
anschlieBend gestellt, er solle dies bitte belegen
und schreien Sie hier nicht herum, méBigen Sie
sich im Ton.

Abg. Marc Bernhard (AfD): Sie in Threr Sitzungs-
leitung.....

Abg. Lorenz Gosta Beutin (DIE LINKE.): Ich kann
das gerne belegen.

Vorsitzende: Jetzt ist gut, Herr Bernhard!

Abg. Lorenz Gosta Beutin (DIE LINKE.): Als His-
toriker duBere ich nichts, was ich......

Piers Corbyn: Warum wurde ich in dem Zusam-
menhang erwéhnt? Ich bin nicht hier, um tiber
9/11 zu reden... Das ist vollig absurd.

Vorsitzende: Wir kldren das anschliefend.

Piers Corbyn: Nein... ich verlange, dass diese An-
griffe gegen mich zuriickgenommen werden. Sie
miissen zuriickgenommen werden.

Vorsitzende: Ich sagte es gerade. Wir kldren das,
wenn diese Frage und die Antwort durch ist, dann
kldren wir das, Herr Corbyn.

Abg. Lorenz Gista Beutin (DIE LINKE.): Entschul-
digung, als Historiker duBere ich nichts, was ich
nicht belegen kann. Aber Frau von Broock zum
Thema.

Wir sehen ja nun, dass es eine Klimaschutzliicke
gibt. In dieser Situation sind wir der Ansicht, dass
dieser CO.-Preis unwirksam und sozial ungerecht
ist. Gibt es nicht auch ordnungsrechtliche MalB-
nahmen, die man ergreifen miisste, um jetzt effek-
tiv tatsdchlich die CO,-Emissionen zu reduzieren?
Koénnen Sie da vielleicht ein paar nennen? Und
die zweite Frage: Wer profitiert denn davon, wenn
wir keinen Klimaschutz machen bzw. wer leidet
darunter, wenn wir keinen Klimaschutz machen?

Antje von Broock (Klima-Allianz Deutschland):
Ich fange mal hinten an: Wer profitiert davon,
wenn wir keinen Klimaschutz machen? Und wer
leidet, wenn wir keinen Klimaschutz machen?

Es ist ja so, dass die Erderhitzung, die Klimakrise
vor allen Dingen solche Regionen trifft, die am
wenigsten zum Klimawandel beigetragen haben.
Wir haben jetzt schon einen hohen Migrations-
druck in Lindern, in denen sich Diirreperioden
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verldngern und in denen Hurrikans zuschlagen
usw. Der Migrationsdruck wird zwar immer im
Kontext von Deutschland und Europa diskutiert.
Aber in Wirklichkeit sind die Migrationsbewegun-
gen vor allen Dingen inlédndisch und fithren dazu,
dass die Menschen aus der ldndlichen Bevolke-
rung in die Slums der GroBstddte gehen. Also
dass, was wir verantworten, auch wenn wir global

gesehen einen kleinen Anteil an den Emissionen
haben.

Piers Corbyn: Kann ich hierzu eine Tatsache an-
fiihren? Darf ich mich einmischen und eine Tatsa-
che anfithren? Zu den Wirbelstiirmen...

Vorsitzende: Herr Corbyn, es ist bei uns nicht iib-
lich, dass Sachverstdndige untereinander diskutie-
ren. Frau von Brook hat das Wort.

Piers Corbyn: Ja, aber sie sagt... Wirbelstiirme ha-
ben in den letzten zehn Jahren abgenommen und
nicht zugenommen...

Antje von Broock (Klima-Allianz Deutschland):
Insofern profitieren Menschen von Klimaschutz-
mabBnahmen weltweit, wenn wir wirklich in der
Weltgemeinschaft voranschreiten und massiv die
Emissionen mindern. Auch in Deutschland kon-
nen Menschen aber profitieren. Wie schén konnte
es sein, ein elektrisch betriebenes Auto zu haben,
was aullerdem noch weniger Emissionen ausstoft,
also weniger Luftverschmutzungsemission verur-
sacht und weniger Larm macht? Wenn wir Klima-
schutz intelligent gestalten, dann wird es dazu
fithren, dass die Menschen, die gerade an den gro-
Ben AusfallstraBen leben und mit hoher Luftver-
schmutzung belastet sind, dass es denen besser
geht und dass z. B. auch Griinflichengestaltung
innerstdadtisch allen Menschen hilft, ein lebens-
wertes Leben zu haben, dass die offentlichen
Rdume mehr fiir die Gemeinschaft gestaltet wer-
den als fiir den einzelnen Autobesitzer.

Sie haben dann gefragt: Wenn der CO,-Preis un-
wirksam ist, was gibt es noch fiir Mafinahmen?

Also wir glauben auch, dass dieser Einstieg von
10 Euro geradezu ldcherlich ist. Ich habe gestern
noch eine Studie bekommen von 15 Verkehrswis-
senschaftlern, die nochmal gegen gerechnet ha-
ben, eigentlich soll ja der Preis sukzessive um
0,10 Cent Euro pro Liter steigen. Wenn man sich
das dann inflationsbereinigt und um die Energie-
steuerwirkung bereinigt ansieht, dann landen wir
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bei unter 0,03 Cent Euro in den Jahren, in denen
das jetzt projiziert wird. Am Anfang wird es sogar
einen negativen Effekt haben. Dieser Emissions-
preis hat keine Lenkungswirkung.

Was gibt es an ordnungsrechtlichen MaBinahmen,
die man ergreifen konnte? Das Tempolimit wurde
gerade schon erwidhnt. Das ist die einfachste Me-
thode, sehr schnell etwas zu erreichen. Ein ord-
nungspolitischer verordneter Kohleausstieg wire
das Nédchste und wie schon erwéhnt: Der unbe-
dingte Ausbau der Energiewende, was jetzt
schnell voranschreiten muss.

Vorsitzende: So, jetzt miissen wir zwei Dinge kla-
ren, bevor sich Herr Bernhard wieder erregt. Ich
spreche jetzt erst Herrn Corbyn an, dann Herrn
Beutin — seien Sie ganz beruhigt.

Herr Corbyn, ich mdchte Thnen erkldren, dass wir
hier leider keine Diskussion unter den Experten
haben, sondern nur immer die Diskussion zwi-
schen Abgeordneten und Experten. Und deswegen
konnen Sie leider nicht in eine Diskussion mit ei-
nem der anderen Sachverstdndigen einsteigen, der
eine andere Auffassung hat als Sie. Aber seien Sie
versichert: Auch die anderen Experten teilen
wahrscheinlich alle nicht Thre Auffassung und
mussten auch Thnen zuhoren. Das ist einfach so
unter den Experten, das tut mir leid.

Jetzt zu Herrn Beutin. Ich glaube nicht, das es hilf-
reich ist, wenn wir jenseits der fachlichen Argu-
mentationen hier mit Dingen kommen aus der Bi-
ografie. Ich weiB, es gibt noch mehr — zumindest
was Wikipedia sagt —, aber ich méchte Sie bitten,
da Sie das jetzt hier aufgeworfen haben, das zu be-
legen.

Abg. Lorenz Gosta Beutin (DIE LINKE.): Es gab in
Grofbritannien einen Skandal, weil mehrere anti-
semitische Posts von Herrn Corbyn geteilt worden
sind. Ich kann es nochmal ganz wortwértlich nen-
nen: ,Breaking News: Evidence proves US, UK
and Israel orchestrated 9/11 attacks.” Ein
Screenshot kann auch bei Twitter nachgeschaut
werden. Ich bin schon der Ansicht, dass wir hier
im Deutschen Bundestag gegentiber Antisemitis-
mus eine besondere Sorgfaltspflicht haben und
dass wir das auch im Umweltausschuss tun soll-
ten und dass es schon zu unserem Thema auch ge-
hort, da etwas vorsichtig zu sein.
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Abg. Karsten Hilse (AfD): Ich wiisste nicht, was
daran antisemitisch ist.

Vorsitzende: Na ja, das spricht jetzt wieder fiir
Ihre Einschitzung, Herr Beutin. Wenn das nicht
antisemitisch ist .... Aber Herr Beutin, wenn Sie
solche Informationen haben, Sie konnen nicht
vom Sekretariat oder von mir als Ausschussvorsit-
zender erwarten, dass ich im Vorfeld einer Anho-
rung alles priife, was es irgendwie gibt, weltweit
iber die Experten, die eingeladen werden. Wenn
Sie solche Informationen haben, dann lassen Sie
uns das im Vorfeld bereden.

Piers Corbyn: Es sind jede Menge falsche Dinge
im Umlauf. Was mich betrifft: Dieser Tweet war
ein gefdlschter Tweet, und wenn ich irgendetwas
aus Versehen per Retweet geteilt habe, dann sollte
ich darauf hinweisen, dass Retweeten bei mir
nicht bedeutet, dass ich einer Sache zustimme.
Ich retweete oft Dinge, denen ich nicht zustimme,
zum Beispiel Wettervorhersagen, um darauf hin-
zuweisen ... ich bin auf keinen Fall ein Antisemit,
und mein Bruder ebenso wenig. Und mit diesen
Vorwiirfen gegen mich soll natiirlich eigentlich
nur mein Bruder geschwécht werden. Ich habe
sehr viele Freunde, die Juden sind, ich arbeite...

Vorsitzende: Nein, Herr Corbyn, es geht hier nicht
um Thren Bruder, Jeremy Corbyn. Es geht um Sie
hier bei dieser Anhérung. Ich bitte darum, in Zu-
kunft etwas vorsichtig zu sein mit Dingen aus Wi-
kipedia. Ich bitte aber auch darum, mal ein biss-
chen zu iiberlegen, wen man hier einlddt, wer sich
an welche Regeln hélt. Wir haben jedes Mal Aus-
einandersetzungen mit Ihren Sachverstdndigen,
die uns immer mit dergleichen, vielfach ausgefa-
cherten Argumentation darlegen, was wir schon x-
mal von Thnen gehort haben. Sie klauen uns damit
die Zeit, uns mit dem zu befassen, was eigentlich
unsere Aufgaben hier sind. Ich méchte Sie wirk-
lich bitten, vielleicht zur ndchsten Anh6rung mal
jemanden einzuladen, der zur Sache spricht und
nicht immer Thre Theorien wiederholt.

— Beifall -

So, jetzt kommen wir zur letzten Frage in dieser
Runde.

Abg. Lisa Badum (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):
Ich mochte jetzt nur noch Herrn Schifer fragen,
weil Frau von Broock auch schon meine Frage an
Herrn Moch beantwortet hatte. Wir befinden uns
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jetzt am Ende der Anhérung. Fiir mich ergibt sich
das Fazit, dass dieses Klimapaket den Pfad des Pa-
riser Klimaabkommens verlédsst und dass sich die
Regierung damit offiziell vom Pariser Klimaab-
kommen verabschiedet. Es ergibt sich fiir mich die
Schlussfolgerung, dass dieses Paket keine Pla-
nungssicherheit fiir die Wirtschaft enthalt, keine
Dekarbonisierungsstrategie fiir unsere Wirtschaft
und auch nicht sozial gerecht ist. Das haben ja
auch verschiedene Expertinnen und Experten aus-
gefiihrt. Von daher muss ich sagen: Es wire eine
Missachtung der Sachverstdndigen und auch der
Verbdnde, die leider alle nur einen Tag Zeit hat-
ten, Ihre Stellungnahme abzugeben, wenn die
Bundesregierung dieses Paket tatsdchlich so ver-
abschiedet.

Ich méchte jetzt aber noch zum Klimaschutzgesetz
fragen. Ich habe ja ausgefiihrt, dass das Malnah-
menprogramm vollig unzureichend ist. Die GroBe
der Aufgabe bzw. die Menschheitsherausforde-
rung, die wir vor uns haben, wurde in einem
Klein-Klein zwischen der GroKo in einem seltsa-
men Kompromiss verhackstiickt. Das ist wirklich
das Vergeben einer historischen Chance. Jetzt zum
Klimaschutzgesetz, wo es ja darum geht, dass sich
die Regierung nicht nur in dieser Legislatur ver-
pflichtet, sondern dass alle zukiinftigen Regierun-
gen auf den Klimaschutz verpflichtet werden —
egal, welche Partei dort vertreten sein wird und
egal welche Wahlkreisinteressen oder Einzelinte-
ressen dort mitspielen. Deswegen halte ich es fiir
enorm wichtig. Wir hatten bisher das Problem,
dass sich die Bundesregierung selbst kontrolliert.
In einem gewissen Teufelskreis hat sie sich selbst
immer wieder einen Persilschein ausgestellt und
dann diese Klimaziele krachend verfehlt.

Herr Schifer, vor diesem Hintergrund: Inwiefern
erhdlt das aktuelle Klimaschutzgesetz Sanktionen
und Kontrollmechanismen? Inwiefern kénnen
sich die Experten einbringen, die Biirgerinnen
und Biirger und der Bundestag, damit dieser bis-
herige Teufelskreis einer nicht erfolgten Selbst-
kontrolle der Bundesregierung durchbrochen wird
fiir jetzt, aber auch fir alle zukiinftigen Bundesre-
gierungen?

Michael Schifer (WWF Deutschland): Also das
Klimaschutzgesetz enthélt keine Sanktionen an
die Bundesregierung, wenn sie die Ziele des Ge-
setzes nicht erreicht. Es ist sogar hochst fragwiir-
dig, ob seine Regelungen einklagbar sind. Der
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Wert des Gesetzes liegt darin, dass es die politi-
sche Steuerung modernisiert, dass es Investitions-
sicherheit zumindest herstellen kann, dass es das
Thema Klimaschutz regelméBigen Evaluierungs-
prozessen unterzieht und die 6ffentliche Debatte
dazu anregt, wenn die Ziele nicht erreicht wer-
den. Ich mochte aber nochmal sagen: Dieses Ge-
setz ersetzt kein politisches Handeln. Es fiihrt
nicht dazu, dass die Ziele irgendwie automatisch
erreicht werden, sondern im Gegenteil: Es braucht
erheblich stdrkeres politisches Handeln, um die
Ziele dieses Gesetzes zu erreichen. Deshalb, als
WWEF Deutschland, der wir seit vielen Jahren auf
ein solches Gesetz hinwirken, fallt es uns etwas
schwer, das jetzt zu feiern. Denn im Zusammen-
hang mit dem vorliegenden Klimaschutz-Paket
stellt sich fiir uns der Eindruck ein, als wiirde die
Politik des ,,Vertagens von Klimaschutz“ auf die
néchste Legislatur weiter fortgesetzt — nur, dass
die Vertagung diesmal per Gesetz erfolgt. Ich bitte
Sie ganz nachdriicklich, uns das zu widerlegen.
Ich méchte deshalb nochmal auf den Passus ver-
weisen, den wir vorschlagen, zuséitzlich dem Ex-
pertenrat ein stocktake aufzugeben. Gleich zu Be-
ginn des néchsten Jahres sollte er bewerten: Wie
weit bringen uns die beschlossenen MaBnahmen,
die der Bundestag und die Bundesregierung bis
dahin beschlossen haben, und wie weit sind wir
noch entfernt vom 40-Prozent-Ziel? Wie weit sind
wir noch entfernt vom 2030-Ziel? Einfach, damit
die Nachsteuerung dann ganz schnell und ganz
entschieden erfolgen kann. Denn der groBe Wert
dieses Klimaschutzgesetzes, dass es Investitionssi-
cherheit schaffen kann, wird nur erreicht, wenn
die MaBnahmen, die am Anfang definiert sind,
auch ausreichen. Wenn sie, wie jetzt vollig abseh-
bar ist, nicht ausreichen, dann laufen wir von So-
fortprogramm zu Sofortprogramm, ohne die Pla-
nungssicherheit, die die Akteure in der Wirtschaft
brauchen, iberhaupt herstellen zu kénnen und

Schluss der Sitzung: 13:06 Uhr
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ia Kotting-Uhl, MdB
Vorsitzende
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die groBen Vorziige dieses Gesetzes zu nutzen.
Deshalb gehéren das MaBnahmenpaket und das
Klimaschutzgesetz zusammen und ich bin Thnen
dankbar, dass Sie beides gemeinsam beraten.

Ich mo6chte abschlieBend nochmal sagen: Es gibt
keine Alternative dazu, dass wir viel entschlosse-
ner handeln. Wir werden eine Erderhitzung von 3
Grad bis 4 Grad Celsius bis zum Ende des Jahr-
hunderts bekommen; wir werden uns als Mensch-
heit an die nicht anpassen kénnen. Wir miissen
jetzt starker, schneller handeln, die Potentiale, die
wir haben, schneller nutzen, weil sonst die Veran-
derungen disruptiv werden, entweder weil der
Emissionssenkungspfad deutlich steiler wird oder
weil wir die Ziele verfehlen. Deshalb: Bitte bes-
sern Sie nach! Nehmen Sie in das Klimaschutzge-
setz einen stocktake auf, damit es gleich weiter
geht und wir ein wirklich wirksames Klima-
schutzpaket bekommen und die Vorteile dieses
Gesetzes im Sinne der Investitionssicherheit dann
auch ausspielen konnen.

Vorsitzende: Wir sind am Ende dieser ersten An-
horung heute. Wir haben nachher noch eine
zweite bewegte Debatte. GrofStenteils haben wir
uns mit dem befasst, was die Bundesregierung
vorgelegt hat. Kritiken waren uniiberhdrbar. Also
wir werden sehen, wie weit die im weiteren, par-
lamentarischen Verfahren dann auch die Chance
haben, einzufliefen und dieses Gesetzespaket
noch zu dndern. Vielen Dank an die Experten fiir
die Expertise und die Zeit, die Sie uns geschenkt
haben. An meine Abgeordneten, Kolleginnen und
Kollegen, wir sehen uns dann, moglichst Viele,
um 14 Uhr wieder zur ndchsten Anhdérung zum
Brennstoffemissionshandel; war etwas aufregend
gerade eben, also eine angenehme Befragung der
Bundesregierung und dann sehen wir uns hier
wieder.
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Im Zentralverband des Deutschen Handwerks
(ZDH) sind die 53 Handwerkskammern wie auch
48 Fachverbande des Handwerks organisiert.
Der ZDH vertritt damit die Interessen von mehr
als einer Million Handwerksbetrieben in Deutsch-
land mit Uber 5,34 Millionen Beschéftigten und
rund 420.000 Auszubildenden.

Grundsatzliche Vorbemerkungen

Energie- und klimapolitische Fragen sind fir die
Handwerksunternehmen und ihre Beschéftigten
von hoher Relevanz:

+ Zahlreiche Betriebe leisten ihren wichtigen
und unverzichtbaren Beitrag beim Bau
energieeffizienter Neubauten sowie bei der
energetischen wie auch bei der digitalen
Gebaudeertichtigung und sind kompetente
Berater ihrer Kunden nicht nur in Fragen der
Energieeffizienz oder zu Smart-Home-
Ldsungen. Sie arbeiten am Auf- und Ausbau
dezentraler  Energieversorgungsstrukturen

auf der Grundlage erneuerbarer Energien
wie auch an der Errichtung der fir die Elekt-
romobilitat zentralen Ladepunkte. Nicht min-
der stark engagiert sind immer mehr Hand-
werksunternehmer zudem bei der energeti-
schen Optimierung ihrer eigenen Betriebs-
statten.

+ Alle Handwerksunternehmen — wie auch
ihre Kunden — missen gleichzeitig jedoch
energiewendebedingt steigende Stromprei-
se verkraften ebenso wie ein immer engma-
schigeres, komplexeres und nicht selten
auch in sich widersprichliches Ordnungs-
und Forderrecht. Dessen kontinuierlichen
Veranderungen unterminieren das Vertrau-
en in die — nicht zuletzt auch fir Investitions-
und Geschaftsmodellentscheidungen unver-
zichtbare — Verlasslichkeit und Stabilitat der
staatlichen Rahmenbedingungen.

Bei allem Engagement fiir und manchem Arger
Uber die bisherige Energiewende- und Klima-
schutzpolitik missen die Handwerksunterneh-
men und ihre Kunden zugleich erkennen, dass
deren Erfolge weit hinter den politisch festgeleg-
ten Zielen und den Erfordernissen zurtickblei-
ben: Das Minderungsziel fir Treibhausgasemis-
sionen im Jahr 2020 wird ungeachtet derzeit
positiver Entwicklungen im ETS-Bereich abseh-
bar verfehlt. Der Ausbau erneuerbarer Energien
stolt immer starker an die Grenzen nicht hinrei-
chender Netzinfrastrukturen — zwischenzeitlich
im Hinblick auf die Windenergie auch an die
Grenzen der Akzeptanz vor Ort. Die Dynamik
der energetischen Gebaudesanierung bleibt weit
hinter dem zurtick, was fir die Erreichung der
klimapolitischen Zielstellungen notwendig ist.

Der ZDH hat sich daher an der seit reichlich
einem Jahr sehr intensiven Diskussion um eine
Fort- wenn nicht gar Neuentwicklung der Ener-
gie- und Klimapolitik von Anfang an intensiv
beteiligt. Dabei hat ihn nicht zuletzt das — sehr
kritische — Sondergutachten des Bundesrech-
nungshofs vom 28. September 2018 uber die
Koordination und Steuerung der Energiewende
darin bestarkt, dass Energiewende- und Klima-
schutzpolitik in Deutschland einer grundsétzli-
chen Neujustierung bedurfen.

Zentrales Element hierbei sollte eine 6kologisch
wie dkonomisch gleichermalen effiziente CO2-
Bepreisung sein. Dies muss einhergehen mit
einer gleichzeitigen Uberarbeitung, Vereinfa-
chung und zielgerichteten Fokussierung des
Forder- und Ordnungsrechts. Die vollstandige
Kompensation der aus einer CO2-Bepreisung
resultierenden Kostenbelastungen fir Unter-
nehmen und Privathaushalte ist nicht zuletzt zur
Gewahrleistung gesamtgesellschaftlicher Akzep-
tanz der weiteren Energiewende- und Klima-
schutzpolitik notwendig.

Aus Sicht des Handwerks muss das kunftige
Design der Energiewende- und Klimaschutzpoli-



tik zudem die Anbietervielfalt auf den Dienstleis-
tungsmarkten fiir Energie und Effizienz gewahr-
leisten. Wichtige Hinweise hierfir sind die Si-
cherstellung eines staatlich nicht behinderten
Wettbewerbs im Bereich der Energieberatung,
die Vermeidung von Anschluss- und Benut-
zungszwangen im Warmebereich, die Ausgestal-
tung von Quartierslésungen, die auch mittelstan-
dischen Unternehmen ihre Mitwirkungsmaglich-
keiten offen halt nicht zuletzt auch eine nicht
einseitig auf industrielle Belange hin ausgerichte-
te offentliche Unterstutzung der seriellen Sanie-
rung.

Derzeit erreichen den ZDH zahlreiche Gesetz-
entwirfe zur Umsetzung des Klimaschutzpakets.
Die dabei geaul3erten Bitten um Stellungnahmen
relativieren sich durch die hierfiir gesetzten Fris-
ten gravierend. Solchermal3en kann die von der
Bundesregierung angekindigte transparente
und mit den Beteiligten abgestimmte Fortent-
wicklung der Energiewende- und Klimaschutzpo-
litik schwerlich realisiert werden.

Die nachfolgende Stellungnahme bezieht sich
vor diesem Gesamthintergrund auf Aspekte des
Klimaschutzprogramms 2030 und des Klima-
schutzgesetzes.

Zentrale Herausforderungen

Um den Klimawandel und dessen nachteiligen
Konsequenzen so weit wie nur moglich zu be-
grenzen, ist eine substanzielle Reduktion der
weltweiten Emissionsmengen von CO, und wei-
teren Treibhausgasen unabdingbar.

Dieser globalen Herausforderung muss sich
auch Deutschland stellen, selbst wenn nur rund
zwei Prozent der weltweiten Emissionen auf
unser Land entfallen: Substanzielle und ©kolo-
gisch wie 6konomisch nachhaltige Erfolge kon-
nen und werden beispielhaft fir andere Lander
sein. Zudem ermdoglichen sie unserer Volkswirt-
schaft die Wiedererlangung von Kompetenz- und

Technologiefiihrerschaft in dem auch fir die
kommenden Generationen existenziellen Be-
reich des Klimaschutzes. So kann auch zukinf-
tig die Nachfrage nach deutschem Know-how
und deutscher Technologie zur Starkung unser
Wirtschaftskraft beitragen.

Eine CO2-Bepreisung in den bisher nicht vom
Européaischen Emissionshandelssystem (ETS)
erfassten Bereichen — insbesondere Geb&u-
de/Warme und Verkehr — kann bei richtiger Aus-
gestaltung einen wichtigen Impuls fir verstarkte
Emissionsreduktionen geben.

Ein solcher Ansatz macht jedoch nur im Rahmen
einer Generaliiberholung der gesamten bisheri-
gen Energiewende- und Klimaschutzpolitik Sinn:
In deren bisheriger Ausgestaltung konnten und
kénnen — auch bei deren weiteren Modifizie-
rung — die Reduktionsziele absehbar auch wei-
terhin nicht erreicht werden. Gleichzeitig leiden
Wirtschaft und Privathaushalte unter immer ho-
heren Kostenbelastungen, einer untbersichtli-
chen Forderlandschaft, zunehmend komplexerer
Burokratie und immer rascher aufeinander fol-
gender staatlicher Korrektureingriffe. Zudem ist
die frhere Technologieflihrerschaft in Bereichen
der Erneuerbaren Energien zwischenzeitlich an
andere Lander (z.B. China bei der Photovoltaik)
verloren gegangen.

Als lediglich punktuelle Erganzung dieses offen-
kundig nicht hinreichend funktionsfahigen In-
strumentariums hat auch eine CO:2-Bepreisung
in bisherigen Nicht-ETS-Bereich bestenfalls sehr
begrenzten Erfolg, was wiederum weiteren Kor-
rekturaktionismus hervorzurufen droht.

Die drangenden Fragen der Jugend nach einem
nachhaltigen Umgang mit den endlichen Res-
sourcen der Erde sind nur allzu verstandlich und
berechtigt. Aber sie erfordern kluge, tatsachlich
nachhaltige Antworten, keinen kurzatmigen Akti-
onismus. Wenn aus der bisherigen Energiewen-
de- und Klimaschutzpolitik eine Lehre zu ziehen



ist, dann ist es diese: Auch hier muss Sorgfalt
vor Schnelligkeit gehen!

CO2-Bepreisung

Aus Sicht des ZDH muss eine CO2-Bepreisung
im bisherigen Nicht-ETS-Bereich zwei grund-
sétzlichen Anforderungen gleichermaf3en geni-
gen:

» Sie muss klimapolitisch effektiv sein, d.h.
einen signifikanten, wenn nicht gar den rele-
vanten Impuls fiur die Erreichung der poli-
tisch gesetzten Reduktionsziele geben.

* Gleichfalls muss sichergestellt werden, dass
diese Reduktionsziele zu so geringen ge-
samtwirtschaftlichen Kosten wie nur mdglich
erreicht werden kdnnen.

Beide Aspekte sprechen eineindeutig fir eine
CO2-Bepreisung in Form einer Mengensteue-
rung in Verbindung mit einem Zertifikatehandel:

+ Der groRRe Vorteil einer Mengensteuerung
ist, dass damit die ebenfalls quantifizierten
Reduktionsziele direkt adressiert werden
kdénnen, was mittels Ordnungsrecht oder
auch durch ,6konomische Hebel* wie staat-
liche Preisfestsetzungen oder Forderkonditi-
onen nicht so passfahig gelingen kann.

» Durch den Handel mit Emissionszertifikaten
wird ein marktwirtschaftlicher Wettbewerb
initiiert, in dessen Ergebnis das einzelwirt-
schaftliche Kosten-Nutzen-Kalkil der Viel-
zahl aller Beteiligten und Betroffenen auf die
Identifizierung und Realisierung maoglichst
kostengunstiger Anpassungs- und Vermei-
dungsmal3nahmen hin gelenkt wird. Der sich
hieraus ergebende, sich im Zeitverlauf je
nach wirtschaftlichen Gegebenheiten aller-
dings verandernde Zertifikatepreis zeigt rea-
litats- und zeitnah an, zu welchen
(Grenz-)Kosten die politisch gesetzten Min-
derungsziele bei den THG-Emissionen reali-
siert werden kénnen.

Nur durch einen solchen marktwirtschaftlich-
wettbewerblichen Such-, Anreiz- und Innovati-
onsprozess kann derjenige Preis identifiziert
werden, dessen Lenkungswirkungen bei Sicher-
stellung gesamtwirtschaftlicher Effizienz unter
den gegebenen realwirtschaftlichen Gegeben-
heiten kompatibel zu den vorgegebenen Reduk-
tionszielen ist.

Die realen quantitativen Lenkungswirkungen
eines staatlich festgelegten Preises lassen sich
demgegeniiber — selbst bei Anwendung héchst
komplexer 6konometrischer Verfahren — besten-
falls grob abschatzen, was inkompatibel zu den
geradezu auf die Tonne hin exakt quantifizierten
Reduktionszielen ist. Zudem kann ein staatlich
gesetztes Preissignal auch im Hinblick auf die
Gewahrleistung eines moglichst kosteneffizien-
ten Anpassungspfades auf Grund zwangslaufig
begrenzter Informationen fiir zentrale, staatliche
Entscheidungen letztlich nur gewillkirt sein.

Fanfjiahrige Einfihrungsphase

Nach bisheriger Planung soll zwar ein marktwirt-
schaftlicher Ldsungsansatz mit Mengensteue-
rung und Zertifikatehandel eingefiihrt werden,
was der ZDH ausdrticklich begrif3t. Dies ist je-
doch erst nach Ablauf einer funfjahrigen Einflh-
rungsphase von 2021 bis einschlieBlich 2025
vorgesehen.

Wahrend dieser Einfihrungsphase findet fak-
tisch keine Mengensteuerung statt: Zwar ist for-
mal ein ,Cap®, also die Reduzierung der bereit-
gestellten Emissionszertifikate, nach Maf3gabe
der jahrlichen Reduktionsvorgaben flir Deutsch-
land aus der ,Effort Sharing Decision®, vorgese-
hen. Eine tatséchliche Begrenzungswirkung hat
dies jedoch nicht, da bei Ziellberschreitungen
entsprechend besagter Vereinbarung Emissi-
onszuweisungen aus anderen EU-
Mitgliedstaaten vom Bund ggf. ,hinzuzukaufen®
sind. Dies ist jedoch keinesfalls mit einem Zertifi-
katehandel zwischen den durch die CO:-



Bepreisung Verpflichteten gleichzusetzen. Die-
ser ist wahrend der Ubergangsphase vielmehr
explizit ausgeschlossen (sog. Banking-Verbot).

Gleichfalls vorgesehen ist, dass der CO:2-Preis
wahrend dieser Einfiihrungsphase staatlich vor-
gegeben wird und dabei von eingangs 10 Euro
sukzessive auf 35 Euro im Jahr 2025 steigen
soll. Dieser Preispfad ist wissenschaftlich nicht
begrundbar. Es handelt sich um eine politische
Setzung, bei der die Frage, welche Preissignale
gesellschaftlich (noch) akzeptabel erscheinen,
eine zentrale Rolle gespielt haben dirfte.

Die tatséachlichen Lenkungswirkungen der fest-
zulegenden Preissignale muissen abgewartet
werden. Zumindest eingangs ist nicht auszu-
schlieBen, dass die vorgesehenen moderaten
Preissignale im ,Grundrauschen® der tagtagli-
chen Preisdynamik der betroffenen fossilen
Energieprodukte untergehen.

Begriindet wird die Vorgabe eines mehrjahrigen,
ansteigenden Preispfades damit, dass hierdurch
Privathaushalte und Unternehmen — anders als
bei freier und damit ggf. volatiler Marktpreisbil-
dung im Zertifikatehandel — ein verlassliches
Signal fir die Kalkulation kinftiger Anpassungs-
aktivitaten erhielten.

Diese Verlasslichkeit ist jedoch dadurch zu rela-
tivieren, dass ein gesetzlich fixierter Preispfad
ebenfalls gesetzlich wieder geandert werden
kann — sei es, dass sich herausstellt, dass das
deutsche Emissionsbudget trotz der neuen CO2-
Bepreisung massiv Uberschritten wird, sei es,
dass in einer spéteren Legislaturperiode andere
klimapolitische Leitlinien, Ausrichtungen und
Steuerungskonzepte verfolgt werden. Zudem
bestehen wettbewerbsimmanente Mdglichkeiten
zur Glattung volatiler Marktpreisentwicklungen.
Ansonsten ist der Preis dieser vermeintlichen
politischen Verlasslichkeit eine 6konomisch nicht
effiziente Energie- und Klimaschutzpolitik.

Unbestreitbar kann ein in sich schlissiges, funk-
tionsfahiges System aus Mengensteuerung und

Zertifikatehandel — wie es im ETS erfolgreich
realisiert ist — nicht binnen kurzer Frist fur die
Bereiche Gebaude und Verkehr realisiert wer-
den. Insoweit ist eine befristete Aufbauphase
sehr wohl gerechtfertigt, um die erforderlichen
Erfahrungen zu sammeln und verfahrenstech-
nisch umzusetzen.

Allerdings umfasst die Einflihrungsphase die
Halfte der Zeitspanne, die fir die Zielerreichung
bis 2030 Uberhaupt zur Verfigung steht. Gege-
benenfalls hat sich jedoch dann bis 2026 ein so
hoher ,Emissionsminderungs-Rickstau® gebil-
det, dass er in den noch verbleibenden funf Jah-
ren selbst im Rahmen einer funktionsfahigen
Mengensteuerung unter auch 6konomisch ver-
tretbaren Bedingungen nicht mehr abgebaut
werden kann.

Angesichts dessen pladiert der ZDH fir eine
substanzielle Verkirzung dieser Einfihrungs-
phase auf hochstens drei Jahre. In dieser Zeit
sollte es gelingen, funktionsfahige Strukturen
und Verfahren fir eine tatsachliche Mengen-
steuerung in Verbindung mit einem tatséachlichen
Zertifikatehandel aufzubauen.

Dessen ungeachtet ist weiterhin offen, welche
Rechtsnatur die CO2z-Bepreisung zumindest
wahrend der Einflhrungsphase tatséchlich hat.
Die zwischenzeitlich gefundene Sprachregelung,
es handle sich um eine ,nichtsteuerliche Abga-
be“, wirft mehr Fragen auf, als dass sie zur Kla-
rung beitragt. Moglicherweise anstehende ge-
richtliche Prifungen gehen gleichfalls zu Lasten
der erforderlichen Verlasslichkeit staatlicher
Rahmensetzung.

Vorgabe von Mindest- und Hochstpreisen

Der Einfuhrungsphase soll eine tatséchliche
Mengensteuerung in Verbindung mit einem dann
gleichfalls tatsachlichen Zertifikatehandel folgen.
Dies begrufdt der ZDH vor dem Hintergrund der
voranstehend genannten Aspekte ausdrucklich.



Als problematisch wird jedoch die — nach bishe-
riger Planung zumindest im ersten Jahr der
Mengensteuerung, d.h. 2026, vorgesehene -
Vorgabe einer Preisspanne angesehen, inner-
halb derer sich der Zertifikatepreis nur bewegen
darf. Dies kann zur substanziellen Beeintrachti-
gung der Lenkungslogik dieses marktwirtschaftli-
chen Ansatzes fiihren:

* Unterschreitet der vorgegebene Mindest-
preis den (erst noch zu findenden) ,richti-
gen“ Marktpreis, ist das zwar unerheblich,
da dieser Mindestpreis dann gar nicht wirk-
sam wird. Gleiches gilt fir den Fall, dass der
festgelegte Hochstpreis oberhalb des ,richti-
gen“ Marktpreises liegt.

+ Liegt jedoch der fixierte Hochstpreis unter-
halb des ,richtigen” Preises, kann das quan-
titative Reduktionsziel nicht erreicht werden.

+ Demgegentber fuhrt ein vorgegebener Min-
destpreis, der oberhalb des ,richtigen Prei-
ses liegt, zu héheren gesamtwirtschaftlichen
Kosten, als sie flir die Erreichung des quan-
titativen Minderungsziels erforderlich waren.

Der ZDH interpretiert die nach aktueller Planung
fir 2026 vorgesehene Preisspanne als politisch
begrundete Vorsichtsmafinahme im Hinblick auf
einen moglicherweise ,Uberschiefenden®, ge-
sellschaftlich ggf. nicht akzeptablen Zertifikate-
preis, wobei der Preis fUr diese Vorsichtsmaf3-
nahme auch hierbei eine mengenmalige Ziel-
verfehlung sein kann.

Bliebe es auch in den Folgejahren bei der Vor-
gabe einer Preisspanne, wirde die intendierte
Wirkungslogik des Zertifikatehandels grundsatz-
lich beeintrachtigt bleiben. Sofern aus politischen
Uberlegungen die Vorgabe einer Preisspanne
weiterhin als unverzichtbar angesehen wird,
sollte sie unbedingt auf ein Jahr begrenzt blei-
ben.

Die Diskussion um Mindest- und Hochstpreise
verweist auf ein grundséatzliches Problem: Tat-

sachlich weil3 — auch in Wissenschaft und Politik
— weiterhin niemand, mit welchen Kosten die bis
2030 gesetzten Emissionsminderungsziele fur
die Bereiche Gebaude und Verkehr wirklich ver-
bunden sein werden. Dieses Wissen kann fak-
tisch erst im Ergebnis eines tatséchlichen Zertifi-
katehandels ohne Vorgabe einer Preisspanne
entstehen.

Politische Vorsicht mag Begriindung dafur sein,
diese tatsachlichen Kosteneffekte nicht offen-
sichtlich werden zu lassen. Dann und damit je-
doch fehlt nicht zuletzt den Wahlblrgern eine
transparente Informationsbasis fur eigene ratio-
nale Entscheidungen zu Fragen der Energie-
wende- und Klimaschutzpolitik!

Aufkommensneutralitit

Im Vorfeld der Entscheidung zur Einfiihrung
einer CO2-Bepreisung bestand in den einschla-
gigen Diskussionsprozessen weitestgehendes
Einvernehmen dariiber, dass eine COq-
Bepeisung aufkommensneutral auszugestalten
ist. Dies bedeutet, dass das Aufkommen aus der
CO2-Bepreisung in seiner Summe, ggf. abzlg-
lich der Verwaltungskosten, an diejenigen zu-
ruckfliel3t, die auf Grund der Bepreisung héherer
Energiepreise zahlen muissen. Aufkommens-
neutralitat bedeutet dabei nicht, dass jeder den-
selben Betrag zurlickerhélt, der seinen Mehrbe-
lastungen aus der CO2-Bepreisung entspricht.

Die Gewahrleistung der Aufkommensneutralitat
muss aus Sicht des ZDH folgenden Mindestbe-
dingungen gentgen:

+ Die spezifischen Mehrbelastungen dirfen
nicht nur fur die Privathaushalte, sondern
missen auch fur die Unternehmen kompen-
siert werden.

+ Mittelstdndische Unternehmen dirfen im
Gesamtergebnis nicht — wie dies bei der
EEG-Umlage derzeit der Fall ist — netto



starker belastet werden als Grof3unterneh-
men.

« Aufkommensneutralitat darf nicht zum Ein-

fallstor weiterer Umverteilungsprozesse
werden. Gleichwohl ist sicherzustellen, dass
Personenkreise mit nur begrenzten Méglich-
keiten, durch Verhaltens- und Nutzungséan-
derungen die von ihnen bedingten CO2-
Emissionen zu reduzieren, nicht zu Verlie-

rern einer CO2-Bepreisung werden.

+ Aufkommensneutralitst kann und darf
schlie3lich auch nicht bedeuten, dass ohne-
hin laufende bzw. anstehende klimapolitisch
motivierte Staatsausgaben — wie z.B. ein-
schlagige Forderprogramme — aus dem Be-
preisungsaufkommen (mit)finanziert werden.

Die Gewahrleistung umfassender Aufkommens-
neutralitat einer CO2-Bepreisung ist nicht zuletzt
fur die Sicherstellung gesamtgesellschaftlicher
Akzeptanz unverzichtbar.

Die nun vorgesehene Verwendung des Beprei-
sungsaufkommens geniugt dem Grundsatz der
Aufkommensneutralitét jedoch bei Weitem nicht:
Fir die Jahre 2021 bis einschlie3lich 2023 wird
das Finanzaufkommen derzeit mit rd. 19 Mrd.
Euro veranschlagt. Die Entlastungsmaf3nahmen
— sukzessive, allerdings sehr begrenzte Absen-
kung der EEG-Umlage, Erhéhung der Pendler-
pauschale ab dem 21. Entfernungskilometer
sowie Anhebung des Wohngeldes — sollen dem-
gegeniber einen Umfang von lediglich etwas
mehr als 5 Mrd. Euro haben. Der Unterschieds-
betrag von rd. 15 Mrd. Euro soll zur Mitfinanzie-
rung haushaltsrelevanter Ausgabenpositionen
eingesetzt werden, selbst wenn diese im Zu-
sammenhang mit dem Klimaschutzprogramm
stehen.

Ein wichtiges Ziel der Energiewende- und Klima-
schutzpolitik ist, den Anteil aus erneuerbaren
Quellen stammender Elektrizitdt zu erhéhen.
Beispielhaft zeigt sich dies an der grol3en Auf-
merksamkeit, die die Elektromobilitat im Klima-

schutzprogramm 2030 erhélt. Auch unter dem
Stichwort der ,Sektorkopplung® soll EE-Strom
eine wachsende Bedeutung erhalten, wenn-
gleich sich die urspriinglichen Uberlegungen,
EE-Strom zur alles dominierenden Form der
Energieversorgung in Deutschland zu machen,
zwischenzeitlich als auch technisch nicht reali-
sierbar herausgestellt haben.

Okonomische Voraussetzung fiir eine steigende
Bedeutung des EE-Stroms gegeniliber anderen —
fossilen — Energieformen und damit fir Fort-
schritte bei der Dekarbonisierung der deutschen
Volkswirtschaft ist, dass dessen relativer Preis
im Vergleich zu anderen Energieformen hinrei-
chend attraktiv ist. Die relativen Preiseffekte, die
zumindest von der bisherigen Energiewende-
und Klimaschutzpolitik auf die unterschiedlichen
Energieformen — insbesondere den Strompreis —
ausgegangen sind, stehen hierzu jedoch in deut-
lichem Widerspruch:

» Der Jahresdurchschnittspreis fir Benzin
(Super) liegt derzeit um 41 Prozent Uber
dem Stand des Jahres 2000 (Quelle: Statis-
ta).

* FUr leichtes Heizdl Ubersteigt der aktuelle
Jahresdurchschnittspreis das Niveau des
Jahres 2000 um rd. 66 Prozent (Quelle: Sta-
tista)

+ Der Strompreis im fur Privathaushalte und
den handwerklichen Mittelstand relevanten
Niederspannungsbereich ist zwischen 2000
und 2019 demgegeniber um knapp 120
Prozent gestiegen, hat sich mithin mehr als
verdoppelt (Quelle: BDEW).

Grundsétzlich ist daher zielfihrend, dass im
Klimaschutzprogramm 2030 kompensatorische
Preisentlastungen fur den Stromverbrauch vor-
gesehen sind. Deren Dimensionen haben aller-
dings eher homdopathische GréRenordnungen:
2021 soll die EEG-Umlage um 0,25 Cent/kWh
reduziert werden, 2022 dann um 0,5 Cent/kWh
und 2023 um 0,625 Cent/kWh.



Zunachst einmal jedoch steigt die EEG-Umlage
bereits im kommenden Jahr um 0,351 Cent/kWh
gegeniber dem aktuellen Stand, mithin bereits
starker, als die fir 2021 in Aussicht gestellte
Reduzierung im Kontext des Klimaschutzpakets
ausmacht.

Angesichts der zu erwartenden weiteren Ent-
wicklung bei den Netzentgelten und nicht zuletzt
auch wegen der absehbaren Preiseffekte des
Ausstiegs aus der Kohleverstromung sind weite-
re Strompreiserhbhungen geradezu vorpro-
grammiert. Vor diesem Hintergrund erscheint die
Ankundigung im Klimaschutzprogramm 2030,
die darin vorgesehenen Strompreissenkungen
erhalten zu wollen, hdchst optimistisch, wenn
nicht gar wirklichkeitsfremd.

Bis auf Weiteres werden sich die Preisrelationen
zwischen Strom und fossilen Energietragern
trotz der vorgesehenen CO2-Bepreisung besten-
falls graduell verandern. Ein fiir die ,Dekarboni-
sierung” wichtiger Lenkungsimpuls kann im Er-
gebnis gar nicht greifen.

Vor diesem Hintergrund bekraftigt der ZDH seine
Forderung, dass das gesamte Aufkommen aus
der CO2-Bepreisung zur Reduzierung des
Strompreises verwandt wird, sei es durch die
Reduzierung der Stromsteuer auf ihren europa-
rechtlich vorgegebenen Mindestsatz, sei es
durch substanzielle Reduzierungen der EEG-
Umlage.

Angesichts dessen unterstlitzt das Handwerk die
Einforderung, wenn nicht gar Ankindigung sub-
stanzieller Strompreisreduzierungen, die der
Bundeswirtschaftsminister jlingst anléasslich der
Bekanntgabe der EEG-Umlage fir 2020 verlau-
ten liel, vollumfassend.

Im Hinblick auf die Reduzierung der EEG-
Umlage durch Ubernahme eines (wachsenden)
Teils der EEG-Differenzkosten mussen aller-
dings auch beihilferechtliche Unwagbarkeiten
rasch geklart werden: Bisherige Argumentation
Deutschlands ist ja, dass der offentliche Haus-

halt bei der
EE-Ausbauférderung keinerlei Rolle spielt. Viel-

Finanzierung der

mehr liege es im freien Ermessen der Energie-
versorgungsunternehmen, die von ihnen zur
Finanzierung der Differenzkosten aufzubringen-
den Mittel als Umlage privatrechtlicher Natur von
den Stromverbrauchern zu erheben — oder eben
auch nicht. Daher handle es sich bei der beson-
deren Ausgleichsregelung — dem Umlagenrabatt
fur stromintensive GroRunternehmen — auch
nicht um eine staatliche Beihilfe.

Diese Argumentation hatte bisher vor dem
EUGH Bestand, wird jedoch brtichig, wenn kinf-
tig ein Teil der Differenzkosten durch den Bun-
deshaushalt — konkret: aus Mitteln des Energie-
und Klimafonds — gedeckt werden soll. Auch
diesbezlglich sollte zunéchst einmal hinreichen-
de Rechtsgewahr sichergestellt werden.

Angesichts dessen empfiehlt sich, in einem ers-
ten Entlastungsschritt zundchst die Stromsteuer
von ihrem aktuellen Stand (2,05 Cent/kWh) auf
ihr europarechtlich vorgegebenes Mindestmal}
(0,1 Cent/kWh im nichtgewerblichen und 0,05
Cent/kWh im gewerblichen Bereich) abzusen-
ken.

Zudem bedarf die bisherige Erhebung der Um-
satzsteuer auch auf staatlich determinierte Be-
standteile des Strompreises — wie z.B. Konzes-
sionsabgabe oder EEG-Umlage — einer dringen-
den Uberpriifung.

Steuerliche Sanierungsférderung

Die Einfuhrung einer steuerlichen Sanierungs-
foérderung fur selbstgenutztes Wohneigentum
steht seit vielen Jahren auf der energie- und
klimapolitischen Agenda des Handwerks. Hie-
raus ist ein signifikanter Anstieg der Sanierungs-
dynamik zu erwarten. Dass im Rahmen des
aktuellen Klimaschutzprogramms 2030 nun ein
neuerlicher Anlauf genommen wird, dieses In-



strument einzufiihren, wird seitens des ZDH
daher ausdrticklich unterstitzt.

Die Ausgestaltung als progressionsunabhéngi-
ger Steuerabzug von 20 Prozent der Aufwen-
dungen je EinzelmaRnahme und bis zu 40.000
Euro pro Objekt ist ein wichtiger Anreiz fir Ei-
gentimer selbstgenutzten Wohneigentums, die
notwendigen energetischen Sanierungen in den
kommenden Jahren vorzunehmen.

Die geplante Laufzeit von 10 Jahren entspricht
der Forderung des ZDH, Foérderinstrumente
langfristig auszurichten. Damit kdnnen sich die
Unternehmen aus den betreffenden Handwerks-
gewerken sukzessive auf die voraussichtlich
steigende Nachfrage nach energetischen Sanie-
rungen einstellen und entsprechende Kapazita-
ten aufbauen. Zur langfristigen Planungssicher-
heit muss die Bundesregierung auch in diesem
Zusammenhang darauf achten, dass alle beihil-
ferechtlichen EU-Vorgaben eingehalten werden.

Dass die steuerliche Sanierungsfoérderung alter-
nativ zur bewahrten Férderung durch die KfW
eingefuihrt werden soll, wird seitens des ZDH
begrifdt. Allerdings sollte Uberlegt werden, die
Forderung von derzeit geplanten 20 Prozent
sukzessive den dann eventuell héheren For-
dersatzen der derzeit konzipierten ,Bundesforde-
rung effiziente Gebaude® (BEG) anzugleichen.
So kann die steuerliche Férderung vollumfang-
lich als zweite Saule der Gebaudeférderung
etabliert werden.

Bei der bereits begonnenen Uberpriifung der
ersten Fordersaule im Rahmen des kunftigen
BEG ist sorgféltig auf Konsistenz, Zielgenauig-
keit, Widerspruchsfreiheit und einen akzeptablen
Umsetzungsaufwand zu achten.

Die Auswahl der bei der steuerlichen Férderung
begunstigungsfahigen MafRhahmen ist aus Sicht
des Handwerks weitestgehend zielfiihrend. Sie
sollte jedoch auch die jeweils erforderlichen vor-
gelagerte elektrische Anlagen und gleichfalls

Aufwendungen fir die digitale Ertlichtigung von
Gebauden (Smart Home) umfassen.

Der vom Bundesrechnungshof bemangelte
Sachverhalt, dass Bezieher sehr geringer zu
versteuernder Einkommen keine Vorteile aus
diesem steuerrechtlichen Fdrderinstrument er-
zielen kénnen, ist aus der Wirkungslogik dieser
Fordertechnik heraus zwar geradezu zwingend.
Diesem Personenkreis stehen jedoch die bereits
etablierten bzw. im Rahmen der BEG fortzuent-
wickelnden gebaudespezifischen Forderansatze
selbstverstandlich weiterhin offen.

Bund und L&nder missen sich im Hinblick auf
die finanzpolitischen Aspekte des neuen Instru-
ments zlgig abstimmen, damit die steuerliche
Sanierungsforderung zum Jahresanfang 2020
beginnen kann und weiterer Attentismus vermie-
den wird. Dabei verweist der ZDH allerdings
erneut auch darauf, dass sich die steuerliche
Sanierungsforderung, abgesehen von einer
haushalterischen ,Anschubfinanzierung®, Uber
steigende Steuereinnahmen und Beitragszah-
lungen zu den Sozialversicherungen gleichsam
selbst refinanzieren wird.

Im Hinblick auf eine steuerrechtliche Unterfltte-
rung des Klimaschutzprogramms wird seitens
des ZDH ergénzend angeregt, auch bei vermie-
teten wie auch betrieblich genutzten Gebauden
verstarkt Anreize fir energetische Modernisie-
rungsmafnahmen zu setzen. Ansatzpunkt hier-
fur konnte sein, fur energetische Sanierungs-
malnahmen entstehende Aufwendungen nicht
mehr als abschreibungspflichtigen Herstellungs-
aufwand zu behandeln, sondern einen sofortigen
Betriebsausgaben- bzw. Werbungskostenabzug
zu ermoglichen.

Elektromobilitat

Die Ladesauleninfrastruktur soll bis 2030 eine
Mio. Ladepunkte umfassen. Hierzu soll bis 2025
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die Errichtung offentlicher Ladepunkte gefordert
werden.

Zwar ist das einerseits grundsatzlich zu begri-
Ben, sofern ohne eine solche Forderung solche
Investitionen zumindest im angestrebten Umfang
unterbleiben wirden.

Andererseits jedoch findet nach allen bisherigen
Erfahrungen ein Grof3teil der Ladevorgange im
privaten Umfeld oder am Arbeitsplatz statt. Die
hierfir angedachte Foérderung Uber den Hand-
werkerbonus reicht bei Weitem nicht aus.

Vielmehr sollte im Bereich privaten Wohneigen-
tums die vorgesehene steuerliche Sanierungs-
forderung auch die elektrische Anlagentechnik
und Ladepunkte umfassen.

Zudem sollten Ladepunkte in Unternehmen mit
nicht durchgangig offentlich zuganglichen Fla-
chen gesondert geférdert werden. So kann die
Elektromobilitét gerade auch bei den Uber eine
Mio. zumeist kleineren Handwerksbetrieben
ausgebaut werden.

Gleichzeitig sind die mit der Stromlieferung an
Dritte einhergehenden burokratischen Pflichten
so niederschwellig wie nur mdglich auszugestal-
ten, damit Betriebe, die eine eigene Ladesaule
zur Nutzung durch Dritte zur Verfigung stellen,
keine gegenuber einer reinen Eigennutzung
hinderlichen Pflichten zu erfiillen haben.

Unterstitzung/Beschleunigung betriebli-
cher Anpassungspfade

Selbst wenn eine CO2-Bepreisung den Hand-
werksunternehmen Uber ihr Rechnungswesen
emissionsrelevante Preis- und damit Kostensig-
nale an die Hand gibt, sind hieraus nicht augen-
blicklich substanzielle — kosteninduzierte — An-
passungsreaktionen zu erwarten.

Zunéchst einmal mussen diese Signale Uber-
haupt klar identifizierbar sein (s.0.). Darlber
hinaus sind Umstellungen im Wertschdpfungs-

und innerbetrieblichen Organisationsprozess
und erst recht ggf. erforderliche Anpassungsin-
vestitionen zeit- und kostenaufwéndig. Nach
allgemeiner Abschatzung im Kreis der Betriebs-
berater der Handwerksorganisation muss in den
kleinen und mittleren Unternehmen durchaus mit
einer Wirkungsverzdgerung solcher Lenkungsef-
fekte von vier Jahren gerechnet werden.

Dieser Anpassungsprozess kann und muss mit-
tels passfahiger staatlicher Instrumente ange-
stoRen und nach Mdglichkeit auch verkirzt wer-
den. In diesem Zusammenhang pléadiert der ZDH
z.B. daftr, das Instrumentarium der von BMWi
und BMU getragenen und von ZDH sowie DIHK
umgesetzten ,Mittelstandsinitiative Energiewen-
de und Klimaschutz“ gezielt hierauf auszurich-
ten. Ein wichtiger Punkt solle hierbei die Unter-
stitzung bei der Erarbeitung und Implementie-
rung innovativer Effizienzansatze in mittelstandi-
schen Unternehmen spielen.

Technologieoffenheit

Ob sich bestimmte Technologien nicht zuletzt
auch unter 6konomischen Vorzeichen besser als
andere dazu eigenen, ein politisch und/oder
gesellschaftlich erwiinschtes Ziel zu bewirken,
kann sich letztlich nur im Ergebnis eines offenen,
breiten Innovationswettbewerbs erweisen. Die
politische Verantwortung liegt daher darin, die-
sen Innovationswettbewerb technologieoffen zu
ermdglichen und ggf. zu verstarken, nicht jedoch
darin, bestimmte Technologien gegentiber ande-
ren zu bevorzugen.

Dieser Grundsatz sollte selbstverstandlich auch
fur die Energiewende- und Klimaschutzpolitik
gelten, wird dort jedoch manchmal nicht hinrei-
chend beachtet. Daraus kann die Gefahr er-
wachsen, dass sich eine ggf. mit Milliardenbe-
tragen unterstitzte ,gute“ Technologie als nicht
der o©kologischen und ©6konomischen Weisheit
letzter Schluss herausstellt, wahrend andere,
politisch eher vernachlassigte, Technologien
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nicht die in ihnen steckenden Potenziale entfal-
ten kénnen.

Ob die derzeit in der Politik sehr geschéatzte
Elektromobilitat tatséchlich die in sie gesetzten
Erwartungen erfillen kann, kann sich bestenfalls
im weiteren Zeitverlauf erweisen. Daher missen
hinreichende Mdoglichkeiten zur Nach- und
Neujustierungen sichergestellt werden, um an-
sonsten drohende grofl3volumige Fehlinvestitio-
nen auf ein Minimum zu begrenzen.

Unter klimapolitischem Vorzeichen darf dabei
gleichfalls nicht vernachlassigt werden, dass
Elektromobilitéat nicht origindr emissionsfrei ist.
Hierlber entscheidet einzig der Strommix mit
seinen unterschiedlichen Bestandteilen, die auf
absehbare Zeit hin auch fossilen Ursprungs sein
werden — selbst wenn an die Stelle der Kohle-
verstromung in Deutschland eine solche bei-
spielsweise in Polen treten wirde und Deutsch-
land von dort grundlastfahigen Strom importiert
bzw. importieren muss.

Im Vergleich zur Elektromobilitat nehmen andere
Antriebsformen bzw. die hierfir erforderlichen
Infrastrukturen auch im Klimaschutzprogramm
2030 eine vergleichsweise nachgeordnete Rolle
ein. Dabei kdnnten synthetische Kraftstoffe po-
tenziell dazu beitragen, auch im Bestand bishe-
riger Verbrennungstechnologien im Mobilitats-
wie auch im Warmebereich positive Klimaeffekte
zu bewirken. Aus aktuellem Anlass ist darauf
hinzuweisen, dass in der neuen Wasserstoffstra-
tegie der Bundesregierung neben der stofflichen
industriellen Nutzung auch die Potenziale im
Warmebereich hinreichend mitzubericksichtigen
sind.

Eine Abwrackpramie ist, selbst wenn sie nun als
Austauschpréamie bezeichnet wird, ebenfalls kein
Beispiel fur Technologieoffenheit. Solche Ansét-
ze sind zudem auch 6kologisch nicht Uber jeden
Zweifel erhaben, wenn in die Gesamtbilanz auch
die Ressourcen- und Energieverbrauche (und

deren Emissionspotenziale) fir die Herstellung
der neuen Produkte mit einbezogen werden.

Zunéchst einmal hat die Ankindigung dieser
Austauschpréamie zur Stornierung zahlreicher
Auftrage im Bereich des Sanitar-, Heizungs- und
Klimahandwerks gefiihrt, um so die neue Forde-
rung in Anspruch — ,mitnehmen® — zu kénnen.
Zumindest bis zur gesetzlichen Festlegung der
genauen Forderkonditionen wird diese Ankindi-
gung erst einmal neuerlichen Attentismus bewir-
ken. Solche unbeabsichtigten Folgewirkungen
lieBen sich ggf. durch die ruckwirkende, durch
einen Stichtag begrenzte Einfilhrung angekin-
digter neuer Forderinstrumente begrenzen.

Ausstieg aus der Kohleverstromung

Der Ausstieg aus der Kohleverstromung ist in-
tegraler Bestandteil des Klimaschutzprogramms
2030. Auch wenn das parlamentarische Verfah-
ren zur Verabschiedung eines Strukturstar-
kungsgesetzes Kohleregionen bereits kurz vor
dem Abschluss steht, ist hierzu seitens des ZDH
auch in dieser Stellungnahme Folgendes anzu-
merken:

Eine nachhaltige Strukturentwicklung wird ohne
die Einbeziehung von Mittelstand und Handwerk
nicht realisiert werden kénnen. Die Unternehmen
in den Kohleregionen stehen vor vielfaltigen
Herausforderungen, von der Ausbildung und
Weiterqualifizierung von Fachkréaften bis zur
Digitalisierung von Prozessen und Dienstleistun-
gen. Entscheidend wird ebenso sein, Unterneh-
merpersonlichkeiten bei der Griindung eines
neuen oder der Ubernahme eines bestehenden
Unternehmens zu unterstiitzen. Leider werden
diese mittelstandsspezifischen Dimensionen im
bisherigen Gesetzgebungsverfahren nicht hin-
reichend bericksichtigt.

Sowohl Unternehmen, die bereits in den Revie-
ren tatig sind, als auch potenzielle Neuansied-
attraktive

lungen/Neugriindungen  brauchen
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Rahmenbedingungen fiir Investitionen. Daher
musste der ZDH mit groBem Bedauern zur
Kenntnis nehmen, dass die in einem friiheren
Entwurf des Strukturstarkungsgesetzes vorge-
sehenen Sonderabschreibungen auf Investitio-
nen aktuell doch wieder gestrichen worden sind.
Damit fehlt ein wichtiger und marktwirtschaftlich
orientierter Forderbaustein, von dem die regiona-
le Wirtschaft in Ganze profitieren wurde. Hier
besteht dringender Nachbesserungsbedarf.

In enger Abstimmung mit der EU sollte gepruft
werden, ob die deutschen Kohlereviere zu Son-
derwirtschaftszonen/Experimentierraumen weiter
entwickelt werden kénnen, um neue Regelungen
und auf die Gestaltung von Strukturwandelpro-
zessen ausgerichtete Rahmenbedingungen zu
erproben. So wirden wichtige Erkenntnisse
gewonnen, um den spateren Strukturwandel in
den anderen europdischen Revieren zielgerich-
tet zum Erfolg zu fUhren.

Die im Gesetzentwurf enthaltenen MaRnahmen
zur Planungsvereinfachung und -beschleunigung
bleiben weit hinter den Anforderungen zurtick.
Damit die vorgesehenen Infrastrukturen den
Strukturwandel wirksam unterstiitzen kdnnen,
mussen diese vor allem zeitnah ertlichtigt wer-
den. Grof3es Potenzial zur deutlichen Beschleu-
nigung der begleitenden Verwaltungsprozesse
bestehen in deren Digitalisierung. Die Kohleregi-
onen sollten dementsprechend als Erprobungs-
raume flr die Einflihrung der digitalisierten Ver-
waltungsablaufe bei der Umsetzung von Infra-
strukturprojekten genutzt werden.

Idealerweise ist der Strukturwandelprozess in
den Kohlerevieren mit dem Ende der Kohlefor-
derung und -verstromung bereits weitgehend
abgeschlossen. Nur so kénnen die bestehenden
wirtschaftlichen Strukturen in den Regionen ge-
starkt und den Fachkraften vor Ort eine Perspek-
tive geboten werden. Angesichts dessen ist die
geplante enge Koppelung der Finanzhilfen an
den Ausstiegsfahrplan &uRerst problematisch:

Keinesfalls darf der Strukturwandelprozess
dadurch gestort werden, dass beispielsweise die
Ausbauziele fur die erneuerbaren Energien nicht
im vorgesehenen Zeitrahmen erreicht werden
und aus Grinden der Versorgungssicherheit
Kohlemeiler daher langer am Netz bleiben mus-
sen.

Um die mit dem Kohleausstieg verbundenen
klimapolitischen Ziele auch zu erreichen, muss
sich die Bundesregierung verbindlich dazu ver-
pflichten, die hierdurch ,frei“ werdenden Emissi-
onshandelszertifikate stillzulegen. Diese von der
Kohlekommission in ihrem Abschlussbericht
benannte Empfehlung muss klimapolitisch gera-
dezu zwingend umgesetzt werden: Andernfalls
wirden die entsprechenden Emissionsmengen
im Rahmen des ETS in andere Lander verlagert,
sodass mit dem teuren Kohleausstieg in
Deutschland Kklimapolitisch insgesamt nichts
gewonnen ware. In welchem gesetzestechni-
schen Kontext auch immer, muss dies zlgig
fixiert werden.

Klimaschutzgesetz

Die Energiewende- und Klimaschutzpolitik bleibt
weiterhin vornehmlich administrativ ausgerichtet.
Dabei und deshalb kdnnen die konkreten, quan-
titativen Beitrage der einzelnen ordnungs- und
forderrechtlichen Ansatze zur Erreichung der
Emissionsminderungsziele bis 2030 zwangslau-
fig nur abgeschéatzt werden. Vor diesem Hinter-
grund sind eine jahrliche Uberpriifung der tat-
séchlichen Zielerreichung und mdglichst zeitna-
he Korrekturen des Instrumenteneinsatzes bei
Zielverfehlung als Steuerungsansatz faktisch
unverzichtbar.

Am Beispiel des Bundesklimaschutzgesetzes
zeigt sich jedoch ein grundséatzliches Dilemma
dieser administrativer Lenkungslogik: Da ,Plan-
abweichungen® absehbar unvermeidbar sein
werden — andernfalls bedurfte es eines solchen
Gesetzes ja gar nicht — werden unvorhersehbare
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Korrekturen des administrativen Steuerungs-
rahmens auf der politischen Tagesordnung ste-
hen.

Unternehmen bendétigen jedoch fur ihre langfris-
tigen Investitions- und Strategieplanungen ein
Mindestmald an Verlasslichkeit der relevanten
staatlichen Rahmenregelungen. Diese Verlass-
lichkeit kann bei weiter dominierendem ,Admi-
nistratismus® der Energiewende- und Klima-
schutzpolitik mithin nicht gewahrleistet werden.

Angesichts dessen bleibt zu hoffen, dass die
vorgesehene CO2-Bepreisung mittels Mengen-
steuerung und Zertifikatehandel so rasch wie
maoglich ihre Lenkungswirkungen entfalten kann,
so dass dann an die Stelle der bisherigen admi-
nistrativen Koordinierungslogik zunehmend eine
marktwirtschaftlich-wettbewerbliche Steuerungs-
logik treten kann.

Die im Gesetzentwurf vorgesehenen jahrlichen
Einsparungsziele fir die einzelnen Bereiche
tduschen eine faktisch nicht realisierbare Pla-
nungsgenauigkeit vor. Diese Scheingenauigkeit
im Hinblick auf die Setzung von Jahreszielen ist
den entsprechenden Vorgaben aus der EU-
Klimaschutzverordnung geschuldet. Dies gilt
allerdings nicht fir die Vorgabe sektorspezifi-
scher (Jahres-)Ziele. Dies sind ausschlielich
politische Setzungen in Deutschland im Rahmen
des 2016 beschlossenen Klimaschutzplans
2050.

Die jahrliche Vorgabe bereichsspezifischer Re-
duktionsziele ist durchaus hinterfragbar, da es
klimapolitisch unerheblich ist, in welchem Be-
reich welche Mengen Emissionen vermieden
werden konnen. Entscheidend ist vielmehr das
Gesamtvolumen an Einsparungen, die dabei
nach Mdglichkeit dort realisiert werden sollten,
wo dies am kostengtinstigsten ist.

Angesichts dessen ist positiv zu werten, dass
zumindest Planuntererfullungen in einzelnen
Bereichen — und damit seitens der hierfir jeweils
federfuhrenden Ministerien — durch Planiberer-

fullungen anderer Ministerien kompensiert wer-
den kénnen und zudem auch zeitlich ,vorgetra-
gen“ werden durfen. Dies schafft wenigstens ein
Mindestmal? an o6konomischer Flexibilitat und
Realitat bei der Planerfiillung insgesamt.

g
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»Das Fraunhofer-Institut ftr Umwelt, Sicherheits- und Energietechnik UMSICHT arbeitet
gemeinsam mit der Stahlindustrie an einer Methode, um CO, aus der Stahlproduktion
als Rohstoff fir die chemische Industrie zu gewinnen. Wie wichtig ist fir Sie die
Kohlenstoff-Kreislaufwirtschaft in der nationalen Klimadebatte und welche Bedeutung
messen Sie dem Wasserstoff bei der Erreichung der nationalen Klimaziele bei? Welche
Rahmenbedingungen misste die Politik hier setzen und gehen die entsprechenden
Beschlisse im Rahmen des Klimaschutzprogramms 2030 in die richtige Richtung? «

Prof. Dr.-Ing. Gorge Deerberg (goerge.deerberg@umsicht.fraunhofer.de)

Stellvertretender Institutsleiter, Bereichsleiter Prozesse, Fraunhofer Institut fir Umwelt-, Sicherheits- und
Energietechnik UMSICHT, Oberhausen

Lehrstuhl Umweltwissenschaften, Fakultat Kultur- und Sozialwissenschaften, FernUniversitat in Hagen

1. Einfiihrung

17 Partner aus Industrie und Wissenschaft entwickeln im Rahmen des vom BMBF geférderten Projektes
Carbon2Chem® Technologien und Systemldsungen, mit denen Huttengase, die prozessbedingt
unvermeidbar bei der Stahlerzeugung anfallen, in Chemikalien, Kraftstoffe und Diingemittel
umgewandelt werden kénnen. Durch die chemische Nutzung der kohlenstoffhaltigen Hittengase gelingt
die Substitution fossiler Rohstoffe wie Erd6l oder Erdgas in der Chemie. Der entstehende cross-industrielle
Carbon2Chem®-Produktionsverbund aus Stahl- und Chemieindustrie kann CO,-Emissionen in relevanter
GroéBenordnung vermeiden (Potenzial in der Stahlindustrie in Deutschland: ca. 20 Mio. tcox/Jahr). Weltweit
sind allein mehr als 50 Standorte fiir World-Scale-Produktion identifiziert, in denen das Konzept eins zu
eins umsetzbar ist, indem die deutsche Technologie dort eingesetzt wird. Sehr viel mehr Standorte zur
Stahl-, Zement- und Klinkerherstellung sind grundsatzlich ebenso geeignet wie Millverbrennungs- oder
Biogasanlagen.

Im Rahmen der ersten Phase (2016-2020) von Carbon2Chem® wurden die grundlegenden
Fragestellungen bearbeitet und festgestellt, dass der Einsatz vorhandener Technologien zur
Realisierung des Konzeptes méglich und sinnvoll ist, so dass groBe Einsparungen an CO,-
Emissionen erreichbar sind. Die Umsetzung der Technologien erscheint ab 2022 bis 2025 in groBem
Umfang moglich. Voraussetzung ist die ausreichende Verfugbarkeit erneuerbarer Energie, denn zur
Aktivierung des Kohlenstoffs aus der Hiutte (im Wesentlichen Kohlenmonoxid, CO, und Kohlendioxid,
CO,) ist Wasserstoff aus erneuerbaren Quellen erforderlich.

2. Wie wichtig ist fiir Sie die Kohlenstoff-Kreislaufwirtschaft in der nationalen Klimadebatte

Eine Wirtschaft ohne Kohlenstoff (Dekarbonisierung) ist nicht realisierbar, denn kohlenstoffbasierte
Produkte sind in allen Bereichen des Lebens und Wirtschaftens unverzichtbar. Insbesondere ist eine
chemische Industrie ohne Kohlenstoff nicht méglich. Was jedoch gelingen muss, ist eine Defossilisierung.
D. h. Kohlenstoff, der neu aus fossilen Quellen (Kohle, Erdél, Erdgas) gewonnen werden muss, muss
vermieden werden, denn bei den meisten Anwendungen gelangt dieser Kohlenstoff bei der Nutzung
(Energiebereitstellung durch Verbrennen) oder nach der Nutzung (Mdillverbrennung) als CO; in die
Atmosphare. Gleichzeitig existieren Anwendungen, bei denen unvermeidbar CO, anfallt und emittiert
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wird. Zum Teil, weil alternative kohlenstofffreie Technologien nicht bereitstehen (z. B. Stahlerzeugung),
oder weil CO, zwangslaufig als Nebenprodukt bei der Herstellung entsteht (z. B. Zementproduktion).

In beiden Bereichen findet seit Jahren bzw. Jahrzehnten eine gravierende Effizienz- und
Ressourceneffizienzsteigerung statt, auf die die bereits erreichten Emissionsminderungen zurlickgehen.
Allerdings sind in sehr vielen Prozessen nach den intensiven OptimierungsmaBnahmen die
thermodynamischen Grenzen erreicht, so dass weitere Einsparpotenziale nicht zu erwarten sind oder auf
Produktionsriickgang beruhen mussten.

CCU-Technologien wie der Carbon2Chem®-Ansatz dienen dazu, diese Prozessketten zu verknpfen, um
den Kohlenstoffbedarf der chemischen und petrochemischen Industrie durch Recycling aus
unvermeidbaren CO-Quellen zu decken. Damit sind auch dauerhaft verflighare Kohlenstoffquellen fur die
chemische Produktion gesichert. Die erforderlichen Technologien stehen gréBtenteils bereit und missen
lediglich auf die neuen Einsatzgebiete angepasst werden.

Derzeit werden in Deutschland aus fossilen Quellen pro Jahr ca. 57 Mio. t Kohlenstoff chemisch genutzt
(ca. 13 Mio. t fur Chemieprodukte und ca. 44 Mio. t fur Kraftstoffe). Der Bedarf an Chemieprodukten
wird tendenziell eher ansteigen. Der Bedarf an fossilen Treibstoffen wird dagegen eher sinken,
voraussichtlich jedoch nicht ganzlich verschwinden, denn in Schiffs-, Schwerlast- und insbesondere
Flugverkehr kann auch mittel- bis langfristig nicht auf Kohlenwasserstoffe als Kraftstoff vollstandig
verzichtet werden.

Gleichzeitig setzt die Industrie in Deutschland in sogenannten Punktquellen jéhrlich unvermeidbare CO,-
Emissionen in Hohe von ca. 26 Mio. t Kohlenstoff frei (Stahl 16 Mio. t Kohlenstoff, Zement 6 Mio. t
Kohlenstoff, Mllverbrennung 4 Mio. t Kohlenstoff).

Die Nutzung der Synergien durch KreislaufschlieBung zwischen Kohlenstoff- Verbrauchern und Emittenten
bildet ein Gesamtpotenzial zur Vermeidung von ca. 95 Mio. t CO; pro Jahr (entsprechend 26 Mio. t
Kohlenstoff). Wenn man bedenkt, dass bei der Bereitstellung von fossilen Rohstoffen durch Verluste,
Forderung, Prozessierung und Transport weitere erhebliche THG-Emissionen erfolgen, ist das indirekte
Einsparpotenzial entsprechend hoch (z. B. bei Erdgas mehr als + 50 % bezogen auf die direkten
Emissionen bei Erdgas-Verbrennung).

Eine Kohlenstoff-Kreislaufwirtschaft auch auf Basis von CCU-Technologien ist ein wesentlicher
Baustein zur gleichzeitigen Senkung der THG-Emissionen in Deutschland und zur Erhaltung der
Wirtschaftskraft. Die Technologien stehen zur Verfiigung. Dabei sind groBe Chancen auch fiir
den Technologietransfer und -export auf die internationalen Technologiemarkte zu erwarten.
Hinderlich sind derzeit die Marktsituation, denn die fossilen Produkte sind heute kosten-
gunstiger und risikodrmer zu produzieren, und die Verfiigbarkeit von CO,-freiem Wasserstoff.

3. Welche Bedeutung messen Sie dem Wasserstoff bei der Erreichung der nationalen
Klimaziele bei?

Wasserstoff stellt gerade in der rohstoffintensiven Grundstoffindustrie als Rohstoff einen
Schliissel zur Emissionsminderung dar, denn mit ihm muss insbesondere in Chemie- und
Stahlindustrie zuklnftig ein groBer Teil des erforderlichen Reduktionspotenzials gedeckt werden, da der
direkte Einsatz von Strom (noch) nicht méglich und in einigen Bereichen auch nicht absehbar ist. Ohne
Wasserstoff wird dies in vielen Bereichen nicht gelingen. Dabei ist es absolut essenziell, dass der
Wasserstoff CO,-frei hergestellt wird, da ansonsten THG-Emissionssteigerungen die Folge waren.
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Die enormen Reduktionsdquivalente zur Eisenerzverhittung, um Roheisen zu gewinnen, kénnen heute
nur auf Kohlebasis bereitgestellt werden. Carbon2Chem® nutzt Wasserstoff, um das freigesetzte CO, fur
die chemische Produktion zu aktivieren. In der Entwicklung befinden sich auch Prozesse, in denen
Wasserstoff direkt in der Stahlerzeugung Kohlenstoff ersetzt. Auch in diesen perspektivischen Prozessen
wird Wasserstoff in groBen Mengen benétigt. Nach heutiger Schatzung wiirde ein World-Scale-Stahlwerk
Wasserstoff in GroBenordnungen von ca. 7 = 10 Mrd. Nm? pro Jahr verbrauchen’. Dies entspricht einer
Wasser-Elektrolyse mit einem Strombedarf in der GréBenordnung von ca. 32-45 TWh (Stahlindustrie
gesamt: 26 — 37 Mrd. Nm?, Strombedarf fur Elektrolyse 117-167 TWh).

In der chemischen Industrie wird ein ahnlicher Wasserstoffbedarf gesehen, denn die Substitution fossiler
Rohstoffe muss durch chemische Aktivierung mit Wasserstoff erfolgen. E-Chemicals oder E-Fuels basieren
in der Regel auf Kohlenstoff aus CO,, Abfallen, Biomasse etc. und Wasserstoff. Der Wasserstoffbedarf der
Chemie kann bei weitgehender Substitution der fossilen Rohstoffe bei 60 Mrd. Nm? liegen (Strombedarf
flr Elektrolyse in GréBenordnung von ca. 270 TWh).

Wasserstoff kann in vielen Anwendungen fossiles Erdgas ersetzen und in vorhandener
Infrastruktur genutzt werden. Dadurch kann Wasserstoff auch zur Defossilisierung in der
Mobilitdt und bei der Warmebereitstellung beitragen. Durch ihn kann die Kopplung der
Sektoren Energiewirtschaft, Verkehr, Industrie und Warme erfolgen. Der Gesamtbedarf wird
derzeit in GréBenordnung 200 Mrd. Nm? entsprechend 900 TWh Strombedarf fiir Elektrolyse.

Die Wasserelektrolyse ist technologisch weit entwickelt. Der erforderliche dynamische Betrieb wird derzeit
auch im groBem MaBstab mit absehbarem Erfolg gepruft. Herausfordernd wird die Massenproduktion
groBer Elektrolyseureinheiten im groBen MaBstab, denn heute werden im Wesentlichen Unikate
hergestellt. Die Weltweit erforderlichen Elektrolysekapazitaten erfordern zudem den Einsatz seltener
Metalle (z.B. Iridium) in groBem Umfang, was zu Ressourcenproblemen fihren kann.

4. Welche Rahmenbedingungen miisste die Politik hier setzen und gehen die entsprechenden
Beschliisse im Rahmen des Klimaschutzprogramms 2030 in die richtige Richtung?

Die Versorgung mit erneuerbarer Energie (EE) ist eine Grundvoraussetzung fiir das Erreichen der
Klimaziele. Nach aktuellen Schatzungen reicht eine nationale EE-Stromerzeugung nicht aus. Der aktuelle
jahrliche Priméarenergiebedarf Deutschlands betragt ca. 3600 TWh, der Uberwiegende Teil davon wird als
fossiler Rohstoff (Kohle, Erdél, Erdgas) importiert und zur Nutzung als Kraftstoff, zur Warmebereitstellung,
zur Verstromung oder als Rohstoff benutzt. Die Erzeugung erneuerbaren Stroms betragt dagegen ca.

430 TWh (2018).

Durch Sektorkopplung und die Defossilisierung der Wirtschaft wird der Bedarf an erneuerbarem Strom bis
zum Jahr 2050 in GroBenordnungen von bis zu 3000 TWh oder mehr ansteigen. Es ist daher klar, dass
auch weiterhin Energie, jetzt allerdings erneuerbare, importiert werden muss. Dies erscheint
sowohl aus wirtschaftlicher Sicht (erneuerbare Energie kann andernorts besser bereitgestellt
werden) als auch aus Sicht der AuBenhandelsbilanz geboten. Der enorme Bedarf an Wasserstoff
erfordert eine Wasserstoffinfrastruktur, die teilweise synergistisch mit der heutigen Erdgas-

! Wasserstoff als Schlissel zur erfolgreichen Energiewende: den Einstieg jetzt ermoglichen.
Ein Diskussionsbeitrag der AG Wasserstoff von IN4climate.NRW zur Entwicklung der nationalen Wasserstoffstrategie,
https://www.in4climate.nrw (10/2019) und eigene Berechnungen
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Infrastruktur entstehen kann. Hierzu ist insbesondere in der Transitionsphase neben »griinem
Wasserstoff« (auf Basis erneuerbarer Energie) auch »blauer Wasserstoff« erforderlich, der auf Erdgasbasis
hergestellt wird, wobei das dabei entstehende CO, im Untergrund gespeichert wird.

Wasserstoff ist auch als Energietrager zum internationalen Transport von Energie geeignet.
Dazu sind entsprechende Infrastrukturen und Kooperationen zu unterstiitzen und aufzubauen.

Die Beschliisse im Rahmen des Klimaschutzprogramms gehen in die richtige Richtung.
Es waren weitere regulatorische Voraussetzungen und wirtschaftliche Anreize forderlich:

= Schaffung zusatzlicher Kapazitaten fiir Strom aus erneuerbaren Energien fiir die Produktion
von Wasserstoff: Fir die Produktion von griinem Wasserstoff in Deutschland entsteht ein
zusatzlicher Bedarf an Strom aus erneuerbaren Energien. Damit die Wasserstoffproduktion nicht die
Treibhausgasminderung in anderen Bereichen beeintrachtigt, missen daher zusatzliche Kapazitdten
Uber den von der Bundesregierung geplanten Ausbaukorridor hinaus bereitgestellt werden.
Elektrolyseanlagen mussen dabei flexibel betreibbar sein (entspricht dem aktuellen Stand der Technik)
und zur Stabilisierung des Stromnetzes bei fluktuierender Stromproduktion aus erneuerbaren Energien
beitragen kénnen.

= Einfilhrung handelbarer Herkunftsnachweise fiir Wasserstoff: Es werden Herkunftsnachweise
flr Wasserstoff bendtigt, die Gber dessen Beitrag zur Reduktion von Treibhausgasemissionen Auskunft
geben und auf CO,-Minderungsziele (zum Beispiel im Rahmen der Erneuerbare-Energien-Richtlinie RED
Il) anrechenbar sind. Entsprechende Systeme sind europaweit aufzubauen. Dabei muss fur griinen
Wasserstoff gewahrleistet sein, dass der fir die Produktion verwendete erneuerbare Strom nicht
doppelt (im Stromsektor und zum Beispiel im Transportsektor) angerechnet werden kann.

= Abbau negativer Anreize durch Anpassung des Steuer- und Abgabensystems fiir Strom:
Notwendig ist eine Anpassung des Steuer- und Abgabensystems fur Strom, die den Anforderungen
der Sektorenkopplung gerecht wird. Dies bedeutet auch, dass entsprechende Anreize fur den Betrieb
von elektrisch betriebenen Wasserstofferzeugungsanlagen gesetzt werden. Das derzeit geltende
Steuer-, Abgaben- und Umlagensystem, insbesondere die EEG-Umlage, belastet die Verwendung von
Strom zum Betrieb von Power-to-X-Anlagen erheblich. Dies stellt ein signifikantes Hindernis fir den
wirtschaftlichen Betrieb solcher Anlagen dar. Die Regelungen flr zuschaltbare Lasten im Stromsystem
sollten erweitert werden, so dass die Nutzung von Uberschissigem Strom aus erneuerbaren Energien
auch in Power-to-Gas-Anlagen attraktiver wird.

= Setzen positiver Anreize durch Férderung von Wasserstofftechnologien: Derzeit ist CO,-frei
erzeugter Wasserstoff im Vergleich mit fossilen Brennstoffen nicht wettbewerbsfahig. Deshalb sind (fur
die Phase der Markteinfihrung) Instrumente notwendig, die Investitionen in CO,-frei erzeugten
Wasserstoff wirtschaftlich machen beziehungsweise eine Nachfrage schaffen, und so Skalierungs- und
Lernkurveneffekte, einen Markthochlauf von Wasserstofftechnologien und den Aufbau der
notwendigen Infrastruktur ermdglichen. Aktuell werden verschiedene mdgliche Instrumente diskutiert.
Dazu gehoren Markteinfihrungsprogramme, eine Quote fur CO,-frei erzeugten Wasserstoff z. B. in
Form von handelbaren Zertifikaten, eine OPEX-Férderung tber Contracts for Difference, die
projektbezogen flr einen begrenzten Zeitraum einen festen Preis fir die erzielten CO,-Minderungen
garantieren, und die Férderung des spezifischen Einsatzes von Wasserstoff in bestimmen Sektoren. Die
Entscheidung Gber die Einfiihrung eines dieser Instrumente erfordert eine sorgfaltige vergleichende
Abwagung der jeweiligen Vor- und Nachteile.
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Bei der Einflihrung von Forderinstrumenten muss auBerdem sichergestellt sein, dass mit der Produktion
von CO,-frei erzeugtem Wasserstoff nicht ein ungewollter Anstieg der Treibhausgasemissionen an
anderer Stelle einher geht. Zudem sollten mégliche Risiken fur Carbon Leakage berticksichtigt werden.

» Frihzeitige nationale Umsetzung der Européischen Richtlinien (Erneuerbare-Energien-
Richtlinie und Strommarktrichtlinie) und Anrechenbarkeit von CO,-frei erzeugtem
Wasserstoff fiir die THG-Minderungsquote: Die Erneuerbare-Energien-Richtlinie (RED II) erlaubt es
den Mitgliedstaaten, die Nutzung von CO,-frei erzeugtem Wasserstoff im Raffinerieprozess auf die
Erneuerbare-Energien-Quote anzurechnen. Damit wiirde ein Anreiz fur Raffinerien geschaffen, griinen
oder blauen Wasserstoff zu verarbeiten und auf diese Weise ihre Emissionen zu senken. In der
nationalen Umsetzung in Deutschland bedeutet dies, dass CO,-frei erzeugter Wasserstoff auf die THG-
Minderungsquote gemaB BImSchG anrechenbar gemacht werden muss. Die Umsetzung sollte zeitnah
erfolgen, um Rechtssicherheit zu schaffen und Investitionen zu erméglichen. Die entsprechenden
Herkunftsnachweise (siehe oben) sind hierflr Voraussetzung.

» Konsequente Beriicksichtigung von Wasserstoff in den relevanten gesetzlichen Regelungen:
Das technische Regelwerk (DVGW) muss ebenfalls fur reine Wasserstoffinfrastrukturen erganzt
werden.

» -Erganzung des Netzentwicklungsplan Gas (NEP Gas) fiir die transparente Entwicklung der
Wasserstoffinfrastruktur: Der NEP Gas hat sich als Koordinierungs- und Steuerungsinstrument fiir
den Ausbau des Erdgasnetzes bewahrt und erscheint auch fir den Aufbau einer Transportinfrastruktur
flr den Ferntransport von Wasserstoff geeignet. Es ist zu prifen, ob Anpassungen des Prozesses
notwendig sind, die der hohen zu erwartenden Dynamik im Bereich Wasserstoff Rechnung tragen.
Grundsatzlich liegt im Bereich des Aufbaus der Wasserstoffnetzinfrastruktur eine typische »Henne-Ei«-
Problematik vor, die mit entsprechenden MaBnahmen und durch koordiniertes Vorgehen von
Unternehmen mit Unterstttzung der 6ffentlichen Hand Gberwunden werden muss. Gegenwartig ist
von groBer Bedeutung, dass die Bundesnetzagentur die angemeldeten groBindustriellen
Produktionsmengen und Bedarfe an Wasserstoff in der Bestatigung des Szenariorahmens fir den NEP
Gas 2020 berticksichtigt, damit ein zeitnaher Einstieg gelingen kann. Eine kombinierte Planung der
Strom- und Gasinfrastruktur ist zudem erforderlich.

= Erleichterung von Genehmigungsverfahren: Regulatorische Barrieren fur die Genehmigung von
Elektrolyseanlagen sollten abgebaut werden, etwa durch eine Harmonisierung der Verfahren zwischen
den Bundeslandern und einen Austausch zur Genehmigungspraxis zwischen den betroffenen
Behorden.

Weitere MaBBnahmen konnen sein:

Anrechnungsfihigkeit von recyceltem CO,: Das in CCU- Prozessen genutzte CO; ersetzt in
Nachfolgeprozessen Kohlenstoff aus fossilen Quellen und tragt somit zur Reduzierung der THG-
Emissionen bei. Nach derzeitigen Regularien ist die Anrechenbarkeit auf diese Emissionsminderung noch
nicht moglich.

Moglichst schnelle Angleichung der CO,- Bepreisung an das ETS und ziigige Verringerung der
Zertifikate: Derzeit sind die angesetzten CO,- Preise im Vergleich zum ETS zu gering und kénnen
dadurch aufschiebend wirken. Berechnungen zeigen, dass die Konkurrenzfahigkeit wasserstoffbasierter
Produkte erst bei hheren CO,-Preisen erreicht wird. Je nach Markt, Wasserstoffkosten etc. sind CO,-
Preise von mehr als 100 €/t CO, erforderlich, um eine Gleichstellung zu erreichen.
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Leitfragen

Das Fraunhofer-Institut fir Umwelt, Sicherheits- und Energietechnik UMSICHT arbeitet gemeinsam
mit der Stahlindustrie an einer Methode, um CO, aus der Stahlproduktion als Rohstoff fur die
chemische Industrie zu gewinnen.

Wie wichtig ist fiir Sie die Kohlenstoff-Kreislaufwirtschaft in der nationalen
Klimadebatte?

Welche Bedeutung messen Sie dem Wasserstoff bei der Erreichung der nationalen
Klimaziele bei?

Welche Rahmenbedingungen musste die Politik hier setzen und gehen die
entsprechenden Beschliisse im Rahmen des Klimaschutzprogramms 2030 in die richtige
Richtung?
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Einfuhrung Kohlenstoffkreislauf und -recycling
Sektorielle Bilanzgrenzen

Stahl
Kohle > Stahlproduktion +> CO,

) Chemikalien
Treibstoffe

Einzelne Industrien in sich weit optimiert — z. T. an thermodynamischen Grenzen

Unterschiedliche Spielregeln
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Losungsidee

-x Mio. to CO,
Stahl
Kohle > Stahlproduktion » CO,
7 Erneuerbare H, ,
¢ Energie > y Mio. to C

® Sinnvoll bei unvermeid-

Chemikalien Ve
Erdgas 4 Chemieproduktion baren CO2- Emissionen
Treibstoffe

m Chancen auf
internationalem
Technologiemarkt

-z TWh Erdgas

(50 Stahl-Standorte)
B Regularien noch nicht
Durch gemeinsame Losung: geeignet

B Erneuerbare Energie ist

Senkung der Gesamt-CO,-Emissionen .
der Schlussel

Sicherung einer verfligbaren Kohlenstoffquelle
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Beispiel -12,5 Mio. to CO,

-7,6 Mio. to CO,

Stahl
Kohle > Stahlproduktion » CO,

50 TWh Erneuerbare 900 kt H,
Energie >

l 7,6 Mio. to CO,

Chemikalien ® Sinnvoll bei unvermeid-

Erdgas 4 Chemieproduktion » CO, baren CO2- Emissionen
Treibstoffe

.50 TWh Erdgas ® Chancen auf

internationalem

-4,9 Mio. to CO Technologiemarkt
2 (50 Stahl-Standorte)

B Regularien noch nicht
Durch cross-industrielle Losung: geeignet
B Erneuerbare Energie ist
der Schlussel

« Senkung der Gesamt-CO,-Emissionen

« Sicherung einer verfligbaren Kohlenstoffquelle
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Carbon2Chem®
Der Losungsansatz: Cross-industrielles Netzwerk

Lonle
RUB
MPI-CEC
UMSICHT

Clariant
tk

Gasauf-

bereitung
co,, CO,N, H

2

CHEMIE

Syngas

Elektrolyse

Wasserstoff

@&

thyssenkrupp

ZBT

STAHL

Kuppelgase

@

thyssenkrupp

MPI-CEC Hohere
UMSICHT
Siemens Alkohole

ENERGIE

GEFORDERT VOM

% Bundesministerium
fir Bildung
und Forschung

RUB
RWTH-ITMC
UMSICHT
tk

Polymere

Methanol

-

—

MPI-CEC
MPI-KOFO
RWTH

UMSICHT
KIT-IKFT
TU KL
VW

P

AkzoNobel

ISE
MPI-CEC
RUB
UMSICHT
Clariant
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Kohlenstoffkreislauf und -recycling
Unvermeidbare CO,-Emission als Rohstoff nutzen

Zement Emission: Emission: Sta
: 5,5 Mio. to Kohlenstoff 16,4 Mio. to Kohlenstoff

1Y

Rohstoffbedarf:

12,8 Mio. to +

43,6 Mio. to
Kohlenstoff

Chenﬂ»m

Petrochemle

CO,-Vermeidungspotenzial
95 Mio. t
Wasserstoffbedarf:
60-90 Mrd. Nm3
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Kohlenstoffkreislauf und -recycling
Unvermeidbare CO,-Emission als Rohstoff nutzen

Zement Emission: Emission: Sta
5,5 Mio. to Kohlenstoff 16,4 Mio. to Kohlenstoff

l——— |i :

__.,\/ Rohsto_ffbedarf:
12,8 Mio. to + i v
43,6 Mio. to

e
g

Eine Kohlenstoff-Kreislaufwirtschaft auch auf Basis von CCU-
Technologien ist ein wesentlicher Baustein zur gleichzeitigen
Senkung der THG- Emissionen in Deutschland und zur Erhaltung
der Wirtschaftskraft. Die Technologien stehen zur Verfugung.
CO,-Ve

Wasser

14

U J)edca r W— -
60-90 Mrd. Nm3 : ~
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Wasserstoff

Wasserstoff wird auch als Rohstoff benotigt

= Stahl: Direktreduktion in der Entwicklung (TRL 4-5)
Deutschland: 26 — 37 Mrd. Nm3, Strombedarf fur Elektrolyse 117-167 TWh

= Chemie auch in Synergie mit Stahl, Zement, Mullverbrennung ...
Deutschland: 60 Mrd. Nm3, Strombedarf fur Elektrolyse 270 TWh

= Zusammen mit allen anderen Verbrauchern

Deutschland: 200 Mrd. Nm3, Strombedarf fur Elektrolyse 900 TWh allein fir Wasserstoff
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Wasserstoff

Wasserstoff wird auch als Rohstoff bendtigt

Stahl: Di

= Deutsc

Chemie ¢

= Deutsc

Zusammye

= Deutsc

Wasserstoff ist essenziell fur die Erreichung der Klimaziele

Wasserstoff stellt gerade in der Grundstoffindustrie als Rohstoff einen
SchlUssel zur Emissionsminderung dar. Wasserstoff kann in vielen
Anwendungen fossiles Erdgas ersetzen und in vorhandener
Infrastruktur genutzt werden. Dadurch kann Wasserstoff auch zur

Defossilisierung in der Mobilitat und bei der Warmebereitstellung
beitragen.

Wasserstoffbedarf ist mit nationalen Ressourcen nicht zu decken.

olie 10
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Erneuerbare Energie ist der Schlussel

Gesamt: 3 580 TWh

Wwarme
1.263 TWh
< @
= | 2 g
o "(7‘) ©
- M E =
= Qf € i S
E - EN1T Power-to-Che %
o (@) (D) +— ™
=< sy B
5 S Gl =
[ ]
Energiesystem 2018 Energiesystem 2050
599 TWh Stromverbrauch Warme, Mobilitat und Power2X:
Strombedarf THG-neutrales Deutschland: zwischen 1300 und 3000 TWh
76 TWh Atomkraft Potenzial: 360-1000 TWh Erneuerbare in D reicht nicht aus

229 TWh Erneuerbare _ _ _ _
Importe sind weiterhin erforderlich -> Wasserstoff

8.000 TWh Erneuerbare weltweit geopolitische Aufgabe + Infrastruktur
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Rahmenbedingungen

= Schaffung zusatzlicher Kapazitaten fir Strom aus erneuerbaren Energien fir die Produktion von
Wasserstoff

= Internationale Kooperationen und Infrastruktur far Import von EE (Wasserstoff) aufbauen
= Einfuhrung handelbarer Herkunftsnachweise fur Wasserstoff

= Abbau negativer Anreize durch Anpassung des Steuer- und Abgabensystems fur Strom

= Setzen positiver Anreize durch Forderung von Wasserstofftechnologien

= Fruhzeitige nationale Umsetzung der Europaischen Richtlinien (Erneuerbare-Energien-Richtlinie
und Strommarktrichtlinie) und Anrechenbarkeit von CO,-frei erzeugtem Wasserstoff fur die THG-
Minderungsquote

= Konsequente Berucksichtigung von Wasserstoff in den relevanten gesetzlichen Regelungen
= Erleichterung von Genehmigungsverfahren
= Anrechnungsfahigkeit von recyceltem CO,

= Maoglichst schnelle Angleichung der CO,-Bepreisung an das ETS und zugige Verringerung der
Zertifikate
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Die vorliegende Stellungnahme gibt nicht die Auffassung des Ausschusses wieder, sondern liegt
in der fachlichen Verantwortung des/der Sachverstindigen. Die Sachverstédndigen fiir
Anhorungen/Fachgesprdche des Ausschusses werden von den Fraktionen entsprechend dem

Starkeverhéltnis benannt.

Deutscher Landkreistag, Postfach 11 02 52, 10832 Berlin

An die

Deutscher Bundestag

Ausschuss fiir Umwelt, Naturschutz
und nukleare Sicherheit

Ausschussdrucksache
19(16)292-E
zur Anhdrung 6.11.19
01.11.2019

Mitglieder des Ausschusses fur Umwelt, Naturschutz und nukleare

Sicherheit des Deutschen Bundestages
E-Mail: umweltausschuss@bundestag.de

Nachrichtlich:

Mitglieder des Ausschusses fur Umwelt, Naturschutz und nukleare

Sicherheit des Bundesrates

|An|age 4 |

DEUTSCHER
LANDKREISTAG

Ulrich-von-Hassell-Haus
LennéstralRe 11
10785 Berlin

Tel.:030/590097-311
Fax: 0 30/59 00 97 —4 00

E-Mail:  Torsten.Mertins
@Landkreistag.de

AZ: 11-770-59
Datum: 1.11.2019

Sekretariat: Steingruber

E-Mail: mail-u@bundesrat.de

Herrn Staatssekretar Jochen Flasbarth

Bundesministerium fir Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicher-
heit

E-Mail: buero.flasbarth@bmu.bund.de

Herrn Staatssekretar Andreas Feicht
Bundesministerium fur Wirtschaft und Energie
E-Mail: buero-st-f@bmwi.bund.de

Stellungnahme des Deutschen Landkreistages zum Entwurf eines Gesetzes zur Einfih-
rung eines Bundes-Klimaschutzgesetzes, zum Klimaschutzprogramm 2030 der Bun-
desregierung sowie zum Entwurf eines Brennstoffemissionshandelsgesetzes
Offentliche Anhérung des Ausschusses fir Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit des
Deutschen Bundestages am 6.11.2019

Sehr geehrte Damen und Herren,

wir bedanken uns fir die Einladung an den Deutschen Landkreistag, einen Sachverstandigen
in die offentliche Anh6rung des Ausschusses am 6.11.2019 zu entsenden. Vorab mdchten wir
Ihnen gerne unsere Anmerkungen zu dem Entwurf eines Gesetzes zur Einfilhrung eines Bun-
des-Klimaschutzgesetzes (BT-Drs. 19/14337) sowie zum Klimaschutzprogramm 2030 der
Bundesregierung (BT-Drs. 19/13900) zukommen lassen, die beide Gegenstand der Anhdrung
sein werden. Ferner méchten wir Sie in diesem Zusammenhang auf eine kommunalrelevante
Problematik im geplanten Brennstoffemissionshandelsgesetz (BR-Drs. 533/19) hinweisen.

An dieser Stelle mussen wir nachdriicklich betonen, dass sich die Beteiligung der kommunalen
Spitzenverbande in der frihen Phase des Gesetzgebungsverfahrens zum Bundes-Klima-
schutzgesetz aufgrund der extrem kurzen Fristsetzung des Bundesumweltministeriums zur
Abgabe von Stellungnahmen als unakzeptabel dargestellt hat. Dasselbe gilt im Ubrigen gleich-
ermalien fur den Entwurf eines Brennstoffemissionshandelsgesetzes sowie fir den Gesetz-
entwurf zur Umsetzung des Klimaschutzprogramms 2030 im Steuerrecht (BT-Drs. 19/14338),
den Gesetzentwurf zur Entlastung bei den Heizkosten im Wohngeld im Kontext der CO.-Be-
preisung und zuletzt fir den Gesetzentwurf eines Dritten Gesetzes zur Novellierung des Ge-
meindeverkehrsfinanzierungsgesetzes. Eine inhaltliche Mitwirkung der kommunalen Spitzen-
verbande bzw. eine ausreichende Ruckkopplung mit der kommunalen Praxis an diesen

DEUTSCHER LANDKREISTAG - DER KOMMUNALE SPITZENVERBAND reprasentiert
& 56,2 Mio. Einwohner & 68 % der Bevélkerung ® 73 % der Aufgabentrager @ 96 % der Flache DEUTSCHLANDS
™ 77,1 Mrd. € Haushaltsvolumen, davon P 31 Mrd. € Ausgaben fiir soziale Leistungen
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wichtigen Gesetzgebungsprozessen war auf diese Weise nicht moglich. Ein solches Vorgehen
ist nicht geeignet, die Akzeptanz in den Kommunen und in der Bevolkerung zu fordern.

In Bezug auf das Klimaschutzprogramm 2030 der Bundesregierung hat Gberhaupt keine offi-
zielle Beteiligung der kommunalen Spitzenverbande stattgefunden. Dies widerspricht der ge-
planten gesetzlichen Regelung in § 9 Abs. 3 Bundes-Klimaschutzgesetz, wonach die Bundes-
regierung bei der Erarbeitung von Klimaschutzprogrammen in einem 6ffentlichen Konsultati-
onsverfahren u. a. die Kommunen einbeziehen will. Auch wenn diese Vorschrift selbstver-
standlich noch nicht in Kraft ist, halten wir es fir ungliicklich, dass die Bundesregierung gleich
Zu Beginn der intensiven Anstrengungen mit Blick auf die Klimaschutzziele fiir 2030 hinter
ihrem selbst formulierten Anspruch zurtickbleibt.

Zum Entwurf des Bundes-Klimaschutzgesetz

Das Bundes-Klimaschutzgesetz soll nach unserem Verstandnis auf der Bundesebene einen
Ubergeordneten Handlungsrahmen fir das Erreichen der international vereinbarten Klima-
schutzziele festlegen. Wir halten dies flr einen wichtigen und richtigen Schritt und begrtRen,
dass der Gesetzentwurf in Bezug auf die Ressorts der Bundesregierung klare Zustandigkeiten
benennt. Dabei setzen die vorgesehenen Regelungen auf die Fachkompetenz der Ressorts,
jeweils geeignete Malinahmen einzubringen.

Die Landkreise als kommunale Gebietskorperschaften bekennen ebenso zum Klimaschutz
und sind bereit, im Rahmen ihrer Méglichkeiten und Aufgaben die Emissionen von klimaschad-
lichen Treibhausgasen mdglichst zu vermeiden. Gleichwohl bewerten wir das in § 13 Abs. 1
des Gesetzentwurfs vorgesehene Berlicksichtigungsgebot als einzige Vorschrift in dem Ent-
wurf, die die kommunale Ebene unmittelbar adressiert, aus den nachfolgenden Griinden sehr
kritisch und lehnen diese ab.

Ausweislich der Begrindung soll das in 8§ 13 Abs. 1 Satz 1 des Entwurfs geregelte Berick-
sichtigungsgebot der Klimaschutzziele durch alle Trager offentlicher Aufgaben bei den Lan-
dern und Gemeinden keine neuen Aufgaben begriinden. Gleichwohl ergeben sich aus dem
Berlicksichtigungsgebot fur die Landkreise als Trager offentlicher Aufgaben unmittelbare Ver-
pflichtungen. Die Regelung trifft ausweislich der Begriindung nicht nur das fiskalische Handeln
der Trager offentlicher Aufgaben, sondern auch und vor allem das hoheitliche Verwaltungs-
handeln der Landkreise. Damit misste kiinftig bei allen Ermessensentscheidungen der Ver-
waltung auch der Zweck des Bundes-Klimaschutzgesetzes und die zu seiner Erfullung festge-
setzten Ziele in die Erwagungen und Abwégungen zu diesen Entscheidungen einbezogen
werden, um zu ermessensfehlerfreien Entscheidungen zu kommen. Laut der Begriindung sol-
len dabei die Bedeutung der Entscheidung fiir den Klimaschutz zu ermitteln und Klimaschutz-
gesichtspunkte zu berlcksichtigen sein, soweit keine entgegenstehenden, lberwiegenden
rechtlichen oder sachlichen Griinde vorliegen. Dies bedeutet nicht nur einen Mehraufwand fur
die Verwaltung, sondern auch fur Antragsteller kiinftig hohere Hirden auf dem Weg zu Ver-
waltungsentscheidungen, wenn gegebenenfalls analog zum Naturschutzrecht kiinftig sogar
ein ,klimaschutzrechtlicher Fachbeitrag® erforderlich wird.

Die in 8 13 Abs. 1 Satz 2 des Entwurfs enthaltene Klarstellung, dass die Kompetenzen der
Lander und Gemeinden — hier waren unbedingt noch die ,Gemeindeverbande“ zu erganzen,
um die Landkreise einzubeziehen — zur Ausgestaltung des Bertcksichtigungsgebotes unbe-
rihrt bleiben, entschéarft die Problematik keineswegs. Vielmehr ist zu beflirchten, dass kom-
munale Ermessensentscheidungen aufgrund der bundesrechtlichen Vorgabe selbst dann vor
den Fachgerichten angegriffen werden, wenn sie zwar eigentlich keine wirksamen Bezugs-
punkte zum Klimaschutz aufweisen, jedoch diesen Aspekt bei der Entscheidung nicht gerichts-
fest ,abgearbeitet* haben. Die Kreisverwaltungen sollten im Zuge der Verabschiedung des
Bundes-Klimaschutzgesetz nicht mit derartigen abstrakten Verpflichtungen belegt werden, die
geeignet sind, die Sinnhaftigkeit der Klimaschutzgesetzgebung des Bundes insgesamt in
Frage zu stellen ist.
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Vielmehr ware es nach unserem Dafiirhalten — soweit dies noch nicht geschehen ist — der
richtige Weg, in den einschlagigen Fachgesetzen des Bundes (wie etwa bereits im Baugesetz-
buch) und der Lander konkrete Regelungen zum Klimaschutz und dessen Berticksichtigung
bei Verwaltungsentscheidungen aufzunehmen. Die unbestimmte Regelung in 8 13 Abs. 1
Satz 2 des Entwurfs ist dagegen nur geeignet, unnétigen Mehraufwand und Rechtsunsicher-
heiten zu erzeugen. Daher sollte die Regelung — wenn dies fir die Bundesverwaltung tatsach-
lich so gewollt ist — ebenso wie § 13 Abs. 2 und 3 des Entwurfs ausdrucklich auf den Bund
beschrankt werden.

Klimaschutzprogramm 2030

Aus Sicht des Deutschen Landkreistages ist zunachst festzuhalten, dass Klimaschutz nicht
ohne den landlichen Raum funktioniert. Die Mehrheit der deutschen Bevoélkerung lebt im land-
lichen Raum und wird einen Grol3teil der absehbaren Lasten tragen. Dort befinden sich die
meisten Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer Energien (Wind, Bioenergie, Photovoltaik) so-
wie die dazugehdrigen (teils noch zu errichtenden) Ubertragungsleitungen. Die Wertschépfung
des naturgemald besonders betroffenen industriellen Sektors erfolgt zu nahezu zwei Drittel
(65 %) in den Landkreisen bzw. zu 54 % in den landlichen Raumen. AuRerdem haben die
Menschen langere Arbeitswege und es gibt auch fur die Alltagswege im Vergleich zu den
Stadten weniger bis kaum OPNV-Angebote. In diinn besiedelten landlichen Raumen werden
z. B. nur 4 % der Wege mit dem OPNV zuriickgelegt, tiber die Hélfte der Verkehre in den
landlichen Raumen sind Binnenverkehre.

Deshalb ist aus unserer Sicht zu begrifRen, dass sich die Bundesregierung im Klimaschutz-
programm 2030 auch Gedanken um die Akzeptanz ihrer MaRnahmen im landlichen Raum
gemacht hat. Hier sind insbesondere die klaren Festlegungen zu den Abstanden von Wind-
kraftanlagen zur benachbarten Wohnbebauung (Kap. 3.4.1.2) sowie die Erh6hung der Pend-
lerpauschale (Kap. 3.3.2) bzw. die Einfiihrung der Mobilitdtspauschale zu nennen, damit Men-
schen, die beruflich auf ein Auto angewiesen sind, nicht UbermafRiig belastet werden. Die Er-
hohung der Pendlerpauschale und die Mobilitatspauschale sind allerdings zeitlich befristet nur
fur den Zeitraum 2021 bis 2026 vorgesehen. Danach ist fir Pendler keine weitere Kompensa-
tion mehr geplant. Erforderlich ist fur den landlichen Raum eine dauerhafte Entlastung in die-
sem Punkt. Zu berticksichtigen ist zusatzlich, dass durch die CO»-Bepreisung auch der private
Individualverkehr im landlichen Raum verteuert wird, auf den die Einwohner z. B. zur Nahver-
sorgung oder zu Arztbesuchen mangels Alternativen jedoch angewiesen sind. Diese Belas-
tung wird durch die Anhebung der Kfz-Steuer (Kap. 3.4.3.8) noch verscharft.

Mit Blick auf den Verkehr im landlichen Raum begriiRen wir, dass die Attraktivitat des OPNV
durch Netzausbauten und die Verbesserung der Angebotsqualitdt nicht allein unter Klima-
schutzgesichtspunkten, sondern auch mit Blick auf die Gleichwertigkeit der Lebensverhalt-
nisse erhoht werden soll (Kap. 3.4.3.2). Hierfur sollen die Bundesmittel nach dem GVFG ab
2021 auf 1 Mrd. Euro jahrlich und ab 2025 auf 2 Mrd. Euro jahrlich erhéht werden. Wir begri-
Ben ausdriicklich, dass in diesem Kontext die bisherige rdumliche Konzentration auf die Ver-
dichtungsraume aufgegeben werden soll und die standardisierte Bewertung auch Aspekt der
Umwelt- und Klimabelange sowie Aspekte der Daseinsvorsorge berticksichtigen darf. Ferner
soll die Modernisierung und klimaschonende Umristung von Busflotten durch verstarkte For-
derung vorangetrieben werden. Auch die vorgesehene Starkung des Schienenverkehrs so-
wohl im Fernverkehr als auch im regionalen Kontext (Reaktivierung, Elektrifizierung) ist zu
begriiRen (Kap. 3.4.3.1). Ebenso begrif3en wir, dass die Attraktivitdt des Radverkehrs erhoht,
der Ausbau von Radwegen an Bundesstraf3en fortgesetzt und durch zwei Sonderprogramme
yotadt und ,Land“ die Chancengleichheit fir den Radverkehr hergestellt werden soll (Kap.
3.4.3.3). Dort, wo es vom Verkehrsaufkommen und der Verkehrsdichte mdglich ist, sollte auch
die Mdglichkeit von ,Schutzstreifen aulerorts” zugelassen werden.



Seite 4

Der geplante Ausbau der offentlich zuganglichen Ladeinfrastruktur (Kap. 3.4.3.9) als Voraus-
setzung fur Akzeptanz und Zunahme der Elektromobilitat muss auch und gerade im landlichen
Raum stattfinden, wo dem Auto als Verkehrsmittel eine deutlich gréRere Bedeutung zukommt
als in den Stadten und ein flachendeckender Ausbau des OPNV illusorisch ist. Der Um-
schwung auf alternative Energien muss zudem technologieoffen erfolgen (Stichworte: Power-
to-X, Wasserstoff). Wir begriRen insoweit ausdrticklich das Vorhaben der Entwicklung alter-
nativer strombasierter Kraftstoffe (Kap. 3.4.3.4), zumal die Elektromobilitat nicht Gberall mach-
bar bzw. geeignet ist.

Wir halten es fUr richtig, dass laut dem Klimaschutzprogramm 2030 fir Windenergie-Anlagen
ein Mindestabstand von 1.000 m zur nachsten Wohnbebauung festgelegt werden soll, um die
Akzeptanz des angestrebten Ausbaus der erneuerbaren Energien zu erhéhen (Kap. 3.4.1.2).

Ebenso halten wir es flr richtig, dass die Kommunen die Moglichkeit erhalten sollen, geringere
Mindestabstande festzulegen und eine finanzielle Beteiligung am Betrieb der Windréader zu
erhalten. Diese finanzielle Beteiligung sollte unseres Erachtens nicht nur fiir die jeweils be-
troffene Gemeinde sowie die Nachbargemeinden gelten, sondern auch fir den jeweils be-
troffenen Landkreis. Unter dem Blickwinkel des Gleichheitsgrundsatzes (Art. 3 des Grundge-
setzes) halten wir es fiir geboten, die Moglichkeit der Gemeinden, hohere Grundsteuern flr
Windenergieanlagen in Sondergebieten zu erheben, auf alle Standorte von Windenergieanla-
gen auszudehnen, d. h. auch auf Standorte im AuRenbereich jenseits von baurechtlich festge-
setzten Sondergebieten. Fir uns ist nicht nachvollziehbar, dass der vorliegende Gesetzent-
wurf zur Umsetzung des Klimaschutzprogramms 2030 im Steuerrecht (BT-Drs. 19/14338) eine
entsprechende Einschrankung vorsieht. Regelmalig findet die planungsrechtliche Steuerung
der Windenergie im Auf3enbereich Uber regionale Raumordnungsprogramme und Flachennut-
zungsplane statt. Die baurechtliche Festsetzung von Sondergebieten fir Windenergie (8 11
Baunutzungsverordnung) ist dagegen nicht die Regel. Eine sachgerechte Besteuerung von
Anlagenstandorten kann jedoch nicht davon abhangen, welches Planungsinstrument malRgeb-
lich fir die Genehmigung von Windenergieanlagen ist. Dariiber hinaus muss sichergestellt
werden, dass Ersatzzahlungen als Kompensation von Eingriffen in Natur und Landschaft durch
die Windenergieanlagen auch im Rahmen des Baurechts erhoben werden kénnen.

Um in den Landkreisen die energetische Sanierung von kreislichen Liegenschaften weiter vo-
ranzubringen, durfte es helfen, wenn gemafld dem Klimaschutzprogramm 2030 mit der neu
konzipierten Bundesforderung fur effiziente Geb&aude (BEG) ab 2020 die bestehenden inves-
tiven Forderprogramme im Gebaudebereich zu einem einzigen, umfassenden und moderni-
sierten Forderangebot geblindelt werden (Kap. 3.4.2.2). Wir weisen allerdings kritisch darauf
hin, dass hiermit weiterhin die ressortbedingte Unterscheidung zwischen den Férderangebo-
ten im Bereich Energie einerseits und im Bereich kommunaler Klimaschutz andererseits be-
stehen bleibt, der die Forderlandschaft aus kommunaler Sicht unibersichtlicher macht als no-
tig. Wir sprechen uns daher dafir aus, alle Férderangebote des Bundes in diesem gesamten
Themenfeld an einer Stelle zu biindeln. Zum anderen missen die vom Bund in Aussicht ge-
stellten Forderprogramme moglichst unbirokratisch ausgestaltet sein, damit die Mittel von der
kommunalen Ebene auch tatsachlich in Anspruch genommen werden kénnen.

AbschlieRend ist festzuhalten, dass auch das Klimaschutzprogramm 2030 ein weiteres Grund-
problem des kommunalen Klimaschutzes nicht I6sen wird. Angesichts der Vielzahl von For-
derangeboten des Bundes wird es — aus haushaltsrechtlichen Griinden — weiterhin bei der
starken Projektbezogenheit von kommunalen Klimaschutzaktivitaten bleiben. Diese lasst viel-
fach insbesondere eine dauerhafte Einstellung von qualifiziertem Personal nicht zu und behin-
dert damit die Verstetigung von kommunalen Bemiihungen. Hier sollten die zustandigen L&n-
der dringend die dauerhafte Finanzierung solcher Stellen sicherstellen.
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Zum Entwurf des Brennstoffemissionshandelsgesetzes

Die mit dem Gesetzentwurf vorgesehene Einfihrung eines Emissionshandels fir die Sektoren
Warme und Verkehr ab dem Jahr 2021 wird das Leben auf dem Land verteuern. Es ist deshalb
notwendig, fur die Betroffenen nach Kompensationen zu suchen, die die Belastungen auffan-
gen (siehe oben). Wir mdchten aber noch auf ein anderes Problem aufmerksam machen:

Der vorliegende Entwurf fir ein Brennstoffemissionshandelsgesetz (BEHG-E) dirfte nach un-
serer Einschatzung dazu fuhren, dass auch fir die Erzeugung und Nutzung von Klar- und
Faulgas Zertifikate erworben werden muissten. Diese Energieerzeugnisse entstehen bei der
kommunalen Abwasserentsorgung. Durch ihre Nutzung heben die fur die Abwasserentsor-
gung zustandigen kommunalen Gebietskorperschaften die gesetzlich geforderten Energiepo-
tenziale und tragen damit zum Klimaschutz bei. Eine CO2-Bepreisung von Klar- und Faulgas
ware somit kontraproduktiv und wirde die Lenkungswirkung in Richtung einer Emissionsmin-
derung in diesem Bereich einschrénken. Die genannten Energieerzeugnisse sollten daher vom
Emissionshandel ausgenommen werden. Hierfir regen wir an, § 2 Abs. 1 BEHG-E i. V. mit
Anlage 1 (zu 8 2 Absatz 2) BEHG-E entsprechend anzupassen. Das Gesetz musste an diesen
Stellen eindeutig zwischen den eigentlichen adressierten Brennstoffen (fossile) und den klima-
politisch sinnvollen und gewollten Brennstoffen (erneuerbare) unterscheiden.

Da der vorliegende Gesetzesentwurf die Systematik des Energiesteuerrechts tbernimmt,
dehnt er den Anwendungsbereich des BEHG auch auf klimapolitisch sinnvoll genutzte Ener-
gieerzeugnisse wie Klar- und Faulgas aus. Der Hinweis in der Entwurfsbegrindung zu § 2
Abs. 2 Satz 1, wonach unmittelbare Verweise auf Befreiungstatbesténde in den aufgefiihrten
Paragrafen des Energiesteuergesetzes (EnergieStG) zu beachten sind, lauft ins Leere, da die
einschlagige Steuerbefreiung nicht im § 23 EnergieStG, sondern erst in den folgenden Para-
grafen — insbesondere fur Klargas im § 28 EnergieStG — geregelt ist. Die Anwendung des
BEHG in der vorliegenden Fassung wirde somit das Verheizen von Klargas entsprechend
erheblich verteuern. Gleiches gilt auch fir die Einspeisung von Klargas, das auf Erdgasqualitat
aufbereitet wird (Bioerdgas). Das BEHG sollte hier ebenfalls den regenerativen Ursprung von
Biogas, das aus dem Erdgasnetz bezogen wird, beriicksichtigen.

Wir waren lhnen sehr dankbar, wenn unsere Anmerkungen im Rahmen der anstehenden par-
lamentarischen Beratungen Bertcksichtigung finden wirden.

Mit freundlichen GriRRen

In Vertretung

g~

Dr. Kay Ruge
Beigeordneter



stellungnahme

Die vorliegende Stellungnahmem nicht die Auffassung des Ausschusses wieder, sondern liegt
in der fachlichen Verantwortung des/der Sachverstdandigen. Die Sachverstdandigen fiir
Anhorungen/Fachgespriche des Ausschusses werden von den Fraktionen entsprechend dem
Stirkeverhiltnis benannt.

Stellungnahme des Deutschen Gewerkschaftsbundes im Rahmen der 6f-
fentlichen Anhérung des Bundestagsausschusses fiir Umwelt, Naturschutz
und nukleare Sicherheit zum Entwurf eines Gesetzes zur Einfihrung eines
Bundes-Klimaschutzgesetzes und zur Anderung weiterer Vorschriften so-

wie zum Klimaschutzprogramm 2030 der Bundesregierung zur Umsetzung

des Klimaschutzplans 2050

Klimapolitik der Bundesregierung

Den aktuellen Gesetzgebungsprozess der Bundesregierung zur Umsetzung des Klima-
schutzprogramms 2030 kritisiert der DGB scharf. Es ist nicht akzeptabel, dass im Rahmen
der Verbandeanhdrungen minimalste Fristen gesetzt werden. Dieses Vorgehen, welches
zum Standard in der aktuellen Klimapolitik zu werden scheint, wird der komplexen Thema-
tik nicht gerecht. Derart kurze Fristen, wie zuletzt beim Gesetz zur Umsetzung des Klima-
schutzprogramms 2030 im Steuerrecht, beim Klimaschutzgesetz, beim Strukturstarkungs-
gesetz und beim BEHG entziehen der Funktion einer Verbandeanhdrung im
demokratischen Gesetzgebungsprozess die Grundlage. Die Handlungsnotwendigkeit ist un-
bestritten, jedoch darf dabei der demokratische Diskurs nicht ausgehebelt werden. Aktio-
nismus hilft weder dem Klima noch einer ausgewogenen und handwerklich gut ausgearbei-
teten Gesetzgebung. Daher muss Griindlichkeit vor Schnelligkeit gelten. Vor diesem
Hintergrund kommt der parlamentarischen Beratung eine besondere Verantwortung zu.

Grundsatzliche Einordnung

Die Begrenzung des Klimawandels ist eine zentrale Herausforderung unserer Zeit, um un-
kontrollierbare Schaden fiir die gesellschaftliche und wirtschaftliche Entwicklung der
Menschheit zu vermeiden. Vor diesem Hintergrund ist die Erreichung der Klimaziele von Pa-
ris notwendig. Im Rahmen der internationalen, europaischen und nationalen Klimaziele
steht Deutschland in der Verantwortung, seinen Beitrag zu leisten. Die Bundesregierung
hat im Koalitionsvertrag festgelegt, die Klimaziele in einem Gesetz rechtlich abzusichern.
Aus Sicht des DGB wird Klimapolitik nur erfolgreich sein, wenn soziale, 6kologische und
okonomische Anforderungen wie gute Arbeit oder nachhaltiger Wohlstand gleichermal3en
in die Gestaltung der Transformation einbezogen werden. Zudem miissen von der Transfor-
mation betroffene Beschaftigte umfassend abgesichert und befdhigt werden, neue Beschaf-
tigungsmaglichkeiten zu erhalten.

Verantwortlich: Stefan Kérzell, Mitglied des Geschaftsfiihrenden DGB-Bundesvorstandes
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Die Klimaschutzgesetzgebung sollte deshalb einen umsetzbaren Pfad zur Erreichung der
Klimaziele in den einzelnen Sektoren beschreiben. Nationale Klimaziele ohne realistische
Umsetzungsmadglichkeiten geféhrden hingegen die gesellschaftliche Akzeptanz und das
notwendige Vertrauen in den Umbauprozess. Ein gleichermalen ausgewogenes und ver-
bindliches Klimaschutzgesetz kann hingegen langfristige Planungssicherheit fiir Beschaf-
tigte sowie fiir private und 6ffentliche Investitionen schaffen. So kann der Rahmen fir ei-
nen investitionsorientierten Umbaupfad gesetzt werden, um die wirtschaftlichen Chancen
des Klimaschutzes im Sinne der Modernisierung der industriellen Wertschépfung und der
Starkung von Guter Arbeit nutzen zu konnen.

In seiner Wirkung miissen konkrete Klimaschutzmanahmen auch im Hinblick auf die Ver-
teilungsgerechtigkeit gepriift werden. Verbrauchergruppen dirfen nicht tber ihre Fahigkei-
ten hinaus belastet werden, um zum einen die Akzeptanz nicht zu geféhrden und zum an-
deren unerw(inschte Wechselwirkungen auszuschlieBen.

Auf der anderen Seite muss Carbon-Leakage und damit die Abwanderung von Unterneh-
men ausgeschlossen, sowie die Wettbewerbs- und Leistungsfahigkeit — insbesondere auch
der energieintensiven Unternehmen — erhalten werden.

a) Klimaschutzgesetz

Mechanismus des Klimaschutzgesetzes

Es ist notwendig, dass die Bundesregierung Klimapolitik als Querschnittthema aufgreift.
Dafiir sind klare politische Verantwortlichkeiten der einzelnen Ressorts notwendig, wie es
der vorliegende Referentenentwurf des BMU vorsieht. Investitionen in die CO,-Reduktion
werden jedoch in den Sektoren nicht linear, sondern stufenweise wirken. Aus diesem
Grund bedarf es flexibler Zielmechanismen, die dem Strukturwandel Gestaltungsspielraum
gewahren. Jahresscharfe Sektorbudgets sind daher aus beschaftigungs- und investitionspo-
litischer Sicht problematisch. Wenn eine jahresscharfe Nichteinhaltung umgehend mit kurz-
fristig festzulegenden Ad-hoc-MaBnahmen verbunden wird, fihrt dies im Ergebnis nicht au-
tomatisch zu mehr Klimaschutz, aber im schlimmsten Falle zu weniger Akzeptanz in der
Bevélkerung. Umso wichtiger ist deshalb eine realistische Abschatzung der CO,-Minde-
rungspotentiale einzelner MaBnahmen. Zudem hat sich in der Vergangenheit gezeigt, dass
Ad-hoc-MaBnahmen die Planungen fiir Verbraucher, Kommunen und Unternehmen er-
schweren.

Sinnvoll hingegen ist eine indikative und sektorscharfe Betrachtung auf dem Weg zur Errei-
chung der Sektorziele 2030, um sicherstellen zu kdnnen, dass eingeleitete MaBnahmen
auch zu konkreten Reduktionen flihren. Daher begriit der DGB, dass § 8 Abs. 2 Flexibilitét
zwischen den Sektoren, gemaB der europaischen Klimaschutzverordnung, einrdumt. Diese
sollte die Bundesregierung im Sinne kommunizierender Rohren in begriindeten Ausnahme-
fallen einsetzen und dabei gleichzeitig die Zielerreichung in allen Sektoren bis 2030 sicher-
stellen. Auch darf sie nicht dazu fiihren, von der beabsichtigten Umsetzung der Empfehlun-
gen der Kommission , Wachstum, Strukturwandel und Beschéftigung” abzuweichen.
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Sofortprogramme und europaische Verpflichtungen

Die Kosten flir den Ankauf von Emissionszuweisungen aufgrund der europdischen Klima-
schutzverordnung sollten unbedingt so gering wie mdglich gehalten werden. Vielmehr ist
es geboten, die notwendigen Investitionen flir eine Transformation der einzelnen Sektoren
zu mobilisieren, Innovationen anzureizen und dadurch die Treibhausgasreduktion schritt-
weise voranzutreiben. Entscheidend wird sein, dass die fir die Sektoren festzulegenden
MaBnahmen diese Investitions- und Innovationswirkung entfalten. Hierbei muss sektorbe-
zogen geprUft werden, welches MaBnahmenprogramm fiir effektiven und effizienten Klima-
schutz sorgen kann. Dabei sind ldngerfristig angelegte MaBnahmenprogramme kurzfristi-
gen Ad hoc MaBnahmen, wie § 8 Abs. 1 vorsieht, vorzuziehen. Sollten Sofortprogramme
nicht vermieden werden kénnen, missen diese ebenfalls den Kriterien der Sozialvertraglich-
keit genlgen.

Die Bundesregierung steht dabei in der besonderen Verantwortung, ausreichend 6ffentliche
Mittel zur Verfligung zu stellen.

Berichterstattung, Datenerhebung und Folgenabschatzung

Das Klimaschutzgesetz muss klare Vorgaben fiir die Folgenabschatzung der MaBnahmen-
programme und flr das kontinuierliche Monitoring machen. Hierzu bedarf es eines liberge-
ordneten Kriterienkatalogs fir die gesamte Bundesregierung, der neben der Erhebung von
Emissionsdaten auch einheitliche Indikatoren fir die soziale, 6kologische und 6konomische
Dimension vorschreibt und so flir Transparenz und Vergleichbarkeit sorgen kann.

Der DGB begriiBt, dass der Referentenentwurf in § 9 Abs. 2 vorsieht, dass bei der Folgen-
abschatzung von MaBnahmenvorschldgen soziale und ékonomische Auswirkungen be-
trachtet werden sollen. Vor diesem Hintergrund ist nicht nachvollziehbar, dass im Rahmen
der Uberpriifung der Wirksamkeit der MaBnahmenvorschlage lediglich auf die reale Ent-
wicklung der Emissionen nach § 5 geschaut wird. Aus Sicht des DGB ist es hingegen not-
wendig darzulegen, welche realen sozialen, 6kologischen und wirtschaftlichen Auswirkun-
gen eingetreten sind. Daher ist § 5 des vorliegenden Referentenentwurfs um Kriterien der
Beschaftigungsentwicklung, Qualitat von Arbeit, Verteilungswirkungen, Carbon-Leakage,
Effektivitat und Effizienz von MaBnahmen sowie die Preisentwicklung fir Energie, Mobilitat
und Wohnraum zu ergdnzen. In § 10 sollten demnach die sozialen, dkologischen und 6ko-
nomischen Folgewirkungen in die Berichterstattung aufgenommen werden.

Expertenrat fiir Klimafragen und Konsistenz mit bestehenden Gremien

Die Umsetzung der klimapolitischen Strategie Deutschlands sollte auch unabhangig von der
Bundesregierung Uberpriift werden, um gesellschaftliche Akzeptanz aufrechtzuerhalten und
Fehlentwicklungen zu vermeiden. Hierzu kann der vorgeschlagene Expertenrat einen wich-
tigen Beitrag leisten, wenn er die soziale, wirtschaftliche und ékologische Dimension der
Klimapolitik zusammenbringt.
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Der DGB geht davon aus, dass bei der Zusammensetzung des Expertenrats die Sozialpart-
ner berlicksichtigt werden.

Allerdings ist véllig unklar, auf welcher Grundlage die Kommissionsmitglieder vollumfas-
send zu ihrer Einschatzung kommen sollen, wenn ausschlieBlich die Emissionsdaten nach

§ 5 zugrunde gelegt werden. Hierzu braucht es — wie bereits zuvor beschrieben — eine um-
fassende Berichterstattung, die tber die reine Erfassung von Treibhausgasemissionen hin-
ausgeht.

AuBerdem miissen die Aufgaben des Expertenrats in Abgrenzung zu anderen bestehenden
Gremien (Gremium zum Energiewende-Monitoring) oder noch zu schaffenden Gremien (Ex-
pertengremium aus der Kommission Wachstum, Strukturwandel und Beschaftigung) geklart
und in eine konsistente Arbeitsweise gebracht werden.

Einbettung in eine Gesamtstrategie zur Bewaltigung des Strukturwandels

Eine Klimaschutzpolitik, die auf reine Reduktion von Treibhausgasemissionen ausgerichtet
ist, gentigt dem Anspruch eines gerechten Strukturwandels nicht. Vielmehr muss die Treib-
hausgasreduktion in eine iibergeordnete Strategie fir die nachhaltige Entwicklung
Deutschlands eingebettet werden, die sowohl Klimaschutz adressiert als auch mégliche so-
Ziale, 6kologische und 6konomische Auswirkungen antizipiert und proaktiv begleitet. Des-
halb miissen die klimapolitischen MaBnahmen durch eine aktive Sozial-, Arbeitsmarkt-, In-
novations-, Raumordnungs-, Struktur- und Industriepolitik flankiert werden.

b) Klimaschutzprogramm 2030

Wirkungsweise des Klimaschutzprogrammes 2030

Grundsatzlich bewertet der DGB die Logik des Klimaschutzprogrammes positiv, mittels ei-
nes Instrumentenmixes aus Forderung, CO,-Bepreisung, Entlastungen und regulatorischen
MaBnahmen einen geeigneten Rahmen zu schaffen und gleichzeitig moderate Signale flir
den Umstieg auf klimafreundliche Technologien zu setzen.

Aus Sicht des DGB miissen Forderprogramme durch ordnungsrechtliche Regelungen flan-
kiert und schrittweise ersetzt werden. Das Ordnungsrecht fordert alle, wohingegen vorwie-
gend Haushalte mit hoherem Einkommen von anreizbasierten MaBnahmen profitieren, da
sie die finanziellen Mittel flir Anschaffung von Alternativen haben. Die ordnungsrechtlichen
MaBnahmen miissen zudem friihzeitig installiert und im Zeitablauf scharf gestellt werden,
damit sich die Bevdlkerung und die Unternehmen rechtzeitig auf Alternativen einstellen
kénnen.

Jedoch werden alle Anreize und regulatorischen MaBnahmen ihre Lenkungswirkung verfeh-
len, wenn keine klimafreundlichen Alternativen zur Verfigung stehen. Daher kritisiert der
DGB, dass die geplanten Investitionssummen, die Uber direkte Investitionen sowie Forder-
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programme und Steuerentlastungen zur Finanzierung notwendiger Alternativen aufgewen-
det werden sollen, sowie die Einnahmen des geplanten nationalen Zertifikatehandels deut-
lich unter dem notwendigen Bedarf bleiben. Der DGB fordert eine massive dkologische In-
vestitionsoffensive mit den Schwerpunkten Mobilitat, Infrastruktur und Gebaudesanierung.
Dabei spricht sich der DGB gegen eine aus Konsumabgaben finanzierte Klimapolitik aus,
die kleine und mittlere Einkommen (iberproportional belastet. Vielmehr missen Investitio-
nen Uber eine starkere Besteuerung von Vermdgen, Erbschaften und Kapital refinanziert
werden. Eine restriktive Haushaltspolitik, die sich an schwarzer Null und Schuldenbremse
orientiert, ist mit dem Erreichen der Klimaschutzziele nicht vereinbar.

Ubergeordnete Bewertung der MaBnahmen

Der DGB begriiBt, dass die Bewertung der Gesamtminderungswirkung des Klimaschutzpro-
gramms durch zwei Gutachter aus BMU und BMWI erfolgen soll.

In den Kurzbeschreibungen wird ausgewiesen, wer an der Umsetzung der MaBnahme be-
teiligt ist, wann sie umgesetzt werden soll und welche finanziellen Mittel daftir aufgewen-
det werden missen. Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, Betriebsrate oder Gewerk-
schaften werden nur bei zwei von 60 MaBnahmen als Beteiligte genannt.

Der DGB kritisiert scharf, dass Gewerkschaften und Beschaftigte bei der Umsetzung der
MaBnahmen nicht als wichtiger Akteur wahrgenommen werden. Die aktive Mitgestaltung
durch Beschaftigte und Gewerkschaften ist unverzichtbar fiir die erfolgreiche Bewaltigung
des anstehenden Transformationsprozesses. Betroffene Beschaftigte brauchen zum einen
Unterstlitzung im Anpassungsprozess, zum anderen ist ihr Wissen bei der Umsetzung von
Innovationen und alternativen Prozessen auf betrieblicher Ebene essenziell.

Um die Beschaftigten addquat einzubinden, sollte ein MaBnahmenpaket geschaffen wer-
den, das Beschéftigte aktiv férdert und ihnen Gestaltungsspielraum einrdumt.

Die bereits beschriebenen gewerkschaftlichen Anforderungen an die Folgenabschatzung
fehlen im vorliegenden Klimaschutzprogramm 2030 ganzlich. Auf dieser Grundlage lassen
sich die MaBnahmen nicht ausreichend bewerten. Hierfiir braucht es eine realistische und
umfassende Auflistung der kalkulierten CO,-Einsparungen sowie die umfangliche Folgen-
abschdtzung der einzelnen MaBnahmen. Dies muss durch eine Untersuchung der Wechsel-
wirkungen zwischen MaBnahmen und Sektoren erganzt werden.
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Klimaschutz und Gesellschaft

In den Eckpunkten zum Klimaschutzprogramm hief es urspriinglich, dass es fiir den Erfolg
der Umsetzung einer gesamtgesellschaftlichen Kraftanstrengung bediirfe und deshalb ein
Dialog mit den relevanten Akteuren wie der Wirtschaft und den Gewerkschaften initiiert
werden solle.

Fiir den DGB ist klar, dass bei der erfolgreichen Transformation unserer Gesellschaft und
Wirtschaft die Einbindung der Sozialpartner unabdingbar ist. Zu einem demokratischen Pro-
zess gehort die Abwagung aller Interessen der relevanten Stake-Holder, um zu einem ro-
busten und tragfahigen Ergebnis zu kommen.

Deshalb ist es nicht nachvollziehbar, dass der in den Eckpunkten des Klimakabinetts vom
20.09.2019 formulierte Dialog zwischen den Interessengruppen sich im MaBnahmenpro-
gramm nicht wiederfindet.

Der DGB hat und wird sich zu einzelnen MaBnahmen im Gesetzgebungsprozess in geson-
derten Stellungnahmen auBern.




Die vorliegende Stellungnahme gibt nicht die Auffassung des Ausschusses wieder, sondern liegt
in der fachlichen Verantwortung des/der Sachverstdndigen. Die Sachverstindigen fiir

A;‘:::::;f;g:}ggz‘:‘if:he des Ausschusses werden von den Frake etsprechend dem Anlage 6
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01.11.2019 PIERS CORBYN
Man-Made Climate Change Does not Exist!

. Piers Corbyn argues that Man-made Global Warming caused by CO2
is “nonsense”. Instead, he argues that “In the long run CO2 levels are
an EFFECT NOT A CAUSE of changes in Climate / temperatures,” and
that it is the sun that drives climate.

. He challenges whoever is willing in Reading University or other ap-
propriate institutions to a debate on the failed Global Warming
scam vs evidence-based science.

. Piers Corbyn is an astrophysicist and Director of WeatherAction long
range (months and years ahead) forecasts. He has a First class degree
in Physics from Imperial College and an MSc in Astrophysics from
Queen Mary College. He has published numerous peer-reviewed sci-
entific papers, starting from an early age, on subjects ranging from
meteorology to cosmology and galaxy formation and has presented
at many international conferences.

The mainstream media peddle the claim that 97% of (climate) scientists be-
lieve in man-made Global-Warming and that, therefore, there is no debate
to be had on the subject. This is false and irrelevant. To get the 97% figure,
they basically counted people who had mentioned Climate-Change in an ab-
stract or heading of a scientific paper. Dr Legates® has reviewed the work
and shows that, in fact, only 0.3% of the papers claim that ‘man had caused
most post-1950 warming’. Nonetheless, science isn’t about consensus, it is
about facts; and no Global-Warming Inquisition is going to prevent me ex-
posing their nonsensical theories. So here goes.

*Dr David Legates, Science & Education 1
22:2007-2017, 2013
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“... not only is the man-made Global Warming story false, the tax and control
policies pursued because of it are hugely damaging for ordinary people.”

The CO2 “Climate-Emergency” story says that the trace gas
CO2 (0.04% of air) is the main “control knob” of
weather extremes and climate, and that Man’s CO2 — 4% of
0.04% of the atmosphere — is a major dangerous factor in
this. Therefore, the story concludes, you must be taxed and
controlled.

To put that in perspective, imagine if the whole atmo-
sphere is represented by a rod the height of Big Ben’s tower
(316ft); the level of CO2 in the atmosphere is about 1.5
inches (38mm) on top and Man’s contribution to that CO2 is
between 1 & 2 mm — a pigeon dropping — on top. Look at
the Big Ben picture and think about what climate alarmists
are claiming!

For the CO2 narrative to be true REQUIRES:

1.  Man’s (4%) CO2 to controls the rest of (96%) CO2.

2.  CO2 to be the main controller of temperature and climate.

BOTH CLAIMS FAIL AGAINST SCIENCE, and are not made any less false by
any number of new or old ‘celebs’ generating large carbon footprints by at-
tending “Save-The-Planet” stunts where they tell us all to not fly, not eat
meat, not drive cars, not breath etc. Nor do the industrial scale official tem-
perature data set “adjustments”, alarmist forecasts which never come true,
or the hysterical propaganda claims of “record” heat at questionably selec-
ted urban heat islands, make falsity valid.

The first contention, the idea that Man’s CO2 controls the rest of natural
CO2 - plant growth and decay, termite CO2/Methane production (which is
significantly more in net supposed “greenhouse” effect than Man’s — and
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thus it is questionable as to why we have not declared war on termites), vol-
canoes etc etc. — is an absurd conspiracy theory of nature. There is no evid-
ence for this madness. Do termites increase CO2 production when you ride
in a bus around your town, simply because your CO2 is human produced?

The second assertion, that CO2 controls climate is negated by observations.

Temperatures (USA) 60 yr Cycle & CO2 1895 to 2008
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In the long run CO2 levels are an EFFECT NOT A CAUSE of changes in
Climate / temperatures. Sea temperatures rule CO2 as the oceans hold 50
times more CO2 than the atmosphere. If the sea warms, CO2 is released
(like warming a glass of fizzy drink) and if it cools it absorbs CO2 from the
air. This happens on a daily/weekly/monthly/yearly basis and on average
CO2 in the whole atmosphere stays around for a few years before going
back into the upper levels of the ocean or into the soil; CO2 levels in these
relatively small changes LAG behind temperature changes. [REF.1,2,3,4,5,8]

On longer time scales extra CO2 emitted from the sea surface in warm
periods gets swallowed up into the cold deep ocean by currents off e.g.
Greenland and emerges 500-800 years later in the air over the Pacific etc.
after a long deep sea trek - see below. So, the amount of CO2 in the atmo-
sphere, over the long run, is an effect, and not a cause, of temperatures and
lags behind the climate by about 500-800years.



* Large scale Ocean circulation; CO2 lags temp ~500-800yr
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This is backed up by observable scientific data. On the scale of decades
over the last hundred or so years, and in spite of what climate alarmists
claim, CO2 has been steadily rising while temperatures have oscillated —
half the time moving with CO2 and half against — see graph on page 3 of
USA temps (pink+black) & CO2 (green). Over a longer period, ice-core data
shows that CO2 levels, smoothed over centuries, FOLLOW world CLIMATE
temperatures by about 500-800years. This is shown in the graph below
(Note here that Time is Right to Left).

Temperatures drive CO2 as ice ages end.
Fast CO2 changes (like now) are hidden.
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The current increase in CO2 levels in the last 100 years is an after effect of
the medieval warm period. This took place around 500-800 years ago and
was warmer than our current period, despite having fewer people burning
fewer fossil fuels, by about one degree worldwide, or at least two degrees
in parts of temperate zones. It was a period of economic boom for most of
Europe where crops grew faster etc. But most importantly, it was the heat-



ing during that period which has been driving the rising CO2 in the atmo-
sphere over the last hundred or so years.

This “tail wagging dog” problem is known to Climate Scientists. Their re-
sponse is something like “Yes but the extra CO2 that comes off AFTER tem-
peratures go up then makes it extra warm.” This assumes what it’s trying to
show — that CO2 has warming powers — and means there would have to be
another peak or raising of temperatures AFTER the peak or top level in
CO2. THAT IS NOT OBSERVED (check the graph on page 5 for yourself).

Battle of the graphs: Mann versus Ball
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*Originally established by Prof Hubert Lamb (UEA-CRU) and accepted by the IPCC in 1990.
THockey stick graph REF.6

Global warmist Iconic Hockey stick graph is fraud - Official

* The contentious - widely shown by the BBC, Exinction Rebelion and the IPCC -
“Hockey Stick” graph, showing pretty uniform world temperatures for a thousand
years until a recent supposed man made large increase, is now proven fraud.

* The recent court judgement in Canada in which Michael Mann lost his libel against
Tim Ball for refusing to provide evidence that his (in)famous graph wasn’t fraud
means the main icon and evidence of the Global warmist lobby is destroyed.



The CO2 double glazing
business that went bust!
The idea was that the CO2
sandwiched between the
glass panes sends extra
heat “back” to the inside.
Really? Why not send extra
heat “back” to the other side

“Inside”

(“outside™)? The window CO2
does not know which side is ;
which! What if the CO2 “0 Sandwich

sandwich window is
between two rooms at the
same temperature? It sends
extra heat to both? Where
did the extra heat come
from?

Something for nothing
again! - Bad Physics!

The idea that CO2 has magic warming powers is based on Fake
Physics!

The BBC and schools use a “back radiation” explanation of Global warming
by a “CO2 blanket” — that is, the increased CO2 in the atmosphere forms a
blanket preventing heat returning into space, thus keeping the Earth warm.
An American double-glazing company apparently believed this nonsense
and tried to make “better double glazing” by putting CO2 into the inter-
glass space — yes, they went bust... [REF.7]

This is because it is contrary to basic physics! Objects in a “radiation
enclosure” will actually balance out to the same temperature (reach equilib-
rium) independent of their colour (Physics is non-racist!). A white, grey or
black ball will warm at different rates, yes, but they reach the same temper-
ature (absorption=emissions) — and this is the same for regions of CO2 en-
riched air. Indeed, if their nonsensical theory was true, the CO2 would emit
more heat than it would absorb, from which we could power a heat engine
forever, thus breaking the first law of thermodynamics (as we get
something for nothing). The second law of thermodynamics (a receiving ob-
ject cannot get hotter than its source) is also broken, because the theory re-
quires extra CO2 in the atmosphere to get extra warm compared with its
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source (the earth), which it sends back making the ground extra warm — like
a Ponzi scam investment scheme! In other words the “back-radiation” mod-
el of Greenhouse effect is delusional nonsense.

“...data shows that CO2 levels... FOLLOW world CLIMATE temperatures by
about 500-800years.”

Better scientists know that the CO2 blanket / “back radiation” theory is bad
physics and resort to another more valid explanation, but which, in the end,
also fails. The better approach is to examine the lapse rate — the fall in tem-
perature as we go higher in the atmosphere, or the height above ground at
which heat (radiation) escapes into space; the existence of the lapse rate ac-
tually has nothing to do with CO2 or any other so called “greenhouse” gas.
Nonetheless, if there are more greenhouse gasses around — CO2 etc. — the
height at which radiation can more easily escape, all things being equal,
goes up. This slightly deeper (from radiation outgoing “top” to ground) at-
mosphere leads to the ground getting warmer (because you go further
down from there to reach the ground). That all sounds OK (even if a small
effect)! However, this model also says that with more CO2 the upper atmo-
sphere at a certain level will get warmer. Based on this, a hotspot above the
---------------------------------:equator was predicted as CO2
Fake Physics sorted - More Detail ® increased from 2000 to 2010.
The reason is that radiation goes as EHowever the hotspot turned
the 4™ power of temperature and the = out to be a coldspot!

mean of a range of 4th powers is big- iWhy did the theory’s predic-
ger than the 4th power of the mean
[e.g. Take 1,2,3; (174-374)/2=41 which
is bigger than 2"4=16].

Etions fail? Because physicists
swere trying to over-simplify
= reality. The heat-exit height is
"EEsEsEmEEEEEEEEEEEEmEmEmEmEEEEEE [0t at 3 static temperature but
has day night fluctuations which get larger when there is more CO2 (and
other “greenhouse” gasses) and this makes more cooling (further explained
in box Fake Physics sorted - More Detail) — thus giving us the observed
cold spot (which, lapse-rated to the ground, makes a relative cooling which
can negate the original expected surface warming). See pages 9 & 10.



Why CO2 theory does not work

The atmosphere is colder higher up due to gravity. More CO2 shifts the outgoing radiation level
(Temp T*) & ‘lapse’ line up /. So it should get warmer there == & on surface. BUT IT DOESN'T

AND The GWers predicted HOTSPOT above the

Height  WithextraCO2  equator is NOT THERE. It's a COLDSPOT instead.
A the radiation

: level is lifted up What’s Up? PHYSICS Possibilities
.
’0. : Apart from IMPORTANT change in clouds/ reflectivity
’1" Is the new of atmosphere & evaporation from oceans!
(3 (dotted) .
., lapse line 1. A day night effect causes extra

‘s, really moved upper level cooling for more CO2
+, rigidly like
*+, that? 2. Changes in lapse rate curve due to

) changes at different levels

3. COOLING FEEDBACKS - eg:
Transpiration cooling by plants of
the surface increases with CO2.

T# Temperature —»

Why CO2 theory does not work

In the real atmosphere there are day/night temperature fluctuations (eg in upper
atmosphere). They are larger with more CO2 because CO2 (infra red absorber / emitter)
gains & looses heat easier than N2 & O2 and so enables all the air to adjust quicker.

For cold spot 0.1deg, T~240K
extra range about same as
original range, r, 2r is about 5
or 6 deg. This is maybe higher
than obs estimates.

Temp

Range 2r goes up
with extra CO2

T
Average radiation out is =0.5b [ (T+r)*4 + (T-r)*4 ]
Work it out for the same radiation. For an increase Ar in half range, T will have

to goDOWN: AT =-3 Ar x r/T (Detail subject under research)

This could (help) lead to a COLDSPOT on the equator - which is
observed! AND shift the lapse line (at upper level) back to where it was.




CO2 theory does not work

F All forcings

No "hotspot"
contrary to all model predictions ~ |-og
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For cold spot -0.1deg, T~240K extra What we don't see is a hotspot at the top of the
range about same as original range, tropical troposphere. There is no hotspot at all at
r, 2ris about 5 or 6 deg. This is maybe | |at10-12km up, from 23°N to 23°S: indeed much
higher than obs estimates but not or most of the troposphere there cooled
absurd. There may be magnifiers_ the region where the hotspot would be.

Info Thanks to: http://sciencespeak.com/MissingSignature.pdf by David Evans

So, if sea temperatures rule CO2, what rules climate temperature?

The Sun rules the climate! See page 3, ‘60 year cycle’. Smoothed world tem-
peratures are nothing to do with CO2 and follow solar activity. In the first
graph above, the black dotted line is added to show the ~60year solar-
magneticLunar cycde which we at www.WeatherAction.com http:/bit.ly/2GAOMQv

10,000 years and 9 warming periods remarkably similar to present-day warming (but all warmer)
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show as the main likely cause of fluctuations in climate temperature over
the last century. Likewise, previous Little Ice Ages all occurred when solar
activity was low — e.g. the Maunder Minimum (~1645-1715) and Dalton
Minimum (~1790-1830); see page 6 for the Ball-Lamb temperature graph and be-
low for more warm periods. Yes, the sun, that big ball in the sky, is far more
important for the climate than we are...

Indeed, the sun’s current activity suggests that another new Little-Ice Age
is upon us. The recent low activity solar cycle 24 and expected low cycle 25
mean we are at the early part of another Little Ice Age. There are many sub-
cycles especially involving the magnetic solar (“Hale”) cycle (~22yrs NOT the
~11yr cycle), and Timo Niroma showed that 10 Hale cycles give an approx
(smoothed out) repeating pattern of solar activity and hence
~Temperatures. The last 10,000 years — the relatively warm ‘interglacial’
period since the last ice age — has had 10 sub peaks of warmth. The previ-
ous 9 have all been warmer than this one while they had LESS CO2. This
peak, smoothed on scales of say ~60yrs, has ended — and the true peak was
probably ~1930s/40s judged (eg) by the annual number of days 100F & 110F
are exceeded in USA. The ~22yr and ~60yr fluctuations are smaller. This
says one thing. We're at the knee of the expected curve match with ~221
yrs ago. Another Dalton/Maunder level minimum is upon us.

Our current weather extremes match a developing little ice age. This

«-aF . year’s weather extremes
" The Changing Jet Stream .
WEATHERACTION-§ and  contrasts.  which

WildJet Stream i Astable jetstream | |Were well predicted in

. fl hat
/ Little Ice Age swaightpath. | |long range by
circulation also

. . www.WeatherAction.com
gives (short) jet tream i
Hot blasts at come from wild, on aver-
times K “Cold s age south-shifted, jet
stream swings. These are
the wrong type of ex-
tremes for the CO2 story
which must have a gener-
Warmair & ally warmer world and so
===== - weeensnone | 3 North shifted, shorter,
less wavy Jet stream. Occasional EXTREME hot blasts and extreme cold peri-

Eg The Belgian
wind of 1666
just before the
Great Fire of
London

A wavy jet stream
allows warm air
to move north or
colder air to sink
deeper south.
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ods, as we have been experiencing, are a signature of Little-Ice-Age circula-
tion: for example, some weeks of the hot ‘Belgian Wind’" 1666 parched
London but the Thames froze many times in Winters around then.

Late July 2019 Weather hysteria
- Events DISPROVE CO2 story !

- BBC screams HottestUKJulyDay ignores recent RecordCold

across world. The WILD CHANGES are due to WILD JetStream,

OPPOSITE of CO2-warming flat JetStream. 1666 London fried
in heat blast b4 GreatFire+had MANY LittlelceAge winters

+ Claims recent ClimateChange is 'unparalled' in 2000yrs
proves it's fakescience +DataFraud. Recent 'warming’ is more
worldwide than in past because it's from official (admitted)
'‘adjustments’ upwards worldwide. bbc & @naturelook at past
but coverup recent @QNOAA@WMOfraud.

* The 2nd reason we see recent CO2 "warming" is fraud is: all
heat extremes are from wild jetstream, THEREFORE we expect
uneven averages over world. HOWEVER modern "warming" is
MORE UNIFORM; because EXTRA Fakewarming has been
added to cold parts.

The BBC, mainstream media, establishment and energy companies recog-
nise this. They usually respond with dishonest exaggerations of heat using
dodgy urban heat island data to pretend the world’s warming when it’s now
cooling. Their data “adjustments” (fraud) which have likely “increased” re-
cent temps by about 0.5 to 1C have been exposed by the late Christopher
Booker*, Tony Heller: www.realclimatescience.com, and www.weatheraction.com.
The figure is a sample of their hype; also, see the box on page 6 Global
warmist iconic hockey stick graph exposed a fraud.

Indeed, in 2004 | presented to the elite Global Oil Summit, Houston
Texas where | was well received by the various attendees (including
Director of Iraqi oil, the US military, Putin’s chief economic and science
policy advisor etc.). Afterwards the then (retiring) Chief Executive of a major
oil giant came to me and showed similar graphs to what we had produced

12 * See Paul Homewood's blog: www.notalotofpeopleknowthat.wordpress.com




saying that they were ‘on the case’ and wanted my ‘independent corrobora-
tion’. Following this, we decided that we would approach oil companies for
money (along with the UN so we could keep impartial), but the oil compan-
ies came straight back with, “We like Mr. Corbyn’s work but we will not be
able to fund him because we don’t want to upset the Green Lobby.” From
this event in 2004 the Oil companies accepted Solar activity drives climate
but decided to go with the CO2-driver fake science to make higher profits
(from rising oil prices) and have stuck with that position and are happy to
be portrayed as a false enemy of the (so-called) Green Lobby as long as it
boosts profits. Their deal with governments is that (see their websites via
my Presentation http:/bit.ly/2GAOMQv they go along with anti-CO2 measures
“as long as there is a uniform price for carbon across the board”. Hence the in-
creased energy charges (subsidies) needed to make biofuels, wind farms etc
“economic” mean a huge ongoing increase in their profits. Note on a world
scale only 2% of energy is “sustainable”.

“Our current weather extremes match a developing little-ice age.”

However, not only is the man-made Global Warming story false, the tax
and control policies pursued because of it are hugely damaging for ordin-
ary people. It is these green policies which have been de-industrialising our
country (which really just exports — not reduces — CO2 emissions abroad at
the expense of jobs in Britain), increasing energy prices for the poorest, and
causing mass power cuts in developing countries®. The population of bats,
birds and pollinating insects is endangered by wind farms, and EU regula-
tions push for deadly flammable building insulation — as in Grenfell Tower
(details from: philip.foster17@ntlworld.com). Millions die of fuel poverty re-
lated causes due to Climate policies every year. The largest victim group is
African women suffering & dying from smoke inhalation due to open cook-
ing fires because “sustainable” climate policies hold back coal-fired power
station electrification of Africa (and thus hold back economic development)
— effectively, UN-EU Climate policy is racist. | Could Go On.

It is for this reason that I, Piers Corbyn, challenge whoever is willing in
Reading University or other appropriate institutions to a debate on the
failed Global warming scam vs evidence-based science.

* Also in the UK in August 2019 13



Campaigns

Join in #Action4Life! #C02isGOOD4You! #RealGreenNotFakeGreen!

The BBC must answer #Scientists4Truth challenge — Give evidence
CO2 drives Climate.

References

1.
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On short time scales of changes involving sea surface and land with
air CO2 changes LAG temperature changes by ~10 months, ref. Salby.
See Mike Haseler (on Prof Murry Salby) Climate: What we know and
What we don’t [abbr. MH-MS below], Fig 12, ISBN 1901546640 via St
Matthew Publishing philip.foster17@ntlworld.com

The large slow changes of CO2 involving deep sea cold water subduc-
tion lagging temperature by ~500-800yrs are imposed on shorter
term changes smoothed over ~decades, involving land and sea
surfaces.

The ‘lifetime’ of CO2 in air is a few years. It must be a fraction of CO2
decay time (~9yrs) for CO2 containing C14 created by nuclear testing
[MH-MS]. Prof Salby soundly shows IPCC (Bern Model) claims for
longer lifetimes are false.

The main sources of CO2 into the atmosphere are from Tropics NOT
from the industrial Usa-Europe-China temperate belt [MH-MS showing
SCIAMACHY satellite].

Article further detailing the Hockey Stick case:
http://www.mikesmithenterprises
blog.com/2019/08/the-iconic-image-of-global-warming.html?m=1
principia-scientific.org April 7th 2016.
https://principia-scientific.org/industry-experts-co2-worse-useless-trap
ping-heatdelaying-cooling-2/

Prof. Murry Salby lectures:

1st lecture Nov 2013 www.youtube.com/watch?v=uTpSIhGIHEQ
2nd Lecture 17th March 2015 in London:
www.youtube.com/watch?v=rCya4LilBZ8

3rd Lecture 18th July 2016 at UCL
www.youtube.com/watch?v=sGZqWMEpyUM



Websites and Twitter feeds:
www.weatheraction.com
www.notalotofpeopleknowthat.wordpress.com
www.realclimatescience.com
www.climatedepot.com
www.tallbloke.wordpress.com
www.climatescienceinternational.org
www.wattsupwiththat.com
www.climaterealists.com
www.climateaudit.org
WWW.N0COoNsensus.org
www.iceagenow.com

Www .joannenova.com.au
www.heartland.org

www.cfact.org

www.skyfall.fr

www.pccl5.org

Documentary:
The Great Global Warming Swindle www.youtube.com/watch?v=0YhCQv5tNsQ

Books:

Darwall, Rupert, Green Tyranny, Encounter books, 2017

Delingpole, James, Watermelons, Biteback Publishing 2012

Klaus, Vaclav, Blue Planet in Green Shackles, Competitive Enterprise Institute, 2008
Lawson, Nigel An Appeal to Reason, Duckworth 2008

Lewin, Bernie, Searching for the Catastrophe Signal, GWPF, 2017

Lomborg, Bjgrn, the skeptical environmentalist, C.U.P 2002

Montford A.W. Hiding the Decline, Anglosphere Books 2012

Plimer, lan, Not for Greens, Connor Court 2014

Spencer, Roy W., The Great Global Warming Blunder, Encounter Books 2010
Vahrenholt, Fritz & Liining, Sebastian, The Neglected Sun, Stacey 2013
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While the Earth
Endures-

Creation, Cosmology and

Climate Chanj%‘_ >

Climate:
What we know and

What we don’t CUMATE
CHALLENGE

(ffering alternative approaches
to climate which fit the data

Ist - 3rd Dec 2015

11 Rue La Rochefoucaul
73009 Paris

givensl;l;n Fr’?:frgs(;i)? ll\jﬁ::l;eSalby THE ? :
PARIS CLIMATE ¢ WS pnilip Foster
CHALLENGE Foreword by y

(with some additional material on Salby's subsequent lectures) Professor David Bellamy OBE

Over the last 120 years  This edited and updated “I read this book with delight

by Mike Haseler Bsc. MBA

average global version of the Paris and found it both fascinating
temperatures have risen Climate Challenge and convincing.” David
and levels of carbon Conference 2015 book Pawson, MA, BSc., FRSA.
dioxide have steadily has been reissued as it~ “I appreciate Chapter11 espe-
risen. Salby examines, contains a wide spec-  cially. It argues clearly against
with scientific rigour, what trum of expert analyses  the most frequent myths con-
we can know about the of the issues that sur-  cerning the global warming.”
behaviour and origin of round the climate Vaclav Klaus, former
rising carbon dioxide, with debate. President of the Czech
surprising results. Republic.

Books & further information available from Philip Foster; 01480 399098
philip.foster17@ntlworld.com
Piers Corbyn on 07958 713320 corbynpiers@gmail.com www.weatheraction.com




Anlage 7

am Mittwoch, 06.11.2019

Stellungnahme

zur o6ffentlichen Anhoérung des Ausschusses fur Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit
zum Thema Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und SPD 19/14337 und 19/13900 Klimaschutzprogramm 2030

Deutscher Bundestag

Ausschuss fiir Umwelt, Naturschutz
und nukleare Sicherheit

Ausschussdrucksache
19(16)292-D
zur Anhorung 6.11.19
01.11.2019

Die vorliegende Stellungnahme gibt nicht die Auffassung des Ausschusses wieder, sondern liegt
in der fachlichen Verantwortung des/der Sachverstandigen. Die Sachverstdandigen fiir

Anhorungen/Fachgesprédche des Ausschusses werden von den Fraktionen entsprechend dem
Starkeverhiltnis benannt.
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                                                                                Stellungnahme
 
zur öffentlichen Anhörung des Ausschusses für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit 
zum Thema Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und SPD 19/14337 und 19/13900 Klimaschutzprogramm 2030 
am Mittwoch, 06.11.2019
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GLASTONBURY Symposium 2019 Sunday evening July 28th

......................................................................................

_ _ i This is extended from PC presentation |

£ q, : (Day 1 Porto) on what's going on in
*“ g =& : reality +politics and Pres 2 (day 2 Porto)

LA wﬂ?’ WEATHERACT’ON#’ i > L i more about the mechanics of the

: developing LittlelceAge.

The Long Range Forecasters Total 82 Slides — then discussion

Be armed to fight ‘Climate-Emergency’
+ UN-EU-Remainist false narratives!

e The CO2 story’s the ideological underpinning of globalist Rule
- UN-EU Agenda 21 (Carbon Tax + Social-Cleansing) are the Bigger-Picture

e Real ClimateChange +mechanics of steps Little-lce-Age
e GROW with New paradigms in science & politics!

e #Action4dLife! No ExtinctionRebellion road to StoneAge!

Pilers Co rbyn ARCS (IC) Physics (15t class 1968), FRAS, FRMetS*: Msc (QMC) Astrophysics,
Founder+Director, WeatherAction *originally student member then WeatherAction Holdings plc corporate member Royal Met Soc




WEATHERACTIONz‘.C' Key points - THINK against False narratives

e« Man-Made Climate Change doesn’t exist

UN-IPCC-EU-BBC-MSM warmism ideologues FAIL to provide real world peer-reviewed
data evidence of the CO2 story. REAL DATA REFUTES THE CO2 Fake Physics story.

e CO2 Levels are EFFECT NOT CAUSE of Climate

e UN-EU-Globalist Climate Policy isn’t to
control climate, IT'S TO CONTROL YOU!

e UN-EU-Globalist Climate Policy is Racist!

The largest victim group is African women who die from smoke inhalation
because globalist imposed climate policies block coal-electric power stations.

e The world’s going into a new Little-lce-Age!

e Mankinds’ CO2 is only 4% of total CO2

4% of a trace gas x only 0.04% of air = tiny! Why not WAR ON TERMITES?

e Man doesn’t rule, the SUN rules - via the Seal



Extreme Weather Warning vz wnan

The end June - early July heatwave in west Europe and Britain-Ireland was
warned by VWeatherAction 13 weeks ahead. (WeatherAction forecast map below)

After that a very important Sclar activity and "Red¥Weather” penod follows.
From around 4 /5 July we expect the first new sunspoats f impartant activity for about

40davys to appear on the Solardisc.

MNext follows a ‘RedWeather’ extreme period ~8-11July of intense storms, thunder,

hail, tomadoes, Tropical storm formation & floods in many parts of the world.
» Specific long-range forecasts for Eurnpe Br & Ireland and Usa are available via www. YWeatherAction.com

| we also predict MAJOR
| Earthquakes + Volcanism
| ~8-11July+-2days

» These weather & eathquak e &c extremes are I
nothing to do with CO2 - the levels of which are I
I an EFFECT NOT CAUSE of climate changes.
S'Climate- Emergency” / "Extinction-R ebellion” I
i£ manipulated protest orchestrated by Media,
mega corporatiore and the super-rich, I
kisnt to control climate butto control you.
#Scientst=sdTruth / #ActiondLife Top Leaflet I
(issued Dec 2018) hitp /bt | w2rdWabn I

«We encourage ALL followers of

W eatherAction / @piers_corbyn to subscribe
toforecssts to prepare forweather extremes
inthe developing Litie-lce- Age 7Wiild J et

Stream era the world is entering. Subscribe via
vy WeatherAction.com or directto On-Line I

[ ) s e bincg « wmsana ' FULL 30004 Byecan o -.-ur::-llu st L M 20L0 Sk lSn

Europe Pressure-weather maps June 2019
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26" June - 2" July
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Heatwave builds from South. Dry hot sunny.
(As 65-95d with extra heat in far south)
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Winds: Variable / light bec E'ly / ENE / calm

Temps: Hot

Sky: Sunny

Solar Factors: R2

Thunder Risk: Low

Likely possible weather map scenario: High from South
Azores extends to takes over Britain & Ireland. France
Lower pressure

T
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Key pment Notes:

Jet Stream: Big meander/blocked
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TOTAL SUCCESS for Piers Corbyn's TopRed R5 period July 8-11+-1d

(or+-2d for more geophysical and weather effects). CONFIRMING EVENTS: New SunSpot, Dramatic Extra
Solar wind speed+temp hikes, Extra(K5) Geomag Activity, NEW BIG Quakes M6+ & volcanism - Stromboli
and more. Major thunder & v major hail & local storms. NEW TropicalStorm/Hurricanes -#Barry

GulfofMexico confirmed Usa fc detalil.




Late July Weather hysteria
Are they trying to brainwash you?

WEATHERA CTJON«,C

* Crazed i |
(failed) ~ DANGEROUS HEAT -
h u nt for Next Week :

“Hottest

eVahn

* NOT

CO2 but r S
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e COLD + =&
hail ~27th

Tour de

France
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Late July Weather hysteria
MBI F\cnts DISPROVE CO2 story |

« BBC screams HottestUKJulyDay ighores recent RecordCold
across world. The WILD CHANGES are due to WILD JetStream,

OPPOSITE of CO2-warming flat JetStream. 1666 London fried
In heat blast b4 GreatFire+had MANY LittlelceAge winters

e Claims recent ClimateChange is 'unparalled' in 2000yrs
proves it's fakescience +DataFraud. Recent 'warming' is more
worldwide than in past because it's from official (admitted)
‘adjustments’' upwards worldwide. bbc & @naturelook at past
but coverup recent @QNOAA@WMOfraud.

 The 2nd reason we see recent CO2 "warming" is fraud is: all
heat extremes are from wild jetstream, THEREFORE we expect
uneven averages over world. HOWEVER modern "warming" is
MORE UNIFORM; because EXTRA Fakewarming has been
added to cold parts.




«Bif*

WEATHERA CTJON«,.:

Piers Corbyn began doing science at 7 years old and first published
scientific papers aged 17/18. Won Royal Scholarship to Imperial
College 1965, graduated 15t class degree 1968, President of IC
Student Union 1969-70. Research: Solid state physics +
Astrophysics (later, Queen Mary College), internationally published.

Piers Corbyn’s ideas on Long Range weather forecasting using
solar activity began in 1980s, especially 1982 — and continued
thanks to the Miner’s strike 1984-85!

Tested by Weather-Bets* with William Hill at odds decided by
MetOffice 1988 to 1999 - giving significant profits (40% of stakes)
(*about 30 bets at £20 every month).

First commercial operations 1990 from Piers Corbyn in SouthBank
University. Received £180,000 ~1992 from insurance industry

consortium to advance research.

Independent peer-reviewed testing of forecasts (storms etc) for
Insurance industry consortium. Dennis Wheeler, statistician,
Sunderland Uni paper showed Piers’ significant skill 2yrs ahead.
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WEATHERACTION~

Developed forecasts for Scandinavia with Electricity, Insurance and Agri industry
consortium there (NOWEG, Nordic Weather Group).

No other long range (>1 month ahead) forecasting standard meteorology methods
have published proven skill.

Many forms: WeatherPlan services Ltd, PiersCorbyn Weather Forecasting Services,
WeatherAction Ltd; based SouthBank Uni to 2002 ran ~20 student projects.

Piers involved in housing and Expression/festivals movement in 1970s -
Stonehenge, Watchfield etc mostly from squatting angle.

Piers environmental campaigner. Councillor 86-90, chair of Public-Private consortium
which set up major waste to electricity rubbish burning Station (SELCHP, SouthEast
London Combined Heat+Power) to highest standard particle+NOx+SOx emission limits
Southwark+Lewisham+Greenwich, opened by HRH Prince Charles 29 Nov 1994.

Floated on London Stock Exchange AIM Nov 1997/98, Weather-Action Holdings plc
(dotcom bubble) in which time Piers was ‘KeyMan’ insured for £1Million; withdrew
from AIM Dec’99 in dot.com deal resuming as WeatherAction Ltd / Piers Corbyn.

Science & business advanced further since 2000; speaker at insurance, weather,
commodity, risk, energy, environment, science, farming etc events in 13+ countries.



Global Temperature and Atmospheric CO2 over 600 Million yrs
- No Evidence of CO2 driving temperature — CO2 very low now!
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Late Carboniferous to Early Permian time (315 million years ago - 270 million years ago) is the only time period in the last 600 million
years when both atmospheric CO2 and temperatures were as low as they are today (Quaternary Period). At no point do temperature and
CO2 levels relate. http://www.scotese.com/climate.htm




There’s nothing special about the last 1,000 years except
It’'s COLDER than the previous 9,000

10,000 years and 9 warming periods remarkably similar to
present-day warming (and all warmer)

‘ L current inter-glacial (HtTlocene) .
5 2 GISP2 Greenland ~ Cprrent (2007)
s m ce core data Temperature”
E | ™
[ 1]

P 3 : E
< =
2 9 -
g -31 _§
3_ o
£ Start of|data
@ 32 ©12017 Gregory Wrightstone ""3515 l

inconvenientfacts xyz

Jey 2004

10,000 8,000 6,000 4,000 2,000 0

Years before present (1950)

Alley, R.B.. 2004. GISP2 Ice Core Temperature and Accumulation Data. IGBP PAGES/World Data
Center for Paleoclimatology Data Contribution Senes #2004-013. NOAA/NGDC Paleoclimatology
Program, Boulder CO, USA

*Current Temp: Box JE, Yang L, Bromwich DH, Bai L (2009) Greenland Ice Sheet Surface Air
Temperature Variability: 1840-2007*. American Meteorological Society, Journal of Climate Vol 22, pp
4029 - 4048
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Temperatures (USA) 60 vww Cvcie & COZ T895 ¥o 2008
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WEATHERACTION -

between Lunar-nodal i
crossings (9.3yr) & the

55 4

53 +

magnetic (~22yr) cycle of
the sun drive the ~

of Jet Stream
shifts and the prevalence

52 +

51

50

many circulation patterns.

Beat B = nodal rotalion {either way) rate - 2 x Magnetic (Hale) Selar eyele frequency

B=n-2xH

n = 2R where Lunar nodal Retreat rate, R= 1/18.6 fyr
H = (Z12) where Z = 1/Sunspot period = 1111 iyr

=> 118 ~ 58 yr (varies with Z etc)

From Piers Corbyn's Solar Lunar Amplification Magnetic (SLAM) Process Theory 2008
. weatheraction.com Twitter address @Piers Corbyn - http:/itwitter.comPiers Corbyn

Bl data - Graph by JD'Aleo Sept 2008 Circulated by Piers Corbyn seeesnssestihe raction.com
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The UN (IPCC) Scare stories have

WEATHERACTION <"~ comprehensively failed
0.9 1997 W17 sScenario A 0.3°C/decade
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Real temperatures are falling as CO2 warmist models rise
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Where i1s World Climate Going? WEATHERAG%N.!
Solar activity predicts Major

Curva de manchas solares (Wolf) 1998 Afio del Nifio, origen de la histeria

desde 1400 hasta 1819 por el "calentamiento glabal"

Curva supénor: dedde 1892 a 1799

Curva Rojo: proyecclon al ofio 2041 1940 - 2003

'
Hoy estamos aqui
2010
2041
1821

= Proximo minimo
1820 2031 (or 2035)

Eiﬂlﬂ‘i 3 ¥ 4 This graph of SUNSPOTS is by
Timo Niroma. Its implied

cooling is in line with Piers

. 1795 Corbyn’s Solar Lunar

1450 Minimo Dalton prediction of cooling. Note the

erl'lir'l'lﬂ Maunder TEI'I"IPE'F'EI'UWE glﬂhﬂh&! 221 year fit is also 10x Hale

cycle which means smoothed

FEqI.IEﬁﬂ Edad de Hielo temperatures correspond well.
Fugnilé: Tirmd Niroma hip:/fpérsonal duné ! Sipimanlirari. ilmchor

1600




Sunspot Number Progression
- ISES Solar Cycle Sunspot Number Progression

1?SE Observed dota through Mar 2018
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far in 2018, the sun is blank--no sunspots. The featureless solar disk is a sign F'Y r T
? 5 that Solar Minimum is coming. Indeed, it appears to be approaching even
L faster than forecasters predicted. How does this affect us? Iranically, weak
e salar activity boosts cosmic radiation in Earth's atmosphere--a situation that is
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THE HISTORIC WINTER SuperCold + Snow blast - Britain + Ireland,
Scandinavia +NW Eu (and Usa) end-Feb into March and then COLD

» The sea-shore froze all
over N Europe

% * The UK had the coldest
§| 28t Feb since 1785

* BBC said snowdrops in
= | Jan were Global-
.| Warming. Then they said
the supercold in Feb was
Global-Warming!

* Piers Corbyn pointed out in an interview on Talk Radio James Whale show Thurs 1st Mar that
the CO2 warmists - believers in so-called Man-made Global-Warming - were referring to
Sudden Stratospheric Warming and mildness in the Arctic as if these were somehow part of

Global-Warming and causing the cold events when they are nothing to do with CO2. In fact,

he said, the events in the stratosphere are solar driven and their impact transmits
DOWNWARDS not upwards from some delusional surface warming.

* The mildness in the Arctic covers a much
smaller area than the cold blast and is NOT
a CAUSE of anything but just one part of
the solar driven Wild Jet Stream changes"’

LATE SPRING are THE END of ManMade Global-Warming Scam.

I!E NORTH POLE THAW

Mid-Late February

" WARMER p A WARMER

*Piers Corbyn (1 Mar): ""Let's be clear,
EVERYTHING the CO2 warmists now tell you
isaDELIBERATE LIE AND THEY KNOW

IT. They are now using a carbon (LOL) copy of
Goebbels* method - the bigger and more absurd
the lie the better because no-one will believe (they
hope) that such an absurd claim would be made up
by those in authority as long as it is repeated
often enough. Now we have the crescendo of their
death scream. ""Warm is cold" repeated on and on.



The facts negate the CO2 warmism story

» The #WildJetStream (#MinilceAge circulation) brings Cold-Warm-Dipoles —ie
milder than normal arctic and snow in the Sahara —cold areas larger than mild.

 Greenland ice has been way above normal since Sept 2016, even more so in 2018 than 2017

Current Surface Mass Budget of the Greenland Ice Sheet

800 | | | | | | | | | | |
| ——Mean (1981-2010)

600 — —2011-12

—2016-17
400 — B = -
Jakobshavn glacier,
200 — the biggest in =
4 ‘ Greenland is :
0 TAcc. SMB (Gt) CROWING ik [

I I I I | I I I e b
sep Okt nov dec jan feb mar apr maj jun jul - aug
Top: The total daily contnbution to the surface mass balance from the enfire ice sheet (blue line, G¥/day)
Boltom: The eccurmuleted surface mass balance from September 15t fo now (blue line, Gt} and the sesson
2011-12 (red) which had very high summer melt in Greenland. For comparison, the mean curve from the period
1987-2070 1s shown [dark grey). The same cslendar day in each of the 30 years (in the period 1987-2010) will
have its own value. These differences from year to year are illuslrated by the ight grey band For each
calendar day, however the lowest and highest valuves of the 30 years have been left out
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The UN (IPCC)
“Climate WMD”
Scares have
comprehensively
failed - Parts of
North Atlantic* are
Cooling - The Mini
Ice age is setting Iin
— confirming Piers
Corbyn’s warnings
In NewYork 2008.

(*NOTE cool /warm cycles
of Atlantic are not uniform
across the ocean)

This cooling expected
espec in East is largely
a direct solar effect.
Note the ~7yr (3x2.33)
Stratospheric QBO -
Season cycle (or ~7.8yr,
another solar signal)
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Brilliant! Superhot SW. Eu +
deluges W.BI (+tornadoes,

- hail) confirm WeatherAction
- TopRedR5 Jul28-Augl+-1d;
- from 160d/35d ahead

26 JULY-1AUG 2018 B = ?5%.

Wet, windy & with gales / storms hail, thunder

and tomado risk Irefand and West Britain. (far)

Turning cool Ireland (Much wetter and cooler than
160d). E/SE likely stays HOT with wildfires.

+ Showery/some

* showers - less further

; East Thunder + hail.
TORHNADOES LIKELY.

——
o ® wet+ vindy, ¥
major thunder

\d + floods, hail

+ tomado |'|‘sl‘
fanm EXTREME
HEAT & HOT
(L) WIND + WILD-
, FRES E/SE

gununt®

®inds: 5/ SWW-Cyelonic {Ireland) Sly Rod | strong

[ 2

I‘iﬂ E / SE bringing extremely hot fast moving air

driven) from France-{originating in Africa)
- T @ urch cooler espec Ireland ) |
- Sky: Cloudy Irelana + H,!qusls Ha ud

Solar Factors:

Likely possible weather map sCcenano:

Fowerful deep Low reland. High Azores extends
into 1betia =W Med weak linked to () Scand High
E Med Low-ish. MW Africa-Spain Low gives
SEVERE Africa Spanish pluming to Francel VW EU

Jet Streame Big meanders.

Press Maps+ueather FULL 30d issue 280un using Bl 160d choices+exra extremes added start Jul St 153 wu et pertction com

Confidential. @ Vi aher
Fotion (4440 XN TI323946

VT s Ty R T o oy O T T A T R eFe (i (= Tor 28 JULY-1 AUG 2018 Confidence: C 65%

Timingto10or 2 days [wild Jet stream makes uncertaintie s ). Ukely success rate of we ather perods is 6 or 7 basically successhul of every 8

EURCPFL
o T oo =
g
- a3~
Cool + showery
e
warm +
h, W ' B sunny
o 2, A o5
=g Nor
e B =a
r B &
wl =
Full % "' ‘] .
_forecast = x Hoi
v Bveir o
spmae F i w il
thander, &5 ™~ PEaE. |2 =
o R e dah o A 4
- ey Searing afro- Spanish plumigl, on strong
V. fine + wafl} wind from Souwth Dangerous t. MAJOR
re RR—— SWIDE SPRE AD WIDFIRES Which could
'H- T Yo occmwi{hwlnﬂnuﬁ'du.-:hmx
p : - - E g S .
e Very extreme heat, on '
MO R . strong wind from Sahara

1020 mmme™" 1015

1015
M
1015

T T e

Heat, Tornade / sandstorms

Key Weather
Development Notes:
28 JULY -1 AUG

A memorable

imp ortant dangerous
extreme weather
period.

Solar Factors:
RS 28 JULY -1 AUG

ThunderTornado riskc
Top lewvel

Likely possible weather
map scenano:
Powerful deep L ow Ireland

High Azores exdends into
Iberia & West Med

High cetral Med - (W)
Scand.

E Med Lowsish.

(Heat) Low South lberia -
severe Africa pluming.

Jet Streamc Split

Main unc ertainty:
P ostion + penetration of
Ireland low

WeatherAction Long-
Range forecasts (above
+left) 160/35d ahead
well confirmed 30 Jul.

Detail confirmed:

1015

* Powerful Atlantic Low

* High most of Europe

* Low far SE Eu

* Very hot SW Eu-Med

* Very hot (26-27th) E.Uk
as Low got near, as f’cast.

* Large hail*, tornadoes*
BI, Eu &worldwide in R5

r » Big Quakes*+ volcanoes*
worldwide in R5 (*See reports)



Actually Record COLD hit Australia, Russia, South

America, late July / early Aug 2018; and world cold

R ST CLEGEND ;
3 e - 3 __‘_ — -
~ Temperature (°C)

- W+ I

W az2-35

W 3s-42

- W36-39 ]

. 1 33-36

¥ A 1:‘:‘.’ 5 r X - - - : 3

The east coast of Australia is suffering through an icy weekend with the frosty temperatures
expected to last into the middle of the week




The new Mini Ice Age Is here!

Man Sea Ice Thlckness. 03-Jul- 2018
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WEATHERACTION:,: The Changing Jet Stream

: Stabl
WildJet Stream jetastl?eam A stable jet stream

. flows on a somewhat
/ thtle ICe Age straight path.
circulation also
gives (short)
Hot blasts at
times

Wavy
jet stream

Pl Cold air
moves south

",
f 2 ..

Eg The Belgian

Wlnd Of 1666 A wavy jet stream
just before the allows warm air
] to move north or
Great Fire of colder air to sink
London deeper south. -

moves north

CBC NEWS SOURCES: NOAA,; Scientific American



Low solar activity shifts (NH) Jet Stream further South

It gets more and more wavy and
WILD — making more extremes and
dramatic wild weather changes.

Thereis a
Stream waviness

Most weather parameters -
explained by Piers Corbyn’s Solar
Lunar theory

<>
WeatherAction
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There are many signals in weather data all(?)

solar/lunar in origin — 155d, 11yr, 22yr...

Cycles of variation -

PSDs - of Solar Particles { Geomagnetic Activity,

aa detrended} & World Temperatures (125 zero’s added) 1868 - 1998

Peaks on this plot mark the main penodicities present in the data
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The main sigmal in Geo magnetic actir ity is the 11yr solar cycle. The largest and highly significani signalin |
World Temperature records is the Solar-Magnetic, or Hale Double-sunspoi cycle of 21 to 22 years since 1868




World Temperatures or weather parameter or

WEATHERACTION#,: pattern/relationship/correlation are essentially driven by
(modulated) solar effects

>0 what drives world temperatures =’
‘_‘ [ N | ._‘
Q“_';‘_:rﬂl ld “_ Sﬂ.lﬂ‘]'." ~ % Py -gll'l::‘ti{" ~ - ]-_.-llll'.lﬁl'-
: Temps » Activity Links MNMiodulation

(lev el & Timing)

) . (_11}?1‘;) 22w (18.6/9.331)

weather

ST 4And goves elee FF-&Mve sigreaal

|

[ |

parameter / :
)

* pattern

‘0
*
...-"

Need K nNnown
.’ Can estimate

By What Agencies & Mechanisms 7

The Total Weather State of the earth at any time is
essentially defined by its "‘SWT State

SWT = (Solar activity indicators) x (sun-earth Magnetic links) x
(stratospheric winds) x (season) x (lunar modulation)x(etc)

—— 1 Otal Weather State = TWS
or Svwil —m TWS

The SWT Stafe (= a set or ‘vector in SWT phase space of Weather Actfion
Indicators) is predicable forwards & backwards in time!

A specific SWT state in the future will in general have
corresponding similar SVWT states at times in the past.

The weather EVENTS in those past states and times are similar to what
will happen in the future and such LOOK-BACKSsS (events or short
Pperiods) are therefore PREDICTORS for future weather.




‘.- Weather in 215t Century - Answers
i >

WEATHERACTION -

Weather extremes of recent years are part of natural essentially predictable processes*

Severe summer floods 2007, 2008, 2009 not 2010 & 2011(Scot) 2012 !
like very wet summers 1875, 1876, 1877 not 1878 & 1879 1880 !
- associated with the approx 132 yr pattern* : 6X22=132, 7X19=133

The , 2008, 2009, 2011 and 2012 summer floods were predicted in
detail by the SWT/SLAT. This flood-likely summers situation can continue
for a few years but is SUBJECT TO other conditions (SWT) being satisfied.

The Russian superheatwave & Pakistan superduluges were
also preceded by similar events ~132 years before - 1878

*First explained by Piers Corbyn to Imperial College Union President’s centenary dinner 27 July 2007.

The slow sea level (volume) rise - 6 inches per century - will continue**
even as world surface cools. It is just ocean volume expansion due to ongoing
warming of the deep ocean (which is still cold) since the end of the last ice

age 10,000 years ago. NOTHING TO DO WITH CQO2!  {#notwithstanding changes in ocean floor

shape such as the appearance of trenches and sumps in the Pacific as the Indian sub-continent pushes up the Himalayas and drive Tsunamis}
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Proven success of Solar Lunar Action Technique

Met Office forecasted BEQ | Sizzling SUMMERS 2007, 2008 & 2009

Piers Corbyn (WeatherAction) forecasted FLOODS months ahead for
each of the three summers. So what happened 221I..........

¥ da.a

Tewkesbury Floods July 2007 (left) + County Down in Northem Ire:'and & F:fe in
Scotland struck by flooding on Wed 12 August 2008 + 7-year-ofd Max Preston, from
Merseyside, paddles his kayak around tents on a campsite Keswick 29 July 2009.

Eritain and [reland were ‘under water’ July 2007, Summers of 2008 & 2009 were also mainly very wet in Britain
& lreland (espec Wth Britain in 2009) contrary to the forecasts of Standard meteorology and in agreement with
YWeatherfction long range forecasts. WeatherAction also predicted much detail of the worst deluges from
months ahead & out-ran TV forecasts from a few days ahead for details, intensity and timing of many deluges.
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e Piers Corbyn’s Solar-Earth-Weather Science is
advancing all the time.

o Solar Weather Technique (SWT) now Solar
Lunar Action Technique (SLAT)

Basic idea Is solar activity
(particle and magnetic Polar Jet _
effects), modulated by Lunar subtropical Jet
factors affect Jet Stream

and weather developments

on hourly, daily, annual,

decadal, centuries and

millennial time scales.
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Jeat Stream shifts are the key to weather and climate

0. WHAT CAUSES WEATHER EXTREMES?
(short term) & CLIMATE CHANGE (long termy) 2

A. Jet Stream Changes - The changing patterns of
weather particularly the track of Low pressures

Q. What Moves The Jet Stream?

A. (Revolution) Jet Stream changes are
driven by Solar particlelmagnetic activity
& Lunar modulation.

The Shifts are LARGELY PREDICATABLE by
Solar Lunar Action Technigue (SLAT)




| Odd and Even Solar Cycles have
A different electrical effects on Earth

Intorplangtary e
MagnesicFiskd "y

Wavy current
sheet and hence
varying magnetic
Sectors ~change each

week => effects at
sector boundary
crossings eg on
vorticity area index




Odd and Even Solar Cycles

— Odd cycles better sun-earth magnetic connections

_.r."_._-

|
2
\

Electron
flow

Odd cycles Electron / neg ion flow
In current sheet

Even cycles proton / pos ion flow
In current sheet




MAJOR ECONOMICALLY IMPACTFUL EXTREME WEATHER EVENTS

e West Russian heatwave & its end Aug 2010

(and simultaneous superfloods in Pakistan)

e Supercold UK (coldest in 100 yrs) & Europe Dec 2010
e Very cold USA winter 2010-11

- INnc Series of blizzards

e Queensland Tropical cyclone Yasi / floods
e Series of USA tornado spells Spring 2011 -

- eg the swarm which destroyed Joplin Missouri

e Hurricane Irene

These extreme events were All PREDICTED* In
Long-Range using WeatherAction’s Solar Lunar

Action Technique (SLAT).

This is a revolutionary understanding of solar-magnetic and Lunar effects
which DRIVE Earth’s weather and Climate.

* ALL the list of the most extreme USA weather events 2011 named by
NOAA were predicted by WeatherAction’s SLAT weeks or months ahead



Double sunspot eruption = Sudden lonospheric Disturbance
= Jet stream shifts = Russia heat & Pakistan superdeluges end

Sl s el e i Wl Bl T el T T T T T T Tl e e e e B Tl LT T e BT T T T

On the morning of 14 Aug a TWO sunspot solar flare (C4 class) erupted hurling plasma and X rays to Earth for two
hours causing a simultaneous major SID - Sudden lonospheric Disturbance (X rays travel Sun-Earth in 8 mins) and then
the jet stream shifts and dramatic weather changes across the world as predicted. See
http://www.youtube.com/watch?v=9M7x-1Mj9d8 for video from
http://spaceweather.com/archive.php?month=08&day=15&year=2010&view=view.

L | ol

SFHOAE (254 KHg|

. Flare Ca.q

Apart from the dramatic changes in Europe, Russia and Pakistan there were other major weather events in the
period 15-19t Aug associated with the predicted jet stream changes. - There were continuing huge deluges,
massive floods and landslips in China—eg http://bbheavy rain c.in/cvO9RDt 15" Aug

Double Sunspot superfast very powerful coronal ejection 2010 141" Aug 10:05z

http://www.youtube.com/watch?v=9M7x-IMj9d8 Sudden lonospheric Disturbance peaks 15mins later
Jet Stream dramatic shift starts 12hr later. Thunderfloods hit St Petersburg afternoon 15", Extreme events around world. SEE
http://squall.sfsu.edu/scripts/nhemjet_archloop.html CHOOSE start 13t Aug 00z, 5days, 6hrs steps
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Full detailed forecast Dec 2010 issued 29 Nov

WEATHERACTION « b .

The Long Range Forecasters

2010 December 3-30d ahead Forecast Britain & Ireland

PrOCUTEC Under SoMar Lunar Action Technique SLATS - Summary - Detalad wedingr Danioss - Maps - Grapgns
Intiuding Solar-based likely corrections 1o apply to Short-range Standard Meteorology Forecasts

Weatiher Zckcn are e cnly long renge orecasiers wih rdzpencercy proven pubiched kil See waw westheacicn so—

For Short Range 10c3iised Dmecasts - Weathernet personad premium rate 56nice on 09061100445

Confidenta

2010 DECEMBER 3-30d anead Brat & Ire SLATS foracast issued 2200 NOv. Sgsence consistant with First Look Sumemary June 2010 News content is
PUBLIC. otheratse publication of detalls In meda or wib mus! be agresd through WeatherActon

© Weather Actor
Tel «240012C 753% 9348

DECEMBER 2010

Extremely cold and exceptionally shnowy

Probably the coldest* December for 100 years
(80% confidence) and very likely (90% confidence) to be in the 3

coldest Decembers in 100 years. « i cesr tasne remseaswe messsen
Frequent snow and blizzards at times
especially in central and East/ NE England on
Northerly and North/ Easterly winds.

* Frequent, black ice and freezing fog

* Extremely sharp frosts with record low temperatures.

* Scotland probably drier than other parts and extremely cold especially
East & central parts.

* West Ireland & far SW England less cold with short milder South-
Westerly flow at times.

Soow dewges and whie-cul thoutk Neaaste 2750 Noy

Blizzards & thunder confirm
WeatherAction forecast advance

The 893 of Novemder DIZZ3rds, alie-0Jt 300 TwNJertntw N NOFAVESS: Btan
SrIXKaly cordec ViearnetACLON'S “WIC WeaTer wam rga T ™ Mgt
OFC8 WO SEI0UTY URCE” E5TMOTE INE SEVErLy of e COMINg Srow 530S,

Pers Comym - ASICOMSICST Of WeatnesACIOn 53ys "Ganrg Mundertaom are

Wicespread Dlizzarcs & snow O&'upges: probably snow in & parts of Brian & ireland

Chnstmas over Chrisimas / Boxing Day.

Jouble (Pe mcwr aMSurs i1 Met CMice fonecasts - Dol ccourences of anch we

New Year's Eve prebably dry, bright and biterly cold

New Year Snowr retums on New Year's Day

A3MET - W3S great. TRS Snow Pl was especialy mporant Decauss amough
2J1 Iong rarge Movember 0MCast Nad QOne vty wel Up 0 2157 November, the

Key Pressure developments Dec 2010

Britan & Ireland will be often domnated by high pressure over Scotland or 1o the North of Scotland connected
either to High pressure over Scandinavia or (probably less often) Arctic/Greenland while actve low pressures
dominate South Europe |/ Biscay and also attack From the West 3t times but are largely biocked and take a local
Jet Stream South path.

#71 of T moni was not wet and mild a5 we had ongnaly expeced, bul snowy
Our rew ATANCE N OUr SCIrLUNIrACIoN TaCnAQUR 10 SLATS 2XDiains ahy he
crosation saiionad 1o tizzards. why relativedy rame Thundersnow was also likey
and gives more «orfJdence in our excepionaly coig wrner forecast”

S8 PR)UWAW. WRItERASON.COMMISD YN CIE 35D 73=2TES LS

© Weskher Scbon™S§ Fier Cortre ™ O nccept no labilby for ary ices howsceser ansing dem use of forecast inforreion. Lopicabon of forecasts s erirely ot the user's nek




‘ WeatherAction well captured the cold late “ Jet-Stream
WEATHERA CTION( South” Spring 2013 & won the British Asparagus award for
the date to market of field Asparagus — 5week delay.

MARCH 2013 - April 1 inc Easter| Headline summary & essentis| development T TR

First half mostly cool or cold with some
sleet and snow in the North and East.
Warm and fine at times especially in
South from mid-month.

A wet, windy, cool month end.

s The first 12 days has generally Martherly / Easterly or sometimes
cyclonicieasterly flow with high pressure to the Morth of the Europe
{ NW Atlantic region and the Jet Stream well South of normal.

WeatherAction won British Asparagus Start

Of Season Forecast Competition
¢ Weather Action beat all for long range forecast of very delayed cold Spring

(Did Bla

-y
I

From: IvElissa Kidd  Semd: 20 WRy201311:15
To: 'piers@weatheraction com'
Subject: RE: Your asparagus prediction - congratulations

Thanks for getting in touch Fiers.

Congratulations, your prediction for the start of
the season is the closesi — please send me your
address and we will send you some asparagus? It
hasheen abit of a stop start season but the growers

confirmed that there would have been plenty
around at the weekend.

Also what’s your twitter handle?
Thanks

IVElissa

Melissa Kidd, Consultant




SolarWind, Geomag Kp, Hermine Press+Track brill match R5~Sepl-4
<= Solar Wind Speed, Temp, Kp, up 1-4"; =>Hermine intensifies in R5 more than Official;

=> Press plunge fastest atKp max; => Hermine tracked Right of Model- following R5 rule

anetary K index (3 hour data) mated Planetary K index (3 hour data) Begin: 2016 Sep 03 0000 UTC
T T T

equfare ACE rronaiyer

i
I Aug 30 Aug 31 Sep 1 Sep 2 Ses 3 Sep 4 Sep & Sep &
Universal Time Universal Time Universal Time

||-"'1.-'Inl-d Z018 Sep 2 0D0O:30:02 UTC - d 2018 Sep 3 0B:05:0Z2 UTC d 2018 Sep 5 21:30:02 UTC NOAA/SWPC Boulder, €O USA

Hurricane Hermine Barometric Pressure Trace .« .
1002 - “. ¥ Hermine Has Moved Further East

National Weather Service — New York, NY
1000

So what’s changed?
*  Hermine has tracked further east
than previously expected.

998

996

*  Aslightly further east storm track
results in slightly lower surge
forecasts.

994

992

© 2016 Ultimate Chase, Inc. * If Hermine continues its eastward

track, tropical storm force winds
become less likely for NYC, while
Eastern Long Island and SE
Connecticut could still see gusts.

990
988

986

* Life threatening rip currents and
high surf still pose a significant
threat, especially along Atlantic
facing beaches.

www.WeatherAction.com
http:/www .weatheraction.com/docs/WANews16No22.pdf
982

983.7 mb <-- Lowest pressure at 1:26am (EDT)

9/1/2016 21:36 9/1/2016 22:48 9/2/2016 0:00 9/2/2016 1:12 9/2/2016 2:24 9/2/2016 3:36 9/2/2016 4:48

Data by: Mike Theiss Equipment: Kestrel Unit #02 Device Location: St. Marks, Florida Device Elevation: 6 feet (ASL) Vw:therguv/NYC

vorkny  YOURILE /nwsNewvorkny Updated: 9/4/2016 11:00 AM

YorkNY
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SKILL! Extreme Storms — The two most significant
storms hitting Britain / Ireland in last 3 yrs

Oct 28" 2013 South / SE England (Storm Jude)

predicted by WeatherAction 5 months ahead at GAFTA (Grain and Feed Trades
Association) conference Geneva

28-30 Dec 2015 (Storm Frank) Ireland + Britain
predicted by WeatherAction 10 weeks ahead

SLAT got both very well. Met Office had good detailed short range forecasts for
both in terms of timing and general track.

However significantly eg Oct 2013 WeatherAction correctly warned MO would
underestimate storm power. WA also gave a small correction to track which
was confirmed. (Same method applied to Hurricane Irene)

SWT / SLAT Very skilled in Long Range storms and timing.
SLAT can also improve on MO Short Range




AND What about R5 July 28-Augl 201877
Birkeland Currents?!




QUICK QUIZ

e What are the assumptions of
normal standard meteorology?
= Weather drives weather

e What can’t it explain / do?

e Sacred (delusional) cows
of ‘Climate science /
Standard Meteorology
(despite amazing Met.O
&Cc computing advances)

e Signals in weather + Climate
(22yr, 60yr, 155day, 27day...
ENSO, QBO, Lunar...)

e Long Range forecasts
e Climate Change, ice ages

e How Little CO2 iIs there?

THERMOSPHERE ==

ETRATOEPHERE

TROPOSFHERE

Teamiperalure
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Things are not
always what
they seem!

In Physics Drawing a
diagram or writing an
equation does not mean
they show something real

e Arrows of ‘radiation’ and
‘Global warming’

e Centres of motion and
‘stirring’ under freefall!

e Fourier analysis beats and
non-linearity.

(in Pic) Inclusion of background \ f
to support narrative >



The Claim that 97% of (climate) scientists believe
Man-Made CO2 Global-Warming is False & Irrelevant

They basically just counted people who
had mentioned Climate-Change in an
abstract or headline in scientific papers

0 :
93_5/' of 11 044 abstracts “0.3% climate consensus, not 97.1%
PRESS RELEASE — September 3rd, 2013

m-"‘-f L Say the ”_‘ gre efj that A major peer-reviewed paper by four senior researchers has
most warming since 1 950 was exposed grave errors in an earlier paper in a new and
manmade unknown journal that had claimed a 97.1% scientific

0 consensus that Man had caused at least half the 0.7 C°
n 5/ﬂ of 11.944 global warming since 1950.
The new paper by the leading climatologist Dr David
Legates and his colleagues, published in the

abstracts did
Sdy they respected Science and Education journal, now in its

21% year of publication, reveals...... The consensus Cook
considered was the standard definition: that Man had
caused most post-1950 warming.....

agreed

“Even on this weaker definition the true consensus among
published scientific papers is now demonstrated to be NOT 97%o,
as Cook had claimed, but only 0.3%.
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.‘/‘\- Temps drive CO2 as ice ages end. dAg -

ey Fast CO2 changes (like now) are hidden WEATHER ACTION
LONC RANCEWEATHER FORECASIE At a meeting Piers said: “There is just one timescale where CO2 & temperature correlate well, that is on averages of about a
At th e en d Of hundred years; BUT this shows TEMPERATURES CONTROL CO2 which changes AFTER temperatures have changed”
I B 111 ¥ [~ oV
: 1
the last ice age ‘ <— Time = | .ase
temperature : -4 S
| i
changes LEAD  #¢1 i) s
CO2 by 800yrs 1 h | |
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Inconvenient Truths for GW Orthodoxy! Age (yr BP)




j CO2 levels FOLLOW (sea) TEMPS

*Dynamic (Sea surface - air): Air residence time ~3yrs
* Large scale Ocean circulation; CO2 lags temp ~500-800yr
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| CO2 levels FOLLOW (sea) TEMPS

* Large scale Ocean circulation; CO2 lags temp ~500-800yr
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Solar activity drives Arctic “gateway” ocean currents
OCEAN heat transport to Arctic largely correlates with geomagnetic activity (Ap)

3s . 1 hanks to llmasto tiedotus @ilmastotiedotus
Many Ap Index 1932 - 2017
Nwve month smoothed
notable -
peaks and 1070s Cocling
Pe riod s
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Science shows the Man-Made CO2 Global-Warming
/ Climate-Change is nonsense in 4 key points

1. There is no evidence now and there never has been in real word datafor COZ2 levels controlling world
temperatures. In fact world temgp eratures are now falling (using accurate satellite data rather than UN fraud d ata see
slide 6 in pdi**) while CO2 levels are rising.

**See http: /’vasw.weatheractio n.co m'do cs MWAN ews 15no16.p df

2. Man's CO2 flux in and out of atmosphere is only 4% of total. The idea that this dominates the other verny variahle
06% is deranged - slides 1+3 of pdf link above

The fact that termites prioduce tentimesthe COY equivalent of man means Obama and the Pope would do better at
reducing CO2 by declaring WiR ON TERMITES.

Interestingly all Ohama's wars hitherto have upset the stability of middle-ead oil production to the benefit of LISA oil production
(the LISA is now an energy exporter not net irmporter).

3. World sea temperatures control CO2 levels under basic |aws of physics so over thousand s of years sea
temperatures {which follow solar activity) LEAD CO2 levels by some hundred s of years, see slides 7+8 in pdf. Thisis
anobsered fact.

In everyday Ife ifyou warma glass of fizzy drink CO2 comes off and if you cool it then it will absorh more COZ. The deranged

C0O2 theory will have you believe that putting exdra COZ2 above a glass of drink (or anythind will warmm it up. Of course this
idea is a deranged taiFwagging dog nonsense.

In summary: The Man Made Climate Change fails because of 3+1 =4 points:

1. CO2levels are an EFFECT NOT CAUSE of changes in climate

2. Man’s CO2 only 4% of total; CO2 warmism is mad Conspiracy of Nature theory

3. The Sea Rules not Man

4. All extremes now are the wrong type of Extremes for The CO2 story - because
Wild Jet Stream negates flatter Jet Stream CO2 story.

SCIENCE REQUIRES EVIDENCE! The evidence is against the CO2 story.




The COZ Story Is Bad Science 1 - Air & Sea
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Why CO2 theory does not work 1

la) BBC/ Royal Institution CO2 “‘Experiment’ is a conjuring trick.

1b) Basic idea of the process — as portrayed in media and schools is
daft. The radiation ‘arrows’ do not exist. Typical Infra Red range is 25metres and
the re-radiation assumption is absurd. Photons are not conserved

Sunlight | f

Surface

The assumption of

radiative balance at
(every) level of the
atmosphere is absurd

This False physics is
not in fact what some
Warmists / Luke-
Warmists argue.
Water vapour supposed

magnifier Not shown —
Anything X zero = zero



The Co2 Story Is Bad Science 2 — Warming?
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The Co2 Story is Bad Science 3 — No warming!

W hat l’\l”u\s aff awk:le?
~le twre bottles reeccla TH‘GSMF-TGH PGQARUP.F—_

e ey e T )

_THG RATE ojua.wﬂﬁ] 9;’” wasmes body T and |
Coolirg 47 u 4 biff @2 4, pee with ¥ “”—\

NoT THE HNALYEMP, | - (o quicleer !

|

= No WARMIN G &= L - sl




The Co2 Story Is Bad Science 4 — Really Bad!
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The Co2 Story is Bad Science 4 — Really Bad

e The “CO2 blanket” / “back-radiation”
Greenhouse Effect 1Is Nonsense - Bad
Physics; It violates basic

thermodynamics

— The First Law, Second Law and the principle that the
equilibrium temperature of anything in a radiation
chamber is independent of colour!

e There is another version which is not quite such bad
physics and iIs the ‘serious version’ but not promoted by
the BBC who use the brainwashing for schools version;

e This is the Lapse-Rate (cooling with height as in
standard Meteorology texts for the last 100yrs) argument
BUT THE CO2 ADD-ON ALSO FAILS....




Why CO2 theory does not work 3

The atmosphere is colder higher up due to gravity. More CO2 shifts the outgoing radiation level
(Temp T*) & ‘lapse’ line up /. So it should get warmer there == & on surface. BUT IT DOESN'T

AND The GWers predicted HOTSPOT above the

Height ~ WithextraCO2  equator is NOT THERE. It's a COLDSPOT instead.
y\ the radiation

: level is lifted up What’'s Up? PHYSICS Possibilities

’0’ Apart from IMPORTANT change in clouds/ reflectivity

’1" Is the new of atmosphere & evaporation from oceans!

% (dotted) i
%, lapse line 1. A day night effect causes extra
* 5
%, really moved upper level cooling for more CO2
*e,  rigidly like _

*+, that? 2. Changes in lapse rate curve due to

changes in IR at different levels

3. COOLING FEEDBACKS - eg:
Transpiration cooling by plants of
the surface increases with CO?2.

T= Temperature —»




Why CO2 theory does not work 4

In the real atmosphere there are day/night temperature fluctuations (eg in upper
atmosphere). They are larger with more CO2 because CO?2 (infra red absorber / emitter)
gains & looses heat easier than N2 & O2 and so enables all the air to adjust quicker.

For cold spot 0.1deg, T~240K
extra range about same as
original range, r, 2ris about 5

Range 2r goes up or 6 deg. This is maybe higher
with extra CO?2 than obs estimates.

Temp

T

Average radiation outis=05b [ (T+N™ + (T-nN"™4 ]
Work it out for the same radiation. For an increase Ar in half range, T will have
to go DOWN: AT =- 3 Arx r/T (Detall subject under research)

This could (help) lead to a COLDSPOT on the equator - which is
observed! AND shift the lapse line (at upper level) back to where it was.




CO2 theory does not work

F Al Soeoing s

- - - -

THEORY of HOTSPOT

For cold spot -0.1deg, T~240K extra
range about same as original range,

r, 2ris about 5or 6 deg. This is maybe
higher than obs estimates but not
absurd. There may be magnifiers.

No *hatspot

1
Ar 254 Height
Pressure 24 xm)

06 04 02 0O 02 G& 06
LUinear trend! ("Cidecade)
Figare 2: The ossrved patterz of atmespheric wamuing, 1979 - 1999, snnceated.

What we don’f ses 1s 3 hotspos at the top of t24 tropical epesphers. Theee is no
botspot at all at 10 = 12 ke up, Sens 23°N 0 23°5: indsed, much or most of the
troposphsre warmed by more than the region whare the ketspot would be

OBSERVED COLDSPOT

Info Thanks to: http://sciencespeak.com/MissingSignature.pdf by David Evans




The UN (IPCC) Scare stories have comprehensively failed

At the Oct 27 2010 meeting Piers said: “Philip Foster (1st presentation) already gave graphs that show there is NO EVIDENCE going
over millions of years that CO2 controls temperature. These graphs shows the IPCC predictions do not accord with the facts. That

means the theory fails. The University of East Anglia (CRU) however instead changed the facts. This is unacceptable”

(1

In 2010 Warmist opinion admitted World - > .
temperatures (Surface obs) were falling e o 3 Act al’ 02
since then they have changed (“adjusted”) ; . = '
*1 past data to hide that fact. _ /-"__ o~ N
o - 7‘- - ’.,‘

at

IPCC Temp Scenarios

m TG

Actual Temps
[PCC CO2 Scenarios

3

bt DT et ™3




SO They
Changed
the
FACTS!

Warmists have
been fiddling
(“selecting”)
data for years

Systematically
ADJUSTING
TEMPERATURES
and making
ridiculous
“forecasts” to
make the data
look colder in
the past &
warmer now.
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WeatherAction Myth Buster - Redistribution encouraged Comparison of CRU Global Annual Temperature Trends

They Changed [Z&55

the FACTS! |-
Warmists have .,

been fiddling
(“selecting”) data | o-|

This is where honest data
|| would be; about 0.5C
below official. Under
fiddle-corrected data

7| recent peaks are about
the same as ~1935-40

Delta-T (°C)
o)
%]

About 0.5C of trickery. (Range

= 041\ | : ENE | W{ peak; ie NO WARMING
for years v 1975-2000 Red line minus Black)
- -0.6 - T T
m 1975 1980 1985 1990 1995 2000 2005 2010
- Syste atl C a I I y Year Kuahlbaum & Associates, Inc.
re OVI ng Statl Ons - MCEP CFSR / CFSv2 Global 2—meter Temperature Ancmaly [*C]

to make the data
look colder in the
past & warmer now

e« BUT Whatever they
do, even with ‘new’
data the WORLD IS
COOLING while CO2
still rises . pasiag heus cazsousnz0n

oliciimote.com | Ryan N, Moue
cccccccccccccccccccccc
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The CO2 Warmist scares have comprehensively failed

THEY TOLD US in 2000: WHAT HAPPENED

Dangerous climate change within decade or so: from around 2007 to 2013

World runaway warming The World got colder
While CO2 went up

Droughts & Heatwaves UK Floods, cold & Halil

The End of Show by 2010 UK Dramatically more snow
More USA Hurricanes Less USA Hurricanes
World massive Ice melts World ice, & Dishonest

reporting of Arctic

Springs Eu UK USA EARLY Springs LATE & COLD!

Large Sea level rise NO - same slow rise since last Ice Age

NOW THEY SAY WARM IS COLD!!



The developing MIA (LIA) circulation on now — MAJOR insurance Issues

(Also http:/Mmww.weatheraction.com/displayarticle.asp?a=451&c=5) is Solar Climate Change here & now & is characterized by:

1. Sun generally quieter & magnetically more confused, solar wind slower.

2. Very large amplitude swings in the Jet stream (NH and SH) with the Jet
stream average position shifted equator-wards => More ‘Sandy’s’

3. General Cooling especially of temperate zones and simultaneous warm and cold (larger) regions
marking different ‘ends’ of jet stream large amplitude wave effects.

Very rapid changes in weather particularly in temperate zones
Rapid changes in standard parameters — NAO, AO etc
Stark extremes including more giant hail and tornadic developments (higher lapse rate)

An increase in major earthquakes and volcanism

© N o 0 &

Serious limitations of the powers of standard meteorology even 1 or 2 days ahead at times. This

was in evidence through most of April and May 2012. These problems will largely continue for at

least 25 years and no amount of tweeking standard models or increasing computer power even a
thousand fold will overcome it. Standard Meteorology is past it's peak.

SLATS8 is designed to better predict in the approach to the New Little Ice Age circulation patterns the world is now in and uses a wider range of look-back
weather data (NB we are constantly seeking more) and considers more rapid change options which may need more modification or changes (if rules
suggest) of Look-Back maps particularly under potential sudden Jet stream switches and consequent sudden warming or sudden cooling in regions. SLAT
8 will also (as previous SLATs but more effectively) be able to give long range warning of impending errors in standard Meteorology.

A general inference of SLAT is that the Little Ice Ages** and periods such as The Medieval warm period and Bronze
age were consequences of solar-lunar driven Jet stream shifts and hence covered the whole of the temperate
zones in both North and South hemispheres at around the same time.

** Eg the Maunder Minimum around 350 years ago and the Dalton Minima around 200 years ago.
REAL CLIMATE CHANGE IS HAPPENING NOW, DRIVEN BY THE SUN & NOTHING TO DO WITH CQO2!




WEATHERACTJON«‘.: Fails of ClimateChange ‘Physics’

The CO2 Story is not just an error in judgements of importance of factors (like
most theories which fail) but afundamental desecration and violation of basic
LAWS of physics on three counts.

The ‘experts’ are LYING. What must follow is a war on the academic
establishment like the war on the political establishment. They, UN-EU, BigQil,
Soros-SuperRich, WallStreet are in it together — The Military-Industrial
(extended concept) complex which Eisenhower warned us of. The Clinton
Foundation example says it all.

« Radiation ‘arrows’ violate 15'+2"9 Laws thermodynamics sies 3

e Gas-Liquid interfaces - violates Henry’s Law,

 Non Equilibrium thermodynamics' ignored! (no ‘hot spot’, slides 64-66)

Some of The politics of it all

e Global Oil summit 2004 (On the difference between what’s true and what makes money)

 Russian Academy of Sciences 2004 (RAS rejects IPCC/Kyoto)
e Putin signs Kyoto later 2004 - “Beslan, Beslan”
o Exxon-Mobil Nov 2016 - Now as 2004 Rex Tillerson backs Paris Accord

VP Public & Govt Affairs Exxon-Mobil, Suzanne McCarron: “The Paris Agreement is an important step
forward by govts in addressing the serious risks of Climate Change”



WEATHERACTION«".: CO2 issue POLITICS not science

Some of The politics of it all. Key Clubs of Super-
Rich Globalist elite promote the Climate Scam

Quote by Club of Rome:

“In searching for a new enemy to unite us, we came up with the idea
that pollution, the threat of global warming, water shortages,
famine and the like would fit the bill....All these dangers are caused

by human intervention....and thus the “real enemy, then, is humanity
itself....believe humanity requires a common motivation, namely a
common adversary in order to realize world government. It does not
matter if this common enemy is “a real one or. . ..one invented for
the purpose.”

And more recent.....'Experts’ - Think tanks, Advisors....

THERE IS ALOT AT STAKE



‘. CO2 issue POLITICS not science

WEATHERACTION-

The United Nations has publicly
UN IPCC  stated its goal is not to ‘solve’ climate
Edenhofer change, but to seek to redistribute
wealth and expand its authority
through more central planning. UN
official Ottmar Edenhofer, co-chair
Group lll)  5f the IPCC Working Group III,
gIves admitted what’s behind the climate
game issue: [Qne. st say. cle,quy that we
away! “re‘dlstrlbute de facto the worl’d‘s-..
Nov 14t e* s wealth by climate policy ... One has'

(co-chair
Working

2010 —.: to free oneself from the illusion that 1
SWISS ‘s,, International climate policy is o
RIZEeerZurch;r e,pv1ronmental policy. This has ..""
Zeitung. almo¥t nothing: to. deo weith"""""

environmental policy anymore.”



& il What does Global warming / Climate Policy eg of
LT ey el UN IPCC / UK Climate Change Act 2008 achieve?

1. It does NOT reduce CO2Z production but

re-locates It - eg transfer of Steel production Teesside to

India simply exports CO2 production and the EU makes us pay for
It! Wind-Farms use coal-fired back-up for when wind doesn’t blow.

2. The economic effects are catastrophic:

- Destruction of manufacturing jobs In UK, Sweden,
Finland across EU and USA.

- Growth of phoney casino economy of asset
stripping and finance capital

3. Pushing up energy and Oil prices

Note Big Oil back Man Made Climate Change policies (see BP web site) “providing a
uniform price for carbon is maintained” (ie govt backed price hikes to help oil profit).
Aljazeera the biggest Climate Change propaganda TV on the planet is owned by Oil
state Qatar. Exxon-Mobil latest (COP) repeat backing of Paris Agreement.

4. Emasculation of “Left/progressives” — Red pro-coal-pro NUM
anti nuke campaigners are now green anti-coal pro nuke.



Economic & Political impacts of Climate
Change lIdeology (Religion)

« Changes in UK, Europe, USA, world economy

« Money wasting expensive BIG projects (wind farms etc)

e Energy prices up. BigOil(eg Qatar=Aljazeera+Clinton+Isis) Love it. ExxonMobil
« Demotion of true green action (bio-diversity &c) to below COZ2.
 More pollution & deaths: diesel (STOR), Mercury (Light bulbs)
e De-industrialization of much of UK— eg Teeside, Europe.

« The EU EUETS (EU Emission Trading Scheme) and TTIP (Transatlantic
Trade & investment Partnership) are desperately desired by WallSt BIG
corporations in Globalization agenda. BREXIT and TRUMP have
dealt the first death-blows to The Climate-Change scam.

e Straightjacket progressives into Red-Green; ideological glue
* Pro-coal against nuke => Pro-nuke and strong state policies
* ‘World &c Government’, multinational power




werEACE: BigOil backs CO2 Climate Con!

Pushing up energy and Oil prices
Global-Warming is another UN “WMD”

Big Oil back Man Made Climate Change policies (see BP, Exxon etc web sites) “providing a uniform
price for carbon is maintained” (ie govt backed price hikes to help oil profit). Aljazeera the

biggest Climate Change propaganda TV on the planet is owned by Oil state Qatar. Exxon-
Mobil latest (COP) repeat backing of Paris Agreement.

“A uniform global carbon price would act as a pervasive encouragement for businesses to adjust
their investment, their mix of inputs and their innovation away from greenhouse-gas intensive

technologies, and for consumers to reduce their spending on high-carbon products”. (from
Grantham Institute)

2% of worlds energy is “sustainable” to make it (wind, biofuels...) “economic” energy
prices are held up (OPEC, taxation etc). IT'S A NO BRAINER for Big-Oil & Govts
(+UN-EU...) to run the CO2 scam to ~double their profits on 98% of world energy

for losing just 2% of world supply. Big-Oil also get huge handouts to run
windfarms etc

Environment (Guardian) Environment blog
Jeremy Grantham on how to feed the world and why he invests in oil

Our position on climate change — ExxonMobil corporate.exxonmobil.com/en/current-issues/climate-
policy/climate.../our-position The risk of climate change is clear and the risk warrants action. Increasing carbon emissions
in the atmosphere are having a warming effect. There is a broad scientific and policy consensus that action must be taken to
further quantify and assess the risks. ExxonMobil is taking action by reducing greenhouse gas emissions ...

“BP believes that carbon pricing by governments is the best way to limit greenhouse gas emissions...Head of policy Paul

Jefferiss explains why we believe that putting a price on carbon will make energy efficiency more attractive and why lower-
carbon energy sources, such as natural gas and renewables, more cost-competitive.




What Is the world being told?

Workd consumption  BP Statistical Review of World Energy: lune 2018 Renewable Energy
Revolution
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W e Zagd HOW Green is My Green?
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pollution as 3 million diesel vehicles (there are 12 M in UK) Englend | feoos | eceiod s

and huge destruction of USA forests and biodiversity. Drax power station emissions

Electric cars - In reality ~Coal powered and  'dangerous’, claim environmentalists

including battery production make MORE CO2 per mile + high @7/ st o B i
toxic pollution in metal mining for batteries. Will Teslago bust
or be bailed out?

Wind Power (Prayer wheels) Bird killers and need

coal / gas /oil back up = more + wasted power sources.
Getting rid of wind farms would cut electricity bills by 25%-+

Diesel (less CO2 than petrol) very particulate

polluting. Can they be cleaner? An ‘electric lobby’ at work?

Hyd ro POWEer Loved by giant corporations, banks + super

rich. Near total destruction of Amazon habitat, biodiversity,
tribes is latest BIG GREEN project. Local weather changes.

e The CO2 story is the key :
ideology for de-industrialization + |
social control of the west + :

|

|

I
Solar Power pestruction of farm land and very polluting :
mining for materials for semiconductors etc (& => child slave :
labour)+ what about your mobile phone on this one?! :

I

I

[

enslavement of developing world
by WallStreet super corporations.

Low Energy Light bulbs ok but bigmercury pollution.
Nukes Very dangerous for Uranium miners in Mali etc

|
Recycling —not new. CO2 is NOT a pollutant! Follow the Money.




What should WE do?

1. Destroy the ‘sacred cows’ of the

Climate Change conspiracy (of nature).

- “97% scientists back CO2 Global warming theory” = False + Irrelevant
- Increasing CO2 in world drives Temp rise — NO, Temp drives CO2.

- Theworld is warming — NO, cooling in real (no fraud) satellite data

- Sea Level is rising faster than before industrial revolution — NO, same.
- World ice amounts are Falling — NO, RISING

- More hurricanes & Tornadoes to hit USA — NO, LESS

- The end of snow in UK and much of Eu and USA — NO, MORE

- Recent extreme events are driven by CO2 — NO, The wrong type of
extremes (we have extremes following from Solar-Lunar effects).

- Sea getting dangerously more ‘acid’ from Man’s CO2 — NO, atotal lie

2. Advance real science, call fraudsters to account.

The standard equations of meteorology & climate science are inadequate
to describe and predict weather and climate. Science Fraud must end!

3. Build #CLEXIT world-wide, every country & town.




What should YOU do? [ %
1. ENJOY life! Enjoy the planet!

Don't feel guilty about ‘carbon footprints’. CO2 is the Gas Of Life (GOL)!
More GOL increases plant & animal life. GOL (CO2) IS NOT A POLLUTANT.
MORE CO2 IS GOOD NOT BAD!!!

2. Accept Man can’t change Climate!

The Problem is Climate Change POLICY. ‘Climate Science’ lacks integrity.
Prove & predict! Standards of science must apply to Climate.

3. STOP Carbon reductions, Carbon Tax & Trading
NO PRAYER WHEELS (Wind farms), Oppose Fake Green policies.
MONEY BACK on Green Electricity Theft (‘Charges’). Tariff Choice -
Those who want wind electricity pay extra, coal (cheaper) pay less!

4. KEEP honest TRUE green policies to reduce
smoke /chemical pollution and defend biodiversity.

5. USE LONG RANGE Scientific Solar-Lunar Weather Forecasts: Prepare for
the developing Mini Ice Age; Save lives =>www.WeatherAction.com




The mechanics of development into the
new Little-Ice-Age - 3 Big questions

e Are (quasi) equilibrium assumptions valid? }

e Do temperature changes require heat inputs ?}

e What changes the length of day and moves
the Jet Stream?

WeatherAction



Are (quasi) equilibrium assumptions valid?

Rate of change of heat content
& changes of state,

Q# 0 ; mini ice age cooling is
non equilibrium!

Day / night
temp of upper
atmosphere:
mean temps
not useful.

Standard - Heat
input = Heat
output.

Equilibrium
assumptions

<>
WeatherAction




Jet Stream shifts are key to
weather & climate

What causes What Moves The Jet

weather Stream? ‘

extremes?_ (short The Shifts are LARGELY
term) & Climate PREDICABLE by Solar
change (long- ‘ Lunar Action Technique
term)? REVOLUTION Jet

(SLAT)

Stream changes are
driven by Solar
particlemagnetic
activity & lunar
modulation

Jet Stream Changes —
The changing patterns
of weather particularly
the track of Low
pressure

<>
WeatherAction



What changes Length of day & jet-stream?

JVAV.ds=¢v.dl

Surface S

0

VL

Line integral along Jet Stream, L

Low solar Activity => Long / wavy jet-stream

<>
WeatherAction




Weather & Climate changes — External &
Internal Causes, Agencies, “Electric Universe”

¢ \/olcanos |

I nte 'na I causes Kk Changing forest an and water coverage,

* Not CO2....

e Solar Brightness and Solar - magnetic activity
e Planets ruling solar activity

External drivers

Age N C| es of SU N K Magnetic linkages — Direct 22 years temp signal observed

e Galactic cosmic rays - 11 years required theory fails (99.7%)

— Ea rth || N kS e Pressure of atmosphere

EIeCt r|c * The developing electric universe paradigm is that electro-
. magnetic forces are under-utilised in astrophysics. The
U niverse concepts are being developed to include sun-earth links

WeatherAction




Sea water Is an electrolyte and directly influenced by Earth-
Solar magnetic fields, especially solar-magnetic storms.

GOVERNING EQUATIONS
A time varying magnetic field induces an electric field E in the oceans, given by

oB=-V<E, ©) Rock, especially molten rock
where B is the sum of the inducing and the secondary induced magnetic field. The (Lava) aISO have eI eCtrlcaI
induced electric field drives electric currents prOpertl es and cou pl e DI RECTLY
ook @ to solar storms independently of
generating a secondary induced magnetic field atmospheric effects — hence the
HoT =V Bogas ® correlation between severe
Combining equations (6), (7) and (8) yields Earthquakes / volcanoes and
0B -Vt VB .. ) WeatherAction predictable RS
o and R4 “Red weather”

which is the equation for induction by time-varying magnetic fields inside the oceans. In
contrast to the motional induction discussed above, the oceans are assumed here to be
stationary in the Earth fixed reference frame. The field in the source-free region above N

the Earth’s surface and below the external current systems is again given by Laplace’s - =

~equation

5= .'I 1 . 270m (10)

\' T OV N':IV ’
where the frequency vis given in Hz and a sea water conductivity of 3.5 S/m is assumed.
Thus, to effectively penetrate through a sea water column of 5 km, magnetic disturbances
have to have periods longer than about 6 minutes. However, even up to periods of several
days, induced fields are strongly influenced by the highly conducting oceans.

OCEAN INDUCTION BY MAGNETIC STORMS For oceans see:

While daily variations during solar quiet conditions generate significant induction in the http://www.geomag.org/info/Smaus/Doc/ocean_encycl. pdf
oceans, a much stronger effect is caused by magnetic storms. Strong magnetic storms

generate ocean induced magnetic fields reaching magnitudes of more than 100 nT. An

¢
overview of induction in the oceans by solar quiet and storm time fields is given by w th A t
Fainberg (1980). The induced currents are concentrated near the coasts, the horizontal e a e r c I 0 n



The mechanics of rapid shift into the new Little-lce-Age

Generally Low magnetic+particle Solar activity
with occasional bursts of extra activity

4 N

JetStream (NH) Longer MAJOR Earthquakes
& South Shifted & volcanism

¥ 2

Area of winter snow Solar r_e;dla’alon CUF;C
cover & sea Ice Increases espec If ash reaches

* stratosphere

More Sunlight Colder & feedback
reflected :
accelerates cooling
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. Instead of a super-computer SLAT uses the whole sun-
: ~ _ Earth-moon-etc system as its own computer and applies
the principle similar input =>similar output

The existence of
solar-Lunar signals (. g e ( SLAT could

WEATHERACTION «

in weather data is B choose
evidence that similar W g Solar-Lunar DRIVER ! between
input => similar ensemble

output HOLDS; ie F(t) — SLAT Equations & Rules options

SLAT could modify the computing
process in real time m

Earth World Weather ) \\eather
Weather response Future

State
Computer Model and Ensemble

Synoptic programme ! of Possible
data sets —» Futures

Extreme solar “ Red” Period
Effects R5/R4 predictably
CHANGE Futures




There Is nothing fundamentally new in weather.
It has essentially all happened before.

Volcanoes
. 3 Lunar MHW & £ The Gas
Solar i:ur Magneto- Jet Circulation, =™
W . =
= gphere > 50y =T Neathert —=CO2Z

activi ty Climate
-: lonosphere - _ =

A rra— =
l NOT NOT NOT i NoT

]

Connections 'OFF’ = Ice Ages — The norm of sun-earth links in the last million years

Similar Sun-Earth-Magnetic-Lunar states give similar circulation/'weather < Look-Back periods tell when to look in
the past for weather (1 factor) corresponding to similar future Solar-magnetic-Lunar states.
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Pushing for new paradigms in Science and politics

» Consensus NEVER advanced science. Science only advances
by consensus-breaking. Modern Science is organized to defend consensus

*“Science” that is not evidence based is not science.
« Modern Climate “Theory” is religion not science

«Standard gravity theory requires 96%
of the universe to be dark matter which
can’t be found. This depends on one
view of Relativity - an incomplete theory.
New approaches are needed.

» Standard particle physics FAILS “at
the 4sigma level” —that’s bad — to predict
(eg) muon-electron interaction outputs.

| ..f"l_‘\ &
> (&\ / >
x ‘ not y)

EA NEW independent

- academy to advance
accountable evidence based
science & politics is needed




Pushing for new paradigms in Science and politics - Astrophysics

B Cosmic Comparison Table. Many questions!

WEATHERAG'ION/ ~ Cnmparmgpmblams of different Theories of the unierse. Suramaryby Piers Corbyn as
presented “Electric-Universe’ event Quantock Hills 10-07-19. Assessments are partly subjectrve.

Theor]f Work without |Explan galaxies |Explan Explan coamic | Explain Cosmic | MEET AVOID OVERALL

DOES IT22> ;ut-;:trttr"e' angular galaxy sies |stroctums - Structure - MACH'S BLACK NOTE
: ' meomentum? |/ Numbers? | LINESof 1 WOIDSofm | principle? | yoLES SCORE / 7

gala ien pgak:ien

Higgs-Kibble

Cosmic TES “ES “ES “ES “ES Mavbe Mavbe

Super5trings | Frobabhy 0.5 0.5 6.0

(*Loops)

Einstein A HO HO HO

P cirit m dter, Meeds dark Frobably Probably HO HO HOD HO ﬂ

Tmegal’ =1 beligf | matter

Einstein B -

Mary okjects, YES YES YES YES YES Maybe YES 6.5

Exended matter Mo need for Frobably Frabably 0.5 Black holes

Arnals of Maths. date matter do not exist

d0et-1939,

Quantized

Interia "ES TES TES HO? Maybe YES "ES h. 5

Mike MeCulloch gnﬂ{ne edﬂf-:-r probably 0.5

[gues 1 force] Al MAEES

Electric E 2

Universe TES Probably Probably YE% YE% Mavbe TES

Birkeland etc Mo need far 0.7% 0.75 0.7

curents darc mattar

Nlal Thomhil

Mote there are other variants of eledrom agnetism feledrodynam ics - "Ampere variants" which would likely do better than Einstein &,
Based on this rough assessment Einstein B & “Electric Universe’ are best.

Maote, The 'Electric Universe' movement covers many very differemt activities. Here we mean applicakle eledrom agnetic ideas.

It’s cunious that Einstein A is the worst, yet is the modem standard model.




WHAT NEXT? Action4Life!

e This developing Little Ice Age — core 2025-2035 — [& full Ice Age from
~3000 AD ?7?]:- huge agriculture, economic, political impact.

« USA world role now fading; China+India rising.

« Can rational debate end the ever increasing concentration of wealth of super rich?

e Left/Right labels failing. “1984” is here. “In a society based
on Lies speaking the truth is a Revolutionary Act” (Orwell)

e It’s Accountability vs Globalization

 RESIST globalization:- Real science v CO2 con; Social cleansing +
Agenda 21; #SaveTreesSTOP5Gs #THINKagainstFalseNarratives

* The Accountability Revolution must sweep out fraud & corruption

e #Action4Life! For proper accountability, evidence-

based honest science+politics — Brexit + End CO2 scam -
Mobilize against false narratives!



Deutscher Bundestag

Ausschuss fiir Umwelt, Naturschutz
und nukleare Sicherheit U

Ausschussdrucksache
19(16)292-F Brandenburgische
} Technische Universitat
zur Anhérung 6.11.19 Cottbus - Senftenberg
4.11.2019

BTU Cottbus - Senftenberg « Postfach 10 13 44 « 03013 Cottbus

Die vorliegende Stellungnahme gibt nicht die Auffassung des Ausschusses wieder, sondern liegt
in der fachlichen Verantwortung des/der Sachverstdndigen. Die Sachverstdndigen fiir
Anhoérungen/Fachgespriache des Ausschusses werden von den Fraktionen entsprechend dem
Starkeverhéltnis benannt.

Schriftliche Stellungnahme zur 6ffentlichen Anhodrung
des Umweltausschusses des Deutschen Bundestages am
6. November 2019

Zunachst ist der Bundesregierung ausdrucklich zuzustimmen,
wenn sie in ihrer Unterrichtung zum Klimapaket (Drucksache
19/13900) einen dringenden Handlungsbedarf zum Klima-
schutz konstatiert. Gerade die Dimension des Problems erfor-
dert es aber, die zur Verfigung stehenden politischen Ansatze
so effizient wie méglich zu nutzen. Es ist wichtig, die Kontrolle
der globalen Erwarmung zu so geringen gesellschaftlichen und
0konomischen Kosten wie mdglich zu erreichen — nicht zuletzt
auch, um die Akzeptanz dieser Politik in der Bevélkerung so
weit wie mdglich abzusichern.

Der vorliegende Gesetzentwurf zum Bundes-Klimaschutzgesetz

................. (Drucksache 19/14337) leistet dies bisher leider nicht in Uber-
zeugender Weise. Die aus 6konomischer Sicht bedeutenden
Kritikpunkte werden in den folgenden Abschnitten kurz zusam-
mengefasst.

a) Einflhrung der CO,-Bepreisung

Die Bundesregierung geht mit ihren Beschllssen einen ersten
Schritt in Richtung CO,-Bepreisung. Dies ist zu beflirworten, da
die 6konomische Forschung eindeutig eine Bepreisung von ne-
gativen externen Effekten als effizientesten Weg identifiziert

Zentralcampus Cottbus Senftenberg Cottbus-Sachsendorf
BTU Cottbus - Senftenberg BTU Cottbus - Senftenberg BTU Cottbus - Senftenberg
Platz der Deutschen Einheit 1 GroRenhainer Str. 57 Lipezker Stralle 47

03046 Cottbus 01968 Senftenberg 03048 Cottbus
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hat, um diese auf ein gesellschaftlich effizientes Niveau zu re-
duzieren.

Auf der Grundlage der naturwissenschaftlichen Modelle zu den Auswirkungen
des anthropogenen Klimawandels, sowie auf der Grundlage einer 6konomi-
schen Bewertung dieser Effekte, schatzt das Umweltbundesamt einen Wert von
rund 180 € pro t CO; als sinnvollen Zielwert flir einen CO;-Preis. Selbstver-
standlich sind solche Schatzungen immer mit einer gewissen Unsicherheit be-
haftet. Allerdings kommen auch andere plausible Berechnungen zu Ergebnis-
sen in dieser GroBenordnung, so dass ein Zielwert von 180 €, der zukinftig
natdrlich auch noch an die allgemeine Preissteigerung anzupassen ist, als von
einem breiten wissenschaftlichen Konsens gestitzt angesehen werden kann.

Die in der Unterrichtung zum Klimaschutzprogramm 2030 (19/13900) angege-
benen Preispfade erscheinen verglichen mit diesem Zielwert deutlich zu flach.
Der flir 2021 avisierte Festpreis von 10 € pro t CO, kann als homdopathische
Symbolpolitik gelten, auch der Festpreis von 35 € pro t im Jahr 2025 erscheint
noch deutlich zu niedrig, ebenso wie der flir 2026 geplante Héchstpreis von 60
€. Die Anreizwirkung zur Vermeidung von CO-Emissionen, die von diesen Prei-
sen ausgeht, ist in den ersten Jahren vernachlassigbar und wird auch bei 60 €
pro t noch gering sein. Ab 2027 ist weder eine Freigabe der Preisbestimmung
am Markt, noch ein automatischer Anstieg von Hdchstpreisen vorgesehen.
Stattdessen behalt sich die Politik die erneute, diskretiondre Setzung eines
Preiskorridors vor. Hier ist zu beflurchten, dass auch nach 2027 die Wirkung
der CO;-Bepreisung politisch gebremst wird.

b) Form der CO,-Bepreisung

Die Bundesregierung sieht in ihrer Unterrichtung nominell einen CO;-Handel
vor. Ein Emissionshandel mit Fixpreis wirkt jedoch 6konomisch exakt wie eine
Steuer. Hier handelt es sich letztlich um einen Etikettenschwindel; um die Be-
zeichnung als CO,-Steuer zu vermeiden, wird stattdessen von einem Emissi-
onshandel mit Fixpreis gesprochen.

Aus einer grundsatzlichen Perspektive ist die Frage zweitrangig, ob besteuert
werden oder ob ein Emissionshandel etabliert werden soll. Beide Systeme kdn-
nen theoretisch aquivalent implementiert werden, sofern z.B. notwendige In-
formationen Uber die Preiselastizitaten vorliegen, die messen, wie stark die
BlUrgerinnen und Blrger mit ihrem Verhalten auf Preiserhbhungen reduzieren.
In der aktuellen Situation wirden allerdings einige Argumente daflrsprechen,
einen echten Emissionshandel zu installieren.
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Das Pariser Klimaabkommen sieht einen Reduktionspfad der emittierten Menge
von CO; vor. Gegeben eine unvollsténdige Information Uber empirische Prei-
selastizitaten waren solche Mengenziele lUber einen Emissionshandel leichter
und eindeutiger durchzusetzen. Es kénnte schlicht die Zielmenge eines Jahres
festgelegt und die Preisbildung dem Marktmechanismus im Emissionshandel
Uberlassen werden. Dies wilirde gleichzeitig Effizienz in dem Sinne sicherstel-
len, dass die Emissionsrechte automatisch von denjenigen gekauft wirden, die
selbst relativ hohe Vermeidungskosten haben, wahrend diejenigen, die geringe
Vermeidungskosten haben, ihre Zertifikate verkaufen und Emissionen vermei-
den. Das Ziel, eine méglich kosteneffiziente Kontrolle des Klimawandels zu ge-
wahrleisten, wirde automatisch erreicht.

Die Bundesregierung verzichtet in ihren bisherigen Planungen darauf, diesen
effizienten Mechanismus zu nutzen. Dariber hinaus besteht das Problem, dass
die deutsche CO;-Bepreisung nicht alle diejenigen Sektoren umfasst, die bisher
im Europdischen Emissionshandel (EU-ETS) nicht enthalten sind. Gerade dies
ware aber sinnvoll, um die bestehende Effizienzliicke zumindest auf nationaler
Ebene zu schlieBen, bis zu einem spateren Zeitpunkt der EU-ETS selbst auf alle
Sektoren ausgeweitet wird.

Zusatzliche Kosten fur die 6ffentlichen Haushalte kénnen sich ergeben, wenn
die Marktteilnehmer zum Fixpreis mehr Emissionsrechte nachfragen als erwar-
tet. In diesem Fall ist vorgesehen, die fehlenden Zertifikate tber den EU-ETS
einzukaufen. Ist dort der Preis aber hdher als der deutsche Fixpreis, so werden
in Héhe der Differenz die 6ffentlichen Haushalte in Deutschland belastet.

Zusammenfassend ware es aus dkonomischer Sicht sinnvoll, eine zuldssige
Gesamtmenge von Zertifikaten fur alle nicht im EU-ETS enthaltenen Sektoren
zu definieren und diese in einem nationalen Emissionshandel ohne Hochstpreis
zuzuteilen.

c) Rickerstattung von Einnahmen aus der CO,-Bepreisung

Die Bundesregierung plant, unerwiinschte Verteilungseffekte der ausgeweite-
ten CO;-Bepreisung durch drei MaBnahmen abzufedern: i) eine Senkung der
EEG-Umlage und damit des Strompreises, ii) eine Erhéhung der Pendlerpau-
schale und iii) eine Erhéhung des Wohngeldes. Die erste MaBnahme soll aus-
dricklich aus den Einnahmen des Emissionshandels finanziert werden, bei den
beiden anderen ist vermutlich eine Finanzierung aus allgemeinen Haushalts-
mitteln vorgesehen.

Eine Senkung des Strompreises ist grundsatzlich zu beflirworten. Dafir spricht
neben im engeren Sinne 6konomischen Grinden vor allem, dass CO.-sparende
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Technologien oft eine Elektrifizierung voraussetzen, wie etwa beim Umstieg
von Verbrennungsmotoren auf E-Mobilitat. Sinkt der Strompreis, so wird es filr
Verbraucher und Unternehmen attraktiver, in einen solchen Umstieg zu inves-
tieren. Es ware aber winschenswert, wenn dies aus sonstigen Haushaltsmit-
teln finanziert wirde, wahrend die Mittel aus der CO,-Bepreisung direkt an die
Haushalte zurtckverteilt werden sollten.

Dies ware technisch einfach mdglich, indem etwa in jedem Jahr die Einnahmen
durch die Einwohnerzahl geteilt und dann zu gleichen Betragen pro Kopf aus-
geschuttet wurden. Ein solcher, sehr einfacher Mechanismus wirde dazu fih-
ren, dass die unteren Dezile der Einkommensverteilung unmittelbar profitieren
wilrden, wahrend héhere Einkommensschichten, die typischerweise auch durch
einen héheren CO,-AusstoB3 gekennzeichnet sind, netto belastet wirden. Es ist
auBerdem zu vermuten, dass ein solcher einfacher und transparenter Mecha-
nismus die Akzeptanz der CO;-Bepreisung in der Bevdlkerung steigern wurde.

Indem der Umweg Uber die EEG-Umlage gegangen wird, werden stattdessen
gerade gutverdienende Haushalte mit hohem Stromverbrauch besonders stark
entlastet. Es ist dabei wichtig zu sehen, dass die Alternative der pauschalen
Rickerstattung immer noch mit starken Anreizwirkungen zur Vermeidung von
COz-Emissionen verbunden ware. Die Burger wirden namlich sehen, dass der
pauschale Rickerstattungsbetrag nicht vom eigenen Emissionsniveau abhangt
und hatten daher aufgrund des gestiegenen relativen Preises von CO-intensi-
ven Konsumoptionen weiterhin einen Anreiz, weniger stark belastete Optionen
zu wahlen.

d) Das fehlende Primat der Preissteuerung

Wie oben beschrieben, ware es unter Effizienzgesichtspunkten sinnvoll, einen
einheitlichen CO;-Preis zu haben, der sich am Markt bildet und lediglich durch
die zuvor erfolgte Festlegung einer Zielmenge gesteuert wird. Anstatt aber auf
die effiziente Anreizwirkung von Preisen zu vertrauen, sieht der Gesetzentwurf
des Bundes-Klimaschutzgesetzes Sektorziele vor. Dies bedeutet, dass die Poli-
tik das Gesamt-Reduktionsziel flir die Emissionen auf einzelne Sektoren auf-
teilt. Dies ist aber bei einer COz-Bepreisung schlicht unsinnig und schadlich,
denn die Blrger und Unternehmen sollen ja gerade erst in Anpassung an den
Preis herausfinden, wo sich Emissionen relativ kostenglnstig vermeiden las-
sen. Sektorziele sind dagegen das Resultat einer ineffizienten AnmaBung von
Wissen durch die Politik; sie tut so, als wisste sie schon im Vorhinein, wo eine
besonders effiziente Emissionsvermeidung zu erreichen ist.
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Je starker dieses politische Mikromanagement ausgepragt ist, desto mehr wird
der Sinn eines Emissionshandels oder einer CO,-Steuer ad absurdum geflhrt.
Man kann nicht sinnvoll beides tun. Entweder man uberldsst es den Haushalten
und Unternehmen, als Reaktion auf die CO;-Bepreisung selbst nach sinnvollen
Lésungen zu suchen, oder man betreibt CO;-Planwirtschaft. Beides gleichzeitig
zu tun funktioniert jedoch nicht. Insbesondere § 8 des Gesetzentwurfs ist vor
diesem Hintergrund auBerst kritisch zu sehen.

Wiederum ware es winschenswert, wenn die Bundesregierung stattdessen ei-
nen Emissionshandel ohne Hdchstpreise installieren wiirde. Um es nochmals zu
sagen: In diesem Fall ware durch das strikte Mengenlimit eine Erreichung des
angestrebten Emissionsziels garantiert. Der Umweg, stattdessen Ministerien zu
beauftragen, innerhalb ihrer Ressorts politisch festgelegte Emissionsreduktio-
nen durchzufiihren, kann nicht effizient sein und fuhrt dazu, dass die Klima-
ziele (wenn Uberhaupt) zu deutlich héheren 6konomischen und gesellschaftli-
chen Kosten erreicht werden, als es eigentlich nétig ware.

Cottbus, den 31. Oktober 2019

Univ.-Prof. Dr. Jan Schnellenbach

Seite 5



Die vorliegende Stellungnahme gibt nicht die Auffassung des Ausschusses wieder, sondern liegt
in der fachlichen Verantwortung des/der Sachverstindigen. Die Sachverstdandigen fiir
Anhorungen/Fachgespriche des Ausschusses werden von den Fraktionen entsprechend dem
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Klima
Allianz

dopet \‘/ Deutschland
Stellungnahme zum Entwurf eines Bundes-
Klimaschutzgesetzes und zur Anderung
weiterer Vorschriften sowie zum
Klimaschutzprogramm 2030 der
Bundesregierung zur Umsetzung des
Klimaschutzplans 2050

Stdarkeverhiltnis benannt.
Deutscher Bundestag |
Ausschuss fiir Umwelt, Naturschutz
und nuKleare Sicherheit

Anhorung im Ausschusses fiir Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit am 6.11.2019

Die Bundesregierung hat mit ihrem Klimaschutzprogramm 2030 zur Umsetzung des
Klimaschutzplans 2050 kein Programm fiir den Klimaschutz bis 2030 prasentiert. Weder die
nationalen Klimaziele und erst recht nicht das Pariser Klimaabkommen kénnen mit diesem

Programm erreicht werden.

Die Treibhausgasemissionen Deutschlands miissen von rund 860 Millionen Tonnen pro Jahr
(Stand heute) auf rund 560 Millionen Tonnen im Jahr 2030 sinken. Das entspricht einer
Minderung von minus 55 Prozent gegentiber 1990, zu der Deutschland auch europaisch
verpflichtet ist. Ein Teil davon wird nach den Prognosen der Bundesregierung durch bereits
beschlossene Mafdnahmen erreicht. Laut Projektionsbericht der Bundesregierung 2019 soll
durch bereits beschlossene Mafdnahmen bis 2030 eine Minderung von rund 42 Prozent auf rund
730 Millionen Tonnen erreicht werden. Allerdings scheinen die Annahmen in dem Bericht teils

sehr optimistisch, etwa was die unterstellten Minderungen im Industriesektor angeht.

Der grofdte Teil der Treibhausgase miisste durch jetzt vorgelegte Mafdnahmen vermieden
werden. Nach Einschatzung der Agora Energiewende wird mit den beschlossenen Mafsnahmen
aber lediglich etwa ein Drittel der Klimaschutzliicke geschlossen. Gerade weil es die
Bundesregierung in den letzten zehn Jahren nicht geschafft hat, die Emissionen relevant zu

senken, ist jetzt eine deutliche Umkehr und eine schnelle Minderung der Emissionen notig.

Doch dieses Programm sorgt nicht fiir relevante politische Neuerungen. Neues wird zwar
gefordert, Bestehendes aber kaum angetastet. So sinken Emissionen nicht oder nur sehr

langsam.

Das Klimaschutzgesetz muss stark nachgebessert werden. Klimaziele nach 2030 miissen erganzt
werden, Treibhausgasneutralitidt muss das verbindliche Ziel sein. Versagen in einem Sektor
muss durch Sofortmafdnahmen im gleichen Sektor umgehend behoben werden. Fiir ein
effektives Monitoring muss der Expertenrat fiir Klimaschutz die Regierungsmafinahmen in

einem Jahresgutachten evaluieren und eigene Vorschldge machen kénnen. Nur, wenn der Rat
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v Deutschland

der Experten die Leitlinie fiir den Ehrgeiz beim Klimaschutz ist, hat er eine effektive Funktion.

Zudem muss der Bundestag als weitere ,Transparenz- und Kontrollinstanz* einbezogen werden.
Andernfalls kontrolliert sich die Bundesregierung vor allem weiterhin selbst. Genau das hat in

der Vergangenheit nicht funktioniert.

Die Ausgestaltung der Bepreisung von CO; in den Bereichen Verkehr und Warme als
Emissionshandel, der extrem niedrige Einstiegspreis von 10 Euro pro Tonne CO; und der
geplante Preisdeckel von 60 Euro pro Tonne CO; sorgen dafiir, dass es kaum zu CO»-
Einsparungen kommen wird. Ein wirklicher Anreiz zum Umstieg auf klimafreundliche Mobilitat

oder Heizsysteme durch einen CO»-Preis besteht so nicht.

Die Einfithrung eines Emissionshandels ist ungleich aufwandiger als es die Einfiihrung eines
CO;-Preises im Steuersystem gewesen wére — das effektive Alternativmodell. Expert*innen
schatzen, dass es mindestens drei Jahre in Anspruch nehmen wiirde, den Emissionshandel
einzufiihren. Das jetzt vorgesehene Mischsystem ist eine Kriicke, die weitere Fragen aufwirft. Im
Gegensatz zu einer CO;-Steuer gibt es bei einem nationalen Emissionshandel auf3erdem
erhebliche verfassungsrechtliche Bedenken. Damit ein CO;-Preis schnell wirken kénnte,
brauchte es bei Warme und Verkehr ab 2020 einen CO2-Preis von mindestens 50 Euro pro
Tonne, der bis 2030 auf 180 Euro steigt. Nur so wiirde iiberhaupt eine Lenkungswirkung erzielt,

die andere MafRnahmen in den Bereichen Verkehr und Warme unterstiitzen konnte.

Die Bundesregierung bekriftigt bislang lediglich, dass sie die Empfehlungen der Kommission
Wachstum, Strukturwandel und Beschiftigung (Kohlekommission) zum Kohleausstieg
umsetzen will. Jedoch liegt auch neun Monate nach Abschluss der Kommission kein
Gesetzentwurf vor. Es ist weiterhin unklar, wie die Regierung den Ausstieg umsetzen wird.

Damit ist auch unklar, ob er klimapolitisch integer erfolgt.

Dabei ist der Ausstieg aus der Kohleverstromung die zentrale Klimaschutzmafinahme, die die
starksten CO;-Einsparungen bringen wiirde. Das Kohleausstiegsgesetz muss noch in diesem Jahr
beschlossen werden, damit die ersten Blocke wie empfohlen ab 2020 vom Netz gehen. Die
Verzogerungen gefahrden diesen Zeitplan. Der Hambacher Wald und die von Tagebauen
bedrohten Dorfer miissen durch eine verantwortliche Umsetzung der
Kommissionsempfehlungen erhalten bleiben. Dazu bedarf es der schnellen Stilllegung der
empfohlenen 3,1 GW Braunkohlekapazitdten an den Standorten Neurath und Niederaufiem. Die
Inbetriebnahme des neuen Steinkohlekraftwerks Datteln 4 wiirde gegen die Vereinbarungen des
Kohlekompromisses verstofien und ware zudem eine schwere Biirde fiir den Klimaschutz. Der
Ausstiegspfad muss mindestens linear in Jahresschritten festgelegt werden mit der Option,
ordnungspolitisch nachzusteuern, wenn andere Instrumente fehlgehen. Die Umweltverbdande

und eine Vertreterin der Tagebaubetroffenen haben im Abschlussbericht der Kohlekommission



Klima
Allianz

v Deutschland

mit ihrem Sondervotum deutlich gemacht, dass ein beschleunigter Kohleausstieg bis 2030 im

Sinne des Klimaschutzes notwendig wére.“ Deshalb miissen Revisionszeitpunkte ab 2023 fiir ein

Vorziehen genutzt werden.

Die Bundesregierung bleibt die Antwort auf die Krise beim Erneuerbaren-Ausbau schuldig. Der
Ausbau der Windkraft an Land ist aktuell faktisch zum Erliegen gekommen. Die Vereinbarung zu
pauschalen Abstandsregeln — zudem noch unklar formuliert - wird den Ausbau der Windkraft
verhindern oder durch landesplanerisch nétige Anpassungen nochmals erschweren. Das wird
Anfang der 2020er Jahre netto sogar zu einem Abbau der Windkraftkapazitaten fiihren, wenn
vermehrt Altanalagen aus der EEG-Forderung fallen. Es braucht zwar bundesweite Vorgaben bei
der WindKkraft - aber nicht zu pauschalen Abstidnden, sondern fiir den Natur- und Artenschutz
und fiir die ausreichende Flachenausweisung in den Landern. Die Behorden und Gerichte
miissen personell und fachlich besser ausgestattet werden. Das beschleunigt Verfahren, nicht
etwa das Schleifen von Naturschutzrecht oder des Rechtsweges wie seitens des
Bundeswirtschaftsministeriums ins Spiel gebracht wird. Zahlreiche Vorschlage liegen hierfiir
vor. Die Akzeptanz der Energiewende und ausdriicklich auch der Windkraft an Land ist
ungebrochen hoch, wie auch neue Umfragen der Fachagentur Windenergie an Landbelegen.
Zugleich muss eine bessere Beteiligung von Biirger*innen und Kommunen gewahrleistet
werden. Hier fehlen bislang relevante Vorschldge. Eine Verbesserung fiir Mieterstrommodelle
etwa wurde bereits im Koalitionsvertrag vereinbart. Die Zukunft der traditionellen
Biirgerenergie wird bislang gar nicht adressiert, obwohl sie eine tragende Saule fiir die breit
akzeptierte Energiewende ist. Die Streichung des ,Solardeckels ist begriifienswert, aber ohne

konkreten Zeitplan und Ausbauziele nicht ausreichend.

Die verkehrlichen Mafdnahmen bleiben mit ihrer Wirkung weit hinter den Erfordernissen und
den damit verbundenen notwendigen Treibhausgasminderungen zuriick. Eine 6kologische
Verkehrswende ist so nicht moglich, die Besteuerung iiber den CO2-Preis zu gering um eine
Wirkung zu haben. Die aktuellen Planungen fithren dazu, dass weiter grof3e, schwere Pkw mit
grofden Batterien und dem entsprechenden Ressourceneinsatz auf Kosten der
Steuerzahler*innen subventioniert werden. Die notwendige und richtige Erhéhung der
Luftverkehrssteuer muss schnellstens erfolgen. Eine undifferenzierte Erhéhung der
Pendlerpauschale ware klimapolitisch falsch und zudem unsozial. Sie wiirde in erster Linie
Besserverdienende belohnen, die es sich leisten konnen, ein Haus auf dem Land zu kaufen und
jeden Tag in die Stadt zu pendeln. Deshalb miissen die Maf3nahmen, die eine Verteuerung von

Benzin oder Diesel mit sich bringen, sozial abgefedert werden.



Die vorliegende Stellungnahme gibt nicht die Auffassung des Ausschusses wieder, sondern liegt
in der fachlichen Verantwortung des/der Sachverstindigen. Die Sachverstdandigen fiir
Anhorungen/Fachgespriche des Ausschusses werden von den Fraktionen entsprechend dem
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Anhorung im Ausschusses fiir Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit am 6.11.2019

Die Bundesregierung hat mit ihrem Klimaschutzprogramm 2030 zur Umsetzung des
Klimaschutzplans 2050 kein Programm fiir den Klimaschutz bis 2030 prasentiert. Weder die
nationalen Klimaziele und erst recht nicht das Pariser Klimaabkommen kénnen mit diesem

Programm erreicht werden.

Die Treibhausgasemissionen Deutschlands miissen von rund 860 Millionen Tonnen pro Jahr
(Stand heute) auf rund 560 Millionen Tonnen im Jahr 2030 sinken. Das entspricht einer
Minderung von minus 55 Prozent gegentiber 1990, zu der Deutschland auch europaisch
verpflichtet ist. Ein Teil davon wird nach den Prognosen der Bundesregierung durch bereits
beschlossene Mafdnahmen erreicht. Laut Projektionsbericht der Bundesregierung 2019 soll
durch bereits beschlossene Mafdnahmen bis 2030 eine Minderung von rund 42 Prozent auf rund
730 Millionen Tonnen erreicht werden. Allerdings scheinen die Annahmen in dem Bericht teils

sehr optimistisch, etwa was die unterstellten Minderungen im Industriesektor angeht.

Der grofdte Teil der Treibhausgase miisste durch jetzt vorgelegte Mafdnahmen vermieden
werden. Nach Einschatzung der Agora Energiewende wird mit den beschlossenen Mafsnahmen
aber lediglich etwa ein Drittel der Klimaschutzliicke geschlossen. Gerade weil es die
Bundesregierung in den letzten zehn Jahren nicht geschafft hat, die Emissionen relevant zu

senken, ist jetzt eine deutliche Umkehr und eine schnelle Minderung der Emissionen notig.

Doch dieses Programm sorgt nicht fiir relevante politische Neuerungen. Neues wird zwar
gefordert, Bestehendes aber kaum angetastet. So sinken Emissionen nicht oder nur sehr

langsam.

Das Klimaschutzgesetz muss stark nachgebessert werden. Klimaziele nach 2030 miissen erganzt
werden, Treibhausgasneutralitidt muss das verbindliche Ziel sein. Versagen in einem Sektor
muss durch Sofortmafdnahmen im gleichen Sektor umgehend behoben werden. Fiir ein
effektives Monitoring muss der Expertenrat fiir Klimaschutz die Regierungsmafinahmen in

einem Jahresgutachten evaluieren und eigene Vorschldge machen kénnen. Nur, wenn der Rat
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der Experten die Leitlinie fiir den Ehrgeiz beim Klimaschutz ist, hat er eine effektive Funktion.

Zudem muss der Bundestag als weitere ,Transparenz- und Kontrollinstanz* einbezogen werden.
Andernfalls kontrolliert sich die Bundesregierung vor allem weiterhin selbst. Genau das hat in

der Vergangenheit nicht funktioniert.

Die Ausgestaltung der Bepreisung von CO; in den Bereichen Verkehr und Warme als
Emissionshandel, der extrem niedrige Einstiegspreis von 10 Euro pro Tonne CO; und der
geplante Preisdeckel von 60 Euro pro Tonne CO; sorgen dafiir, dass es kaum zu CO»-
Einsparungen kommen wird. Ein wirklicher Anreiz zum Umstieg auf klimafreundliche Mobilitat

oder Heizsysteme durch einen CO»-Preis besteht so nicht.

Die Einfithrung eines Emissionshandels ist ungleich aufwandiger als es die Einfiihrung eines
CO;-Preises im Steuersystem gewesen wére — das effektive Alternativmodell. Expert*innen
schatzen, dass es mindestens drei Jahre in Anspruch nehmen wiirde, den Emissionshandel
einzufiihren. Das jetzt vorgesehene Mischsystem ist eine Kriicke, die weitere Fragen aufwirft. Im
Gegensatz zu einer CO;-Steuer gibt es bei einem nationalen Emissionshandel auf3erdem
erhebliche verfassungsrechtliche Bedenken. Damit ein CO;-Preis schnell wirken kénnte,
brauchte es bei Warme und Verkehr ab 2020 einen CO2-Preis von mindestens 50 Euro pro
Tonne, der bis 2030 auf 180 Euro steigt. Nur so wiirde iiberhaupt eine Lenkungswirkung erzielt,

die andere MafRnahmen in den Bereichen Verkehr und Warme unterstiitzen konnte.

Die Bundesregierung bekriftigt bislang lediglich, dass sie die Empfehlungen der Kommission
Wachstum, Strukturwandel und Beschiftigung (Kohlekommission) zum Kohleausstieg
umsetzen will. Jedoch liegt auch neun Monate nach Abschluss der Kommission kein
Gesetzentwurf vor. Es ist weiterhin unklar, wie die Regierung den Ausstieg umsetzen wird.

Damit ist auch unklar, ob er klimapolitisch integer erfolgt.

Dabei ist der Ausstieg aus der Kohleverstromung die zentrale Klimaschutzmafinahme, die die
starksten CO;-Einsparungen bringen wiirde. Das Kohleausstiegsgesetz muss noch in diesem Jahr
beschlossen werden, damit die ersten Blocke wie empfohlen ab 2020 vom Netz gehen. Die
Verzogerungen gefahrden diesen Zeitplan. Der Hambacher Wald und die von Tagebauen
bedrohten Dorfer miissen durch eine verantwortliche Umsetzung der
Kommissionsempfehlungen erhalten bleiben. Dazu bedarf es der schnellen Stilllegung der
empfohlenen 3,1 GW Braunkohlekapazitdten an den Standorten Neurath und Niederaufiem. Die
Inbetriebnahme des neuen Steinkohlekraftwerks Datteln 4 wiirde gegen die Vereinbarungen des
Kohlekompromisses verstofien und ware zudem eine schwere Biirde fiir den Klimaschutz. Der
Ausstiegspfad muss mindestens linear in Jahresschritten festgelegt werden mit der Option,
ordnungspolitisch nachzusteuern, wenn andere Instrumente fehlgehen. Die Umweltverbdande

und eine Vertreterin der Tagebaubetroffenen haben im Abschlussbericht der Kohlekommission
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mit ihrem Sondervotum deutlich gemacht, dass ein beschleunigter Kohleausstieg bis 2030 im

Sinne des Klimaschutzes notwendig wére.“ Deshalb miissen Revisionszeitpunkte ab 2023 fiir ein

Vorziehen genutzt werden.

Die Bundesregierung bleibt die Antwort auf die Krise beim Erneuerbaren-Ausbau schuldig. Der
Ausbau der Windkraft an Land ist aktuell faktisch zum Erliegen gekommen. Die Vereinbarung zu
pauschalen Abstandsregeln — zudem noch unklar formuliert - wird den Ausbau der Windkraft
verhindern oder durch landesplanerisch nétige Anpassungen nochmals erschweren. Das wird
Anfang der 2020er Jahre netto sogar zu einem Abbau der Windkraftkapazitaten fiihren, wenn
vermehrt Altanalagen aus der EEG-Forderung fallen. Es braucht zwar bundesweite Vorgaben bei
der WindKkraft - aber nicht zu pauschalen Abstidnden, sondern fiir den Natur- und Artenschutz
und fiir die ausreichende Flachenausweisung in den Landern. Die Behorden und Gerichte
miissen personell und fachlich besser ausgestattet werden. Das beschleunigt Verfahren, nicht
etwa das Schleifen von Naturschutzrecht oder des Rechtsweges wie seitens des
Bundeswirtschaftsministeriums ins Spiel gebracht wird. Zahlreiche Vorschlage liegen hierfiir
vor. Die Akzeptanz der Energiewende und ausdriicklich auch der Windkraft an Land ist
ungebrochen hoch, wie auch neue Umfragen der Fachagentur Windenergie an Landbelegen.
Zugleich muss eine bessere Beteiligung von Biirger*innen und Kommunen gewahrleistet
werden. Hier fehlen bislang relevante Vorschldge. Eine Verbesserung fiir Mieterstrommodelle
etwa wurde bereits im Koalitionsvertrag vereinbart. Die Zukunft der traditionellen
Biirgerenergie wird bislang gar nicht adressiert, obwohl sie eine tragende Saule fiir die breit
akzeptierte Energiewende ist. Die Streichung des ,Solardeckels ist begriifienswert, aber ohne

konkreten Zeitplan und Ausbauziele nicht ausreichend.

Die verkehrlichen Mafdnahmen bleiben mit ihrer Wirkung weit hinter den Erfordernissen und
den damit verbundenen notwendigen Treibhausgasminderungen zuriick. Eine 6kologische
Verkehrswende ist so nicht moglich, die Besteuerung iiber den CO2-Preis zu gering um eine
Wirkung zu haben. Die aktuellen Planungen fithren dazu, dass weiter grof3e, schwere Pkw mit
grofden Batterien und dem entsprechenden Ressourceneinsatz auf Kosten der
Steuerzahler*innen subventioniert werden. Die notwendige und richtige Erhéhung der
Luftverkehrssteuer muss schnellstens erfolgen. Eine undifferenzierte Erhéhung der
Pendlerpauschale ware klimapolitisch falsch und zudem unsozial. Sie wiirde in erster Linie
Besserverdienende belohnen, die es sich leisten konnen, ein Haus auf dem Land zu kaufen und
jeden Tag in die Stadt zu pendeln. Deshalb miissen die Maf3nahmen, die eine Verteuerung von

Benzin oder Diesel mit sich bringen, sozial abgefedert werden.



Die vorliegende Stellungnahme gibt nicht die Auffassung des Ausschusses wieder, sondern liegt
in der fachlichen Verantwortung des/der Sachverstdndigen. Die Sachverstdndigen fiir
Anhorungen/Fachgespridche des Ausschusses werden von den Fraktionen entsprechend dem
Starkeverhéltnis benannt.
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eines ,,Gesetzes zur Einfiihrung eines Bundes-Klimaschutzgesetzes und
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und nukleare Sicherheit
Ausschussdrucksache
19(16)292-1
zur Anhérung 6.11.19
Notwendigkeit fiir ein Bundes-Klimaschutzgesetz 05.11.2019

Das deutsche Klimaschutzrecht besteht gegenwirtig aus einer Vielzahl von Einzelrege-
lungen in verschiedenen Gesetzen. Es fehlt ein rechtsf6rmiger, koordinierender Mecha-
nismus, der sicherstellt, dass insgesamt ausreichend wirksame MaBnahmen ergriffen
werden, um die langfristigen Ziele fiir die Reduktion der Treibhausgasemissionen zu er-
reichen. Dariiber hinaus fehlt es an einheitlichen verbindlichen Zielsetzungen zum Kli-
maschutz!. Der rechtlich unverbindliche und in Teilen unvollstindige Klimaschutzplan
2050 der Bundesregierung kann dieses Defizit nicht kompensieren. Der Umstand, dass
die bislang ohne die Verbindlichkeit und die Legitimitit eines Gesetzes in politischen
Programmen festgeschriebenen Zielsetzungen und MafBnahmenpldne der Bundesregie-
rung zur Bewiltigung der Transformationsaufgabe Dekarbonisierung ungeniigend sind,
wird durch die abzusehende deutliche Verfehlung des Klimaschutzziels 20202 eindriick-
lich belegt.

Ein Bundes-Klimaschutzgesetz wiirde den lange geforderten iibergreifenden Rechtsrah-
men fiir die einzelnen nationalen MaBfnahmen zum Klimaschutz erstmalig schaffen.

Durch eine rechtsverbindliche und langfristige Festschreibung der Verpflichtungen
Deutschlands nach dem Pariser Abkommen in einer entsprechenden Budget-Logik und
eine Orientierung sdmtlicher Hoheitsakte an dem Rahmengesetz konnten Erfolgsaus-
sichten von Klimaschutzbestrebungen wesentlich verbessert werden. Um dies zu errei-
chen, sind die folgenden Kernelemente zwingend erforderlich:

Das Bundes-Klimaschutzgesetz muss (1) Langfristziele in Einklang mit den inter-
nationalen Verpflichtungen enthalten, mit (2) sektoralen Zielen und Dekaden-
zielen fiir 2030, 2040 und 2050 einen verlasslichen Entwicklungspfad beschreiben
sowie (3) Ressortverantwortlichkeiten und (4) wirksame Kontroll- und Nach-
steuerungsmechanismen verbindlich regeln. Das Klimaschutzgesetz muss dabei
Querschnittsfelder wie das Finanzsystem als befihigenden Losungshebel anfiihren,
denn die erfolgreiche Transformation wird Kapitalzugang brauchen.

Die Beurteilung des vorliegenden Gesetzesentwurfs orientiert sich wesentlich an den
eben genannten notwendigen Anforderungen an ein Bundes-Klimaschutzgesetz.

1WWF (2018) Vorschlag fur ein Kllmaschutz und Energiewende- Rahmen Gesetz (KENRAG) abrufbar unter:

2 Bundesreglerung (2019): Projektionsbericht 2019 fiir Deutschland gemaB Verordnung (EU) Nr.525/2013.

1 WWEF Stellungnahme zum Bundes-Klimaschutzgesetz und zum Klimaschutzprogramm 2030



https://www.wwf.de/fileadmin/fm-wwf/Publikationen-PDF/WWF_Klimaschutzgesetz_juristisches_Gutachten-neu.pdf
https://www.wwf.de/fileadmin/fm-wwf/Publikationen-PDF/WWF_Klimaschutzgesetz_juristisches_Gutachten-neu.pdf
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Bewertung des WWF Deutschland

Zwecks des Gesetzes (8§1)

Die Bundesregierung hat sich im Pariser Abkommen von 2015 vilkerrechtlich dazu ver-
pflichtet, einen Beitrag zu leisten, den Anstieg der globalen Durchschnittstemperatur auf
deutlich unter 2°C, moglichst 1,5 Grad Celsius zu begrenzen. Um dieses Ziel zu errei-
chen, bedarf es der Treibhausgasneutralitit bis spatestens 2050, wahrscheinlich sogar
deutlich friither. Das im gegenwirtigen Entwurf vorgesehene Bekenntnis, das langfristige
Ziel ,zu verfolgen® ist nicht ausreichend, um die notwendige langfristige Planungs- und
Investitionssicherheit fiir alle beteiligten Akteure zu schaffen. Eine langfristige Transfor-
mation kann durch ein vages Bekenntnis nicht hinreichend angestoen werden, da Unsi-
cherheiten durch eine solche Formulierung weiterhin bestehen bleiben. Es braucht ein
eindeutiges Signal dariiber, wohin sich Deutschland mittel- und langfristig entwickeln
wird. Nur durch eine verbindliche Vorausschau kann langfristig Orientierung und Inves-
titionssicherheit fiir alle relevanten Akteure gewéhrleistet werden.

Aus diesem Grund pléadiert der WWF nachdriicklich dafiir, zunéachst das Langfristziel fiir
2050, die Reduktion der Treibhausgase um 95 Prozent gegeniiber 1990 (Treibhausgas-
neutralitit bis spitestens 2050), in dem zu verabschiedenden Bundes-Klimaschutzge-
setz verbindlich festzuschreiben, um langfristige Sicherheit fiir Politik, Wirtschaft und
Gesellschaft zu erwirken.

Nationale Klimaschutzziele (§ 3)

Um die Transformation zu gestalten, bedarf es eines langfristigen und verbindlichen
Entwicklungspfads fiir die vorgesehene Treibhausgasreduktion in Deutschland. Die Ver-
ankerung des Klimazieles fiir 2040 und der Treibhausgasneutralitit bis spédtestens 2050
ist hierfiir ein notwendiger Schritt. Der WWF setzt sich mit Nachdruck dafiir ein, neben
dem Klimaziel-2030 auch das Dekadenziel fiir 2040 (Reduktion um 70 Prozent gegen-
iiber 1990) und das Langfristziel der Treibhausgasneutralitét bis 2050 verbindlich fest-
zuschreiben. Zur Vermeidung von ,Lock-In“-Effekten und um die langfristige Investiti-
ons- und Planungssicherheit fiir alle Akteure der betreffenden Sektoren zu erhéhen,
sollte der Deutsche Bundestag den vorliegenden Gesetzesentwurf wie folgt anpassen:

§ 3 Abs. 1 wird erginzt um einen Satz 3:

,»Bis zum Zieljahr 2040 gilt eine Minderungsquote von mindestens 70 %

und einen Satz 4:

,»Bis zum Zieljahr 2050 gilt eine Minderungsquote von mindestens 95%".

Schon heute ist bekannt, dass die im Klimaschutzplan 2050 festgelegten nationalen
Ziele nicht ausreichen werden, um die européischen und internationalen Verpflichtun-
gen im Rahmen des Pariser Klimaabkommens zu erfiillen. Aus diesem Grund begriiBt
der WWF den im vorgesehenen Mechanismus, dass die Bundesregierung notwendige
Schritte zur Zielerh6hung einleitet, sollten hohere Ziele fiir die Erfiillung der europai-
schen oder internationalen Ziele notwendig sein. Auch die Regelung, dass nationale Kli-
maschutzziele erhoht, aber nicht abgesenkt werden konnen, wird positiv bewertet. Zwar
kann sie nach unserer Rechtsauffassung den Gesetzgeber nicht juristisch binden, in Zu-
kunft gegenteilig zu verfahren, die Regelung ist aber als politische Festlegung von Wert.

WWEF Stellungnahme zum Bundes-Klimaschutzgesetz und zum Klimaschutzprogramm 2030



Zulassige Jahresemissionsmengen, Verordnungsermiéchtigung (§ 4)

Der WWF begriif3t die gesetzliche Fixierung der zuldssigen Jahresemissionsmengen fiir
die einzelnen Sektoren sowie die durch das Gesetz auferlegte Verantwortung der zustén-
digen Bundesministerien fiir das Einhalten der sektoralen Ziele. Um die festgelegten
Ziele zu erreichen, sind die Ministerien dafiir verantwortlich, die erforderlichen MaB-
nahmen zu veranlassen. Die Wahl und Ausgestaltung der Mafinahmen liegt somit in den
Hénden der einzelnen Fachministerien, die so die Moglichkeit haben die kosteneffizien-
testen, innovativen und wirksamsten Mafnahmen fiir ihren Sektor umzusetzen. Durch
die klar definierten Zustindigkeiten wird die politische Steuerung modernisiert und Kli-
maschutz zur gemeinschaftlichen Aufgabe der gesamten Bundesregierung. Es ist ein
wichtiger Schritt, alle Sektoren in die Pflicht zu nehmen und Klimaschutz als verbindli-
che Aufgabe zuzuweisen. Denn nur durch die sektoriibergreifende Einbindung und die
Umsetzung wirksamer KlimaschutzmaBnahmen in allen betroffenen Sektoren kann es
gelingen, die Klimaschutzziele in Deutschland zu erreichen.

MaBnahmen bei I"Iberschreitung der Jahresemissionsmengen (§ 8)

Die im vorliegenden Entwurf festgeschriebene Angabe, die Bundesregierung entscheide
»Sschnellstmoglich” iiber die zu ergreifenden MaBnahmen, birgt aus Sicht des WWF die
Gefahr einer starken zeitlichen Verzégerung der tatsachlichen Umsetzung der MaBnah-
men. Der WWF empfiehlt, eine konkrete Frist fiir den Beschluss der Bundesregierung
iiber die zu ergreifenden MafBnahmen im Gesetz festzulegen.

Stirkung der Rolle des Deutschen Bundestag/
Expertenrat fiir Klimafragen (§ 11, § 12)

Das Klimaschutzgesetz in der aktuell vorliegenden Entwurfsfassung iiberwiegend exeku-
tiv ausgestaltet. Die Bundesregierung hat verschiedene Kompetenzen im Bereich der
Festlegung und Anpassung der jahrlichen Emissionsmengen pro Sektor und ist ausge-
stattet mit verschiedenen Kontroll- und Uberwachungsfunktionen. Auch der Experten-
rat fiir Klimafragen ist bei der Bundesregierung angesiedelt. Demgegeniiber hat der
Deutsche Bundestag bisher nur eingeschrankte Rechte und Kompetenzen. Eine Stér-
kung der Rolle des Bundestages sollte u.a. erfolgen, indem ihm die Moglichkeit gegeben
wird, den Expertenrat anzurufen und diesen mit Sondergutachten zu beauftragen. Die
Expertise des Rates sollte dem Deutschen Bundestag auch bei der Gesetzgebung zur
Verfligung stehen. Sogar die Einsetzung des Gremiums durch den Bundestag statt durch
die Bundesregierung ist vorstellbar.

Der WWF begriiit grundsitzlich die Einsetzung eines Expertenrates fiir Klimafragen,
sieht aber deutlichen Bedarf fiir eine starkere Befihigung des Gremiums. Die Einrich-
tung eines solchen Beratungsgremiums ist Bestandteil fast aller bisher beschlossenen
nationalen Klimaschutzgesetze, um ein umfassendes und unabhéngiges Monitoring zu
gewihrleisten. Um dieses nicht nur ex-post, sondern auch ex-ante zu ermoglichen, ist
die im vorliegenden Entwurf vorgesehene Rolle der Expertenkommission nicht ausrei-
chend. 3 Der WWF spricht sich dafiir aus, nicht nur die Bewertung der durch das UBA
veroffentlichten Emissionsdaten und der bereits beschlossenen MaBnahmen als Aufga-
ben der Expertenkommission zuzuweisen, sondern das Gremium auch zu mandatieren,
bestehende und geplante MaBnahmen auf ihre Wirksamkeit und Effizienz zu bewerten
und Bundestag und Bundesregierung Nachsteuerungsvorschlage zu unterbreiten. Auch
fir das in den Empfehlungen der Kommission ,Wachstum, Strukturwandel und Be-
schiftigung® angelegte Monitoring sollte der Expertenrat herangezogen werden.

3 Edenhofer u.a. (2019): Bewertung des Klimapakets und néchste Schritte: CO2-Preis, sozialer Ausgleich, Europa, Monitoring.
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Die Expertenkommission sollte zudem mit dem Gesetz beauftragt werden, alsbald nach
ihrer Einsetzung eine Bestandsaufnahme der aktuellen Emissionsdaten sowie der einge-
leiteten MaBnahmen erstellen und Empfehlungen formulieren, die zur Erreichung der
zuldssigen Jahresemissionsmengen fiir 2020 und die Folgejahre geeignet sind, um zu
gewihrleisten, dass bis zum ersten reguliaren umfassenden Bericht im Jahr 2021 keine
Handlungsliicke entsteht.

Erste konkrete Anderungsvorschléige des WWF zu § 11 und §12:

§ 12, Absatz 1 wird wie folgt erginzt:

»Der Expertenrat fiir Klimafragen priift die Emissionsdaten nach § 5 Absatz 1 und 2 und
legt der Bundesregierung und dem Deutschen Bundestag innerhalb von einem Monat
nach Ubersendung durch das Umweltbundesamt eine Bewertung der veroffentlichten
Daten vor. Er evaluiert die beschlossenen MaBnahmen. Er priift die bestehenden Klima-
schutzmafinahmen auf ihre Wirksamkeit hinsichtlich der Erreichung der nationalen
und europdischen Klimaschutzziele, ihre 6konomische Effizienz und sozialen Implikati-
onen und spricht Empfehlungen zu threr Weiterentwicklung aus.”

In §12 werden neue Absitze eingefiigt:
»Der Expertenrat fiir Klimafragen priift die Auswirkungen neuer Regelungen auf
ihre Vereinbarkeit mit den Klimaschutzzielen. Dem Priifungsrecht des Exper-
tenrats fiir Klimafragen unterliegen:

1. Entwiirfe fiir neue Bundesgesetze,

2. bei Entwiirfen von Anderungsgesetzen auch die Stammgesetze,

3. Entwiirfe nachfolgender nachrangiger Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften,

4. Vorarbeiten zu Rechtsakten (Rahmenbeschliissen, Beschliissen, Uber-

einkommen und den diesbeziiglichen DurchfiihrungsmaBnahmen) der Europai-
schen Union und zu Verordnungen, Richtlinien und Entscheidungen der Euro-
paischen Gemeinschatft,

5. bei der Umsetzung von EU-Recht die betroffenen Gesetze und nachran-
gigen Rechts- und Verwaltungsvorschriften,
6. bestehende Bundesgesetze und auf ihnen beruhende Rechtsverordnun-

gen und Verwaltungsvorschriften.”

»Der Expertenrat fiir Klimafragen unternimmt jahrlich eine Begutachtung der
gesamtklimapolitischen Entwicklung und leitet diese bis zum 15. November ei-
nes jeden Jahres der Bundesregierung sowie dem Deutschen Bundestag zu. Die
Bundesregierung ist zur Stellungnahme gegeniiber dem Bundestag binnen drei
Monaten verpflichtet.”

sDariiber hinaus konnen der Deutsche Bundestag oder die Bundesregierung den
Expertenrat fiir Klimafragen mit der Erstellung von Sondergutachten beauftra-

“«

gen.

Zur Stirkung der Rolle des Deutschen Bundestag stellt der WWF zudem folgende Ande-
rung zur Diskussion: § 11 Abs. 1 Satz 2 konnte kiinftig lauten:
»Der Bundestag benennt fiir die Dauer von fiinf Jahren die Mitglieder, davon je-
weils mindestens ein Mitglied mit hervorragenden wissenschaftlichen Kenntnis-
sen und Erfahrungen aus einem der Bereiche Klimawissenschaften, Wirtschafts-
wissenschaften, Umweltwissenschaften sowie soziale Fragen.”
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Klimaneutrale Bundesverwaltung (§ 15)

Das Ziel der klimaneutralen Bundesverwaltung bis zum Jahr 2030 wird vom WWF
nachdriicklich begriiBt. Die Verabschiedung hierfiir vorgesehener MaBnahmen im Jahr
2023 wird jedoch als zu spit erachtet, da jedes verlorene Jahr das Erreichen des Ziels er-
schwert. Der WWF pladiert dafiir, bereits im Jahr 2020 MaBnahmen anzustofen, um
die Bundesverwaltung klimaneutral zu organisieren.

Sustainable Finance

Das Klimaschutzgesetz ist auch vor dem Hintergrund zu bewerten, ob es die erforderli-
chen systemischen und strukturellen Verbindungen schafft, um die Erfiillung der Um-
setzung von Paragraph 2.1.c des Pariser Klimaabkommens in Deutschland zu erreichen.
Dazu gehoren effektive Kapitalallokation, Minimierung 6ffentlicher Finanzierungsbelas-
tungen, Vermeidung von Fehlallokation privatwirtschaftlicher Kapitalstrome sowie da-
mit verbundener Risikopositionen. Der vorliegende Gesetzesentwurf beriicksichtigt
diese Anforderungen noch nicht.

Der WWF empfiehlt, den Sustainable Finance Beirat der Bundesregierung zum Thema
anzuhoren und das Gesetz um folgende Inhalte zu ergidnzen: In Anlehnung an die Ver-
pflichtung im Pariser Klimaschutzabkommens, Artikel 2.1.c, wonach die Finanzfliisse in
Einklang mit dem Zielniveau der Vereinbarungen des Abkommens gebracht werden
miissen, werden alle erforderlichen oder relevanten Beziige zum Finanzsystem in den je-
weiligen Regulierungsbereichen beriicksichtigt. Hierzu werden Offenlegungs-, Transpa-
renz- und Informationspflichten begriindet, zukunftsgerichtete Risikoerfassungs- und -
bewertungsvorgehen ebenso betrachtet wie Standardisierungs- und Definitionsfragestel-
lungen. Die Integration der Verpflichtungen des Pariser Abkommens in die Bereiche der
offentlichen Hand und der Forderinstitutionen und -programme wird gleichermalfen
vorgenommen.

Zusammenfassende Schlusshewertung

Das Bundes-Klimaschutzgesetz bietet die Chance, endlich die lange iiberfillige Verbind-
lichkeit fiir Klimaschutzpolitik in Deutschland zu schaffen, die politische Steuerung zu
modernisieren und Investitionssicherheit zu erhéhen.

Mit dem vorliegenden Gesetzesentwurf werden die deutschen Klimaschutzziele bis 2030
erstmals gesetzlich verbindlich festgeschrieben. Der WWF begriifit die durch das Gesetz
neu geschaffene Governance-Struktur fiir klimapolitisches Handeln in Deutschland. Die
gesetzliche Einbindung aller Sektoren fiir das Erreichen der jeweiligen Jahresziele wird
als wichtiger Schritt erachtet, um Klimaschutzpolitik erfolgreich zu gestalten. Nur mit
angemessenen Beitragen aller Sektoren zum Klimaschutz, wird es moglich, die Klima-
schutzziele Deutschlands auch im Rahmen der EU und international zuverlissig zu er-
reichen. Dafiir ist jedoch ein robuster Kontroll- und Nachsteuerungsmechanismus die
Grundvoraussetzung. Durch eine regelmiBige Uberpriifung und Bewertung der beste-
henden und geplanten Mafnahmen kann der Fortschritt in Sachen Klimaschutz gemes-
sen und unzureichende oder fehlende Entwicklungen aufgedeckt werden. Zur Unterstiit-
zung dieser Aufgabe sollte der Expertenrat fiir Klimafragen im Gesetz deutlich gestarkt
werden. Der vorgesehene Nachsteuerungsmechanismus durch die Pflicht zur Auflegung
eines Sofortprogramms innerhalb von drei Monaten nach Priifung der Emissionsdaten
wird vom WWF als geeignetes Vorgehen erachtet. Hierbei gilt es sicherzustellen, dass
die MaBnahmen zur Nachbesserung in einer festgelegten Zeit von der Bundesregierung
umgesetzt werden, um weitere Zeitverzogerungen zu vermeiden.
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Ein wesentlicher Anderungsbedarf wird vom WWF bei der gesetzlichen Festschreibung
der Klimaschutzziele nach 2030 identifiziert. Die im Gesetz zu verankernden Klima-
schutzziele miissen mit den Zielen des Pariser Klimaabkommens in Einklang stehen und
sicherstellen, dass Deutschland seine internationalen und europaischen Verpflichtungen
erfiillt. Die Verankerung des Klimaziels fiir 2040 und des Langfristziels der Treibhaus-
gasneutralitit bis spitestens 2050 ist hierfiir ein notwendiger Schritt. Nur durch diese
langfristige Ausrichtung der deutschen Klimapolitik kann die Transformation in néti-
gem Umfang stimuliert werden. Ein Klimaschutzgesetz mit langfristigen Zielvorgaben
legt einen verbindlichen Pfad fest, der es ermdoglicht, die Verdnderungen in Politik, Wirt-
schaft und Gesellschaft konsequent und verlisslich zu gestalten und umzusetzen.
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zum , Klimaschutzprogramm 2030 der Bundesregierung zur Um-
setzung des Klimaschutzplans 2050 (BT-Drucksache 19/13900)

Der WWF hat die zentralen Inhalte des geplanten Klimaschutzprogrammes auf ihren
Wirkungsgrad hin analysiert. Die Auswertung zeigt, dass zwar bei einigen Themen be-
reits ein Schritt in die richtige Richtung erkennbar ist, die nétigen strukturellen Veran-
derungen allerdings ausbleiben. Noch adressieren die MaBnahmen auch in der Summe
in keiner Weise angemessen die Tragweite des Problems. Sie bleiben dramatisch weit
hinter den Handlungserfordernissen zuriick, die sich aus der naturwissenschaftlichen
Forschung ergeben, wie sie etwa in den Berichten des IPCC (,,Weltklimarat®) aber auch
des IPBES (,,Weltbiodiversitatsrat“) deutlich werden. Auch die 6konomischen Chancen
einer an den Pariser Zielen ausgerichteten Klimapolitik, wie sie etwa der OECD-Report
sInvesting in Climate, Investing in Growth“ deutlich macht, kénnen so nicht gehoben
werden. Das erkennbare Bestreben der Bundesregierung, Klimapolitik so zu gestalten,
dass Wirtschaftsakteure nicht iiberfordert und soziale Harten vermieden werden, wird
durch das Klimaschutzprogramm 2030 nicht erreicht, sondern im Gegenteil konterka-
riert. Denn mit jedem weiteren Jahr verzagten und zégerlichen Handelns wird der kiinf-
tige Minderungspfad fiir Treibhausgasemissionen steiler.

Die identifizierten Defizite des Klimaschutzprogramms 2030 der Bundesregierung hat
der WWF in dem anliegenden Dokument zusammengefasst und Losungsvorschlige for-
muliert. Zentral ist nun, die wichtigsten Stellhebel des Programms mutig auf die klima-
neutrale Zukunft auszurichten, damit viele weitere MaBnahmen tiberhaupt den ge-
wiinschten Erfolg haben kénnen.

Die wichtigsten Hebel, um das Klimaschutzprogramm 2030 auf Zukunft zu stellen:

Den Ausbau der Erneuerbaren Energien massiv beschleunigen:

Den Erneuerbaren kommt eine herausragende Bedeutung bei der Umstellung auf eine
saubere Energieversorgung und der CO2-freien Elektrifizierung der anderen Wirt-
schaftssektoren zu. Eine vollstindig auf erneuerbaren Energien basierende Stromversor-
gung bildet also den Grundstein fiir das Erreichen des Ziels CO2-Neutralitit. Bereits
deutlich vor 2050 muss die Stromversorgung allein auf Grundlage erneuerbarer
Energien erfolgen. Insbesondere gilt es den Ausbau der Windenergie an Land zu forcieren
Doch anstatt systematisch die vielfaltigen Ausbauhemmnisse zu beseitigen, drohen die
Beschliisse der Bundesregierung u.a. mit dem angekiindigten bundesweiten Mindestab-
stand von 1000m zu ,,dorflichen Strukturen mit signifikanter Wohnbebauung® und kom-
munal auszugestaltenden gesonderten Grundsteuerhebesitzen, eine verfahrene Lage zu
verkomplizieren und Rechtsunsicherheit zu erhohen.

Die bundespolitischen Ausbauziele fiir Erneuerbare sollten in méglichst konkrete l1an-
derspezifische Strommengen- und Flachenziele fiir die Windenergienutzung tibersetzt
werden. Die Lander sollten auf Grundlage landschafts- und artenschutzbezogener
Raumbewertungen nach bundesweit einheitlichen Kriterien darlegen, wie sie diese Ziele
erreichen wollen und entsprechende Flachen ausweisen und nutzbar machen. Eine sol-
che kaskadenformige Ableitung raumplanerischer Zielsetzungen zur Erfiillung landes-
spezifischer Strommengen- und Fldchenziele fiir die Windenergienutzung kann zudem
akzeptanzfordernd wirken. Bei der vollziehenden Umsetzung regionalplanerischen
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Festlegungen und der Bewiltigung von Konflikten mit Anwohnern wiirde die kommu-
nale Bauleitplanung zudem entlastet.

Um Klimaschutz- und Artenschutzziele miteinander zu vereinbaren, sollten in soge-
nannten Dichtezentren der Erhaltungszustand der Populationen windsensibler Arten
mithilfe von bestandsstabilisierenden Manahmen und Landesartenschutzprogrammen
gestiitzt und wirksamer populationsbezogener Artenschutz gewihrleistet werden. In den
regionalplanerisch abschlieBend gesicherten Windkonzentrationszonen — raumlich von
den oben genannten Dichtezentren getrennt — sollten regelmifige Ausnahmen von

845 (7) BNatschG (Individuenbezug im Artenschutz) ermoglicht werden.

Grundlage einer sachgemiBen Bearbeitung durch die Genehmigungsbehorden bleibt al-
lerdings die Erarbeitung allgemein anerkannter Fachstandards (untergesetzlich), um
eine moglichst rechtssichere Anwendung der artenschutzfachlichen Einzelfallpriifung zu
gewihrleisten. Dazu hat der WWF in einer kiirzlich verdffentlichten Positionierung um-
fassende und konkrete Vorschliage vercffentlicht4.

Weichen stellen, um ein erfolgreicher, treibhausgasneutraler Industrie-
standort zu werden: Energieeffizienz ist der Schliissel zum Erreichen des 2030
Emissionsminderungsziels in der Industrie. Eine Neuordnung von bestehenden Forder-
programmen reicht nicht aus, um die Effizienzpotentiale in n6tigem MaBe zu heben. Die
Regelungen zu Effizienz in der Industrie miissen unbedingt um zuséatzliche Anreize um
Verpflichtungen zur Umsetzung von EnergieeffizienzmaBnahmen erweitert werden.
Mindestens notig ist eine beglinstigte Abschreibung fiir Investitionen in Energieeffizienz
und die Kniipfung von Kostenentlastungen bei Energiepreisen an die Umsetzung von Ef-
fizienzmaBnahmen. Gleich dringend ist die Weichenstellung fiir Klimaneutralitit in
2050. In dem Zusammenhang ist aus Sicht des WWF positiv, dass das Paket eine Was-
serstoffstrategie und CCS erwihnt. Diese Handlungsfelder gilt es auszugestalten. Zuséatz-
lich bedarf es eines Gesetzespakets zur Weichenstellung 2050. Kernpunkte dieses Pakets
miissen sein (1) die Schaffung von Leitmarkten fiir klimaneutrale Materialien und Pro-
dukte durch Quoten und konsequente Anwendungen von Klimaschutzkriterien bei der
offentlichen Beschaffung; (2) Schaffung von Investitionssicherheit durch einen Instru-
mentenmix aus berechenbar steigendem CO2-Preis fiir die Industrie, Carbon Contracts
for Difference und Férderung; und (3) eine Weiterentwicklung der Kreislaufwirtschaft
durch eine Enquete-Kommission. Weitere Informationen dazu finden Sie in einem juris-
tischen Kurzgutachten zu Sofortmafnahmen fiir Klimaschutz in der Industrie5 und in
unserem jlingst veroffentlichten WWF-Positionspapier Klimaschutz in der Industrie®.

Den Kohleausstieg ambitioniert umsetzen und dazu einen européisch-regi-
onalen CO2-Mindestpreis im Stromsektor einfithren: Der Kohleausstiegspfad
fir Deutschland auf den sich die Kommission ,,Wachstum, Strukturwandel und Beschif-
tigung”“ geeinigt hat, muss nun schnellstmoglich umgesetzt werden. Dies kann am wirk-
samsten durch die Einigung mit den Nachbarldndern auf einen Mindestpreis auf CO2 im
Stromsektor geschehen und muss ziigig im Kohleausstiegsgesetz fiir Braun- und Stein-
kohle verankert werden. Die Hohe des Mindestpreises sollte dabei in 2020 bei 25 Euro
liegen und bis 2025 auf moglichst 40 Euro ansteigen. Ein Mindestpreis verstetigt das
Preissignal des europdischen Emissionshandels und erhéht dadurch dessen Wirksam-
keit - durch die Zusammenarbeit mit den Nachbarldndern wiirden Emissionen europa-
weit eingespart. Zusatzlich konnen durch die Einnahmen Endverbraucher von steigen-
den Strompreisen entlastet werden, auBerdem ist die Kompensation stromintensiver

4 WWF (2019): Windenergie an Land - Den Ausbau beschleunigen und mit Riicksicht auf Mensch und Natur gestalten, abruf-
bar unter: https://www.wwf.de/fileadmin/fm-wwf/Publikationen-PDF/WWF-Position-Windenergie-2019.pdf.

5 WWF (2019: SofortmafBnahmen fiir Klimaschutz in der Industrie, abrufbar unter: https://www.wwf.de/fileadmin/fm-
wwi/Publikationen-PDF/WWF-KSG-Gutachten-3-Klimaschutzmassnahmen-im-Industriesektor.pdf.

6 WWF (2019): Klimaschutz in der Industrie, abrufbar unter: https://www.wwf.de/fileadmin/fm-wwf/Publikationen-
PDF/WWPF-Klimaschutz-in-der-Industrie.pdf.
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Industrien moglich. Auch die EEG-Umlage wiirde durch die Einfiihrung eines solchen
Preises deutlich sinken. Die Bundesregierung teilt die Einschatzung, dass ein Mindest-
preis im ETS ,Planungssicherheit fiir Klimainvestitionen“ schafft und spricht sich fiir
eine Einfiihrung innerhalb der EU aus (Punkt 3.2.2 der Drucksache). Die Umsetzung ei-
nes gesamteuropaischen Ansatzes ist jedoch derzeit nicht aussichtsreich, wohingegen
eine entsprechende Losung fiir den zentraleuropiischen Strommarkt auch von wichti-
gen Nachbarldandern befiirwortet wird und nach dem erfolgreichen britischen Modell re-
lativ schnell umsetzbar wire.

Die CO2-Bepreisung wirksam gestalten: Der WWF begriifit grundsitzlich den Ein-
stieg in die CO2-Bepreisung in den Sektoren Verkehr und Warme. Allerdings ist der Ein-
stiegspreis von 10 EUR im Jahr 2021 viel zu niedrig, um eine Wirksamkeit hin zu einem
klimafreundlichen Verhalten zu entfalten. Dafiir ist es geboten, sowohl den Einstiegs-
preis als auch den Preiskorridor ambitionierter auszugestalten, damit Minderungen so-
fort erzieht werden konnen. Auch weil andernfalls Strafzahlungen in Milliardenhohe aus
der EU drohen.

Jetzt die Grundlagen legen, um den internationalen Klimaschutzprozess im
nichsten Jahr (Paris plus 5) mit den internationalen Partnern zum Erfolg
fithren zu kénnen: Der jetzige EU-Beitrag, der fiir das Erreichen des Pariser Abkom-
mens unten der EU-Mitgliedsstaaten vereinbart wurde, ist zu schwach, wie der der meis-
ten anderen Staaten auch. Das Pariser Abkommen sieht vor, dass jedes Land seinen
Klimabeitrag bis 2020 nachschirft. Es ist deshalb von besonderer Bedeutung, dass
Deutschland in einem ersten Schritt den Vorschlag der neuen Kommissionsprasidentin
Ursula von der Leyen kraftvoll unterstiitzt, das EU-Minderungsziel fiir 2030 von -40%
auf -55% gegeniiber 1990 zu erh6hen. Die anstehende internationale Nachscharfung der
nationalen Klimaschutzbeitrige (,NDC") kann nur gelingen, wenn die EU sich aktiv da-
ran beteiligt.

Der WWF empfiehlt dem Deutschen Bundestag nachdriicklich, die Bundesregierung
aufzufordern, ein umfassend iiberarbeitets MaBnahmenpaket vorzulegen, mit dem sie
ihr fiir das Jahr 2020 selbstgestecktes 40%-Reduktionsziel tatsiachlich sobald als mog-
lich und nicht erst in der zweiten Halfte des nichsten Jahrzehnts erreicht. Weiterhin
empfehlen wir dem Deutschen Bundestag darauf hinzuwirken, dass die nationalen und
europdischen Klimaziele von der Bundesregierung mit ausreichenden Mafnahmen un-
terlegt werden, auch um Planungs- und Investitionssicherheit herzustellen.

Ansprechpartner:

Michael Schifer

Leiter Klimaschutz & Energiepolitik
WWF Deutschland

Reinhardtstr. 18

10117 Berlin

Telefon: +49 (0)30 311 7770
michael.schaefer@wwf.de
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Bewertung und Forderungen des WWF zu den Eckpunkten zum Klimaschutzprogramm 2030

Bewertung

Klimaschutzrahmengesetz

| | Die in den Eckpunkten festgehaltenen Ent-

| | scheidungen, die jihrlichen Sektorziele gesetz-
lich festzuschreiben, Kontroll- und Nach-
steuerungsmechanismen zu verankern und
ein Expertengremium einzusetzen, werden
vom WWEF begriifit.

Ein ,,Klimaschutzrahmengesetz® ist in den
Eckpunkten nicht explizit genannt. Ein

Kabinettsbeschluss und ein klarer Zeitplan
fiir die Verabschiedung des Klimaschutz-
rahmengesetzes durch den Bundestag bleibt
weiterhin aus, obwohl der Gesetzesentwurf
bereits seit Anfang des Jahres vorliegt.

Zielerhdhung (EU Klimabeitrag)

Die notwendige Zielerhohung fiir einen

| @

| | fairen EU-Klimabeitrag zur Erfiillung des

L Pariser Abkommens wird nicht erwdhnt.
Nicht einmal der Plan der neuen EU-Kom-
missionsprdsidentin, den europdischen
Klimaschutzbeitrag auf 55% zu erhohen,

wird unterstiitzt.

C0,-Bepreisung

Die niedrigen Einstiegs- und Festpreise im

nationalen Emissionshandel bis 2025 in

den Bereichen Gebdude und Verkehr geben
keinen Anreiz fiir ein klimafreundliches
Verhalten. Sie sind praktisch wirkungslos.

FARBLEGENDE

@ Keine angemessene Adressierung des Problems
Schritt in die richtige Richtung, aber keine strukturelle Verédnderung

Ambition ist gegeben und Bewegung erkennbar

WWF Forderungen

» Das Klimaschutzrahmengesetz muss mit den
in den Eckpunkten vorgesehenen Elementen
(jahrliche Sektorziele, Kontroll- und Nachsteue-
rungsmechanismen, Einsetzung eines Experten-
gremiums) sowie der gesetzlichen Festlegung des
Langfristziels der Treibhausgasneutralitat bis
spitestens 2050 bis zum 29.11. zur Beratung in
den Deutschen Bundestag eingebracht werden.
Dariiber hinaus gilt es, den Kabinettsausschuss
Klimaschutz (,,Klimakabinett“) schnellstmoglich
zu institutionalisieren und ihm die Aufgabe der
jahrlichen Uberpriifung der MaBnahmen auf ihre
Wirksamkeit und Zielgenauigkeit zuzuweisen.

» Das Pariser Abkommen sieht vor, dass jedes
Land seinen Klimabeitrag bis 2020 nachscharft.
Deshalb muss die Bundesregierung jetzt die neue
Kommissionsprasidentin Ursula von der Leyen
darin unterstiitzen, das EU-Minderungsziel fiir
2030 von 40% auf 55% zu erh6hen. Bis zur Welt-
klimakonferenz gilt es zudem, die Klimaschutz-
Langfriststrategie der EU im Rat zu beschlieBen.
Im zweiten Schritt muss das Ziel fiir 2030 auf 65%
Treibhausgasminderung angehoben werden, um
die EU auf einen 1.5°C Pfad zu setzen.

» Der Einstiegspreis sollte bei 50 EUR je Tonne CO2
liegen, damit klimafreundliches Verhalten belohnt
wird. Die CO2-Bepreisung sollte noch im nachsten
Jahr eingefiihrt werden und bis 2030 auf die
GroBenordnung von 180 EUR je Tonne CO- steigen.
Dariiber hinaus brauchen wir rechtliche Sicherheit
bei der Umsetzung, dabei wire eine CO2-Steuer
geeigneter als eine Emissionshandelslosung.

Stand: 07.10.20199
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Bewertung

Energiewende
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WWF Forderungen

. Ausbau der erneuerbaren Energien

Es braucht einen Anteil von 75% erneuerbarer Energien am
Stromverbrauch in 2030. Vorgenommen hat die Bundesregierung
sich nur 65% und selbst dafiir keine Mafinahmen zur sicheren
Zielerreichung hinterlegt. Die klimafreundliche Elektrifizierung
anderer Sektoren und die angekiindigte groffvolumige Skalierung
der Elektrolyse sind ohne einen beschleunigten Ausbau der
Erneuerbaren nicht moglich.

Reform der Steuern, Abgaben und Umlagen
Abbau fossiler Subventionen

Hinweise auf eine dringend gebotene, umfassende und 6kologische,
am CO»-Gehalt der Brennstoffe orientierte Reform der Steuern,
Abgaben und Umlagen fehlen. Es gibt keinerlei Ansdtze fossile
Subventionen abzubauen.

Windenergie an Land

Komplettversagen: Die Bundesregierung hat den Windenergie-
ausbau schon zum Erliegen gebracht und jetzt neue Hiirden
beschlossen. Mindestabstdnde von 1000 Metern reduzieren die
Fldchenverfiigbarkeit um 20-50% und erhohen die Planungs- und
Genehmigungshemmnisse, statt diese zu mindern. Damit sind die
EE-Ausbauziele nicht zu erreichen.

Solarenergie

Die Streichung des 52 GW und die Umlagenbefreiung fiir Speicher
sind iiberfdllig und zu begriifien. Es fehlt bei Letzterem der konkrete
Zeitplan.

Die wichtige Schaffung eines Eigenstromprivilegs fiir Mieterstrom
und eine Solarpflicht fiir Neubauten fehlen gdnzlich. Ebenso fehlt
eine Anhebung der Ausbauziele.

Netzausbau

Es fehlen Hinweise auf eine Beschleunigung des Netzausbaus.

Der Netzausbau muss den Erneuerbaren folgen, nicht umgekehrt.
Wenn Netze und Erneuerbare fehlen, sind alle Pline zur Sektoren-
kopplung (Elektromobilitit, Warmepumpen und neue Industrie-
prozesse) hinfdllig.

Kohleausstieg

Ein ambitioniertes Kohlausstiegsgesetz fiir Braun- und Steinkohle

fehlt noch immer. Ein ,moderater europdischer” CO>-Mindestpreis
soll im EU-Emissionshandel eingefiihrt werden. Allerdings ist offen,
was mit ,moderat” gemeint ist. Schnell umsetzbar ware allerdings

nur eine Einigung in einer europdischen Vorreiterallianz.

Strombasierte Energietriger

Die Entwicklung einer nationalen Wasserstoffstrategie ist ein
wichtiger erster Schritt auf dem Weg zur Bereitstellung von
erneuerbaren Energietrdgern und als Rohstoff fiir die Industrie.
Die Schwerpunktsetzung auf die Anwendungsbereiche Industrie
sowie den Luft- , Schiffs - und Schwerlastverkehr ist ebenfalls

zu begriifien. Doch eine Klimaschutzwirkung wird nur mit dem
beschleunigten Ausbau erneuerbarer Energien erzielt, der bisher
weder ambitioniert noch schnell genug gefordert wird.

» Das Ziel, bis 2030 moglichst 75%, mindestens aber 65% des Bruttostromver-
brauchs durch erneuerbare Energien zu decken, muss im EEG verankert werden.
Damit die Ziele verlasslich erreicht werden, bedarf es einer Bund-Lénder-Strategie
zur Ermittlung und Nutzbarmachung der Flachen- und Ertragspotenziale fiir
Windenergie an Land und PV Freifldche, die eine vollstandig auf Erneuerbaren
basierende Stromversorgung in 2050 sicherstellt. Dies muss unter Beriicksich-
tigung okologischer Kriterien erfolgen.

) Die Umsetzung eines konkreten und verbindlichen Zeitplans fiir den konse-
quenten Abbau der klima- und umweltschéadlichen Subventionen (46 Mrd. EUR
in 2017) bis 2026 ist geboten. Dies muss durch eine umfassende 6kologische, am
Energie- und CO»-Gehalt (Energie- und CO2-Komponente) der Energietrager
orientierte Reform der Steuern, Abgaben und Umlagen begleitet werden.

» Der Ausbaupfad fiir Windenergie an Land sollte auf mindestens 2.500 MW
(netto) jahrlich angehoben werden. Die Lander sollten spezifische Strommengen-
und Flachenziele fiir die Windenergie i.H.v. langfristig 2% der bundesdeutschen
Landesfldche ausweisen und nutzbar machen. Die Regionalplanebene und
Genehmigungspraxis gilt es durch eine bessere personelle und finanzielle Aus-
stattung zu stirken. Fiir wirkungsvollen Populationsschutz gefdhrdeter Arten
sollten Landes-Artenschutzprogramme etabliert und artenschutzrechtliche
Priif- und Methodenstandards entwickelt werden. Beteiligungsprozesse vor Ort
sollten gestédrkt und die Standortgemeinden angemessen und regelméBig an der
Wertschépfung der Anlagennutzung beteiligt werden.

) Damit die Energiewende in die Stadte einziehen kann und die energetische
Dachnutzung mit Photovoltaik und Solarthermie fiir Neubauten und
Dachneudeckungen flaichendeckend erfolgen kann, sollte das Eigenstromprivileg
auch fiir Mieterstrom gelten. Dachfldchen aller 6ffentlichen Gebdude und
Liegenschaften sowie der Wirtschaftsgebdude miissen zur Erzeugung von
Strom und Wirme aus Solar- und Windenergie nutzbar gemacht werden.

» Es bedarf einer Abkehr vom Mantra des netzsynchronen Ausbaus der Er-
neuerbaren. Die Regionalisierung der Erneuerbaren und der verstirkte Einsatz
von P2X-Technologien muss in der Netzplanung besser beriicksichtigt werden.
Es braucht zudem eine integrierte, langfristige Planung der Strom- und Gasnetz-
infrastruktur unter vollstandiger Beriicksichtigung der Klimaschutzziele und
Treibhausgasneutralitét bis spatestens 2050.

» Das Kohleausstiegsgesetz fiir Braun- und Steinkohle muss in diesem Jahr
verabschiedet werden und mindestens zu allen Revisionszeitpunkten eine
Revision des Enddatums erméglichen. Ein CO>-Mindestpreis im Stromsektor
sollte gemeinsam mit europdischen Nachbarldndern eingefiihrt werden. Der
WWEF fordert eine schnellstmégliche Einfithrung des Mindestpreises mit zu-
néchst mindestens 25 EUR je Tonne COo, einen steilen Anstieg auf 40 EUR in
2025 und einen flacheren, aber stetigen Anstieg in den Folgejahren.

» Die Entwicklung des regulatorischen Rahmens fiir Wasserstoff und CCU/CCS
ist vordringlich. Der Aufbau einer Wasserstoffwirtschaft auf Basis Erneuerbarer
Energien sowie in einigen industriellen Anwendungen der Einsatz strombasier-
ter Brenn-, Kraft- und Grundstoffe (PtX, CCU) ist fiir Klimaschutz in der Indus-
trie essentiell. Ferner wird fiir anderweitig nicht vermeidbare Restmengen an
Industrieemissionen (ca. 6%) auch die unterirdische Speicherung von CO2 (CCS)
fiir das Erreichen von Null-Emissionen benétigt. Parallel zum regulatorischen
Rahmen muss die Umsetzung glaubwiirdig begonnen werden, zum Beispiel mit
der Einrichtung von Modellregionen. Die Grundvoraussetzung fiir die Transfor-
mation ist auch hier der beschleunigte Ausbau der erneuerbaren Energien.
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@ Effizienzpaket bis 2030

Energieeffizienz ist der zentrale Hebel fiir das Erreichen der
Emissionsminderungsziele fiir 2030 in der Industrie. Das Klima-
paket enthdlt keine zusdtzlichen Maffinahmen und macht lediglich
Vorschlige, wie schon bestehende Forderprogramme anders
administriert werden sollen. Das ist unzureichend.

Weichenstellung fiir klimaneutrale Industrie 2050
Weichenstellungen fiir eine klimaneutrale Industrie 2050 fehlen
gdnzlich. Der Umbau der Industrie hin zu klimaneutralen
Prozessen ist eine Transformation, die in ihrer Reichweite einer
industriellen Revolution gleichkommt. Ein einziges Forder-

programm ist angesichts dessen absurd.

Verkehrswende

» Ein Gesetzespaket zur Beseitigung von Barrieren und Fehlanreizen bei Energie-
effizienzmafBnahmen muss dringend verabschiedet werden. Dieses muss existierende
Fehlanreize zu hohem Energieverbrauch bei Industrieprozessen beseitigen und es
ermoglichen, deutlich mehr Kapital in die Umsetzung von EnergieeffizienzmaB-
nahmen zu lenken. Mindestens notwendig ist es, eine begiinstigte Abschreibung
von Effizienzinvestitionen einzufithren und Entlastungen bei Strompreisen an die
Umsetzung von EnergieeinsparmaBnahmen zu kniipfen.

» Es braucht ein Gesetzespaket zur Weichenstellung fiir klimaneutrale Industrie
bis spatestens 2050, bestehend aus drei Kernkomponenten: (1) Die Etablierung
von Leitmaérkten fiir klimaneutrale Materialien und Produkte durch die 6ffent-
liche Beschaffung, (2) Investitions- und Planungssicherheit fiir klimaneutrale
Prozesse in den Grundstoffindustrien durch ein CO2-Preissignal, Carbon Contracts
oder Carbon Contracts for Difference und die Forderung der Investitionen in
klimaneutrale Technologien sowie (3) Anpassungen im Kreislaufwirtschaftsgesetz.

. Auslaufen von Verbrennungsmotoren

Die Beschliisse enthalten keinerlei strukturellen Ansatz fiir das
Auslaufen der fossilen Mobilitdt, der CO2-Preis im Verkehrssektor
liegt innerhalb der tdglichen Preisschwankungen an Tankstellen
und ist wirkungslos.

Erhohung der Infrastrukturinvestitionen und
Attraktivitit fiir Bahn und OPNV

Die Mittelerhohung fiir Bahn und OPNV ist ein erster richtiger
Schritt, eine Infrastrukturforderung aller Verkehrstrdger ist jedoch
nicht zielfithrend. Es braucht ein strukturelles Umlenken von
Strafenbaumitteln in klimafreundliche Infrastruktur. Dies ist

aus den vorliegenden Mafnahmen nicht ersichtlich.

Forderung der Elektromobilitit und Infrastruktur
Die vorgesehene Forderung elektrischer Antriebe iiber Dienstwagen-
besteuerung und Kaufprdmie, ohne gleichzeitige Belastung des
Verbrennungsmotors ist nicht ausreichend. Es braucht ein
Bonus-Malus-System bei der Forderung. Die Belastung fossilen
Kraftstoffverbrauchs iiber den zu geringen CO2-Preis bei gleich-
zeitiger Erhohung der Entfernungspauschale ist inakzeptabel.

Begrenzung des Luftverkehrs

Die Luftverkehrsabgabe zu erhéhen, um damit die Mehrwertsteuer-
senkung auf Bahnfahrten gegenzufinanzieren, ist ein erster richtiger
Schritt. Ein dhnlicher Mechanismus wdre fiir Pkw notwendig

gewesen.

Gebaude

» Ein klares Bekenntnis zum Auslaufen des Pkw-Verbrennungsmotors ist essen-
tiell fiir Klimaschutz im Verkehr und die zukunftsfahige Aufstellung der deutschen
Automobilindustrie. Dazu ist eine jahrliche Mindestquote fiir effiziente E-Autos
notwendig, ebenso wie die Beendigung der steuerlichen Vergiinstigung von Diesel-
kraftstoff und ein wirksamer CO»-Preis im Verkehr.

» Um die nétigen Infrastrukturinvestitionen in klimafreundliche Verkehrs-
trager zu ermoglichen miissen Haushaltsmittel darauf konzentriert werden.

Dazu muss der Bundesverkehrswegeplan strukturell so umgestaltet werden, dass
die parallele Forderung aller Verkehrstréiger schrittweise abgebaut wird, da sie
nicht geeignet ist, die Klimaziele zu erreichen. Fiir die nachsten zehn Jahre ist
dafiir ein Moratorium fiir den Aus- und Neubau von FernstraBen und Flughifen
eine Moglichkeit.

» Zur Forderung energieeffizienter und verbrauchsarmer PKW ist beim
Neuwagenkauf ein Bonus-Malus-System notwendig, um die Anreize weg von
fossiler Energienutzung richtig zu setzen: Wagen mit niedrigen Werten bei
CO2-Emissionen, Gewicht und Leistung werden hierdurch attraktiv, solche mit
hohen Werten hingegen belastet. Dariiber hinaus braucht es eine Gegenfinan-
zierung der Férderung von Dienstwagen mit Elektroantrieb iiber eine hohere
Besteuerung von Dienstwagen mit Verbrennungsmotor.

» Es braucht eine Energiesteuer auf Kerosin, idealerweise im Verbund mit den
Nachbarstaaten. Diese sollte beim européischen Energiesteuer-Mindestsatz von
33 Eurocent/Liter beginnen und schrittweise auf 65 Eurocent/Liter angehoben
werden. Die Anhebung der Luftverkehrssteuer muss bis zum Jahresende umge-
setzt und die bisher geltende Deckelung aufgehoben sein. Dariiber hinaus braucht
es im EU-ETS eine vollstindige Auktionierung der Zertifikate (statt aktuell nur
15%) und eine komplette Anrechnung der starkeren Klimaschédlichkeit der
Luftverkehrsemissionen.

. Neubau

Das Festschreiben von strengeren gesetzlichen Anforderungen an
den Energiebedarf von Gebduden ist elementar fiir die Reduktion
der Treibhausgasemissionen des Gebdudesektors. Das Klimakabinett
schiebt die Verschdrfung der energetischen Standards von Gebduden
allerdings bis 2023 auf.

Energetische Sanierung von Altbauten

Die steuerliche Forderung energetischer Sanierungsmafnahmen ist
mehrfach beschlossen, aber nie umgesetzt worden. Diverse Forder-
programme und das Verbot des Einbaus neuer Olheizungen ab 2026
sind auf den Weg gebracht. Um die Sanierungsquote und -tiefe auf
das fiir effektiven Klimaschutz notwendige Maf} zu erhohen, reichen
die Mafinahmen allerdings bei Weitem nicht aus.

» Es miissen bis zum 29.11. mit einem Gebdudeenergiegesetz (GEG) nahezu
klimaneutrale Neubauten zum Standard gemacht und damit die EU-Geb&ude-
richtlinie endlich umgesetzt werden. Der Einbau neuer Olheizungen muss 2022
beendet werden, um heute schon klimafreundliche Investitionsentscheidungen
zu ermoglichen.

» Die bereits mehrfach angekiindigte steuerliche Férderung einer ambitionierten
energetischen Gebdudemodernisierung (KfW-Standards) muss jetzt durch eine
schnelle Bund-Liander-Verstindigung umgesetzt und bis November im Haushalt
verankert werden. Die diversen Forderprogramme fiir die energetische Sanierung
miissen an strenge energetische Standards und die Verwendung von erneuerbaren
Energien gekniipft werden. Im Sinne der Vorbildfunktion miissen fiir 6ffentliche
Gebiude bis Ende 2020 Modernisierungsfahrplane erstellt und im 6ffentlichen Woh-
nungsbau eine hohere Forderquote fiir energetische Sanierungen eingefiihrt werden.
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. Koppelung der EU-Agrarzahlungen an

Umwelt- und Klimaleistungen

Dieser Punkt bleibt zu unkonkret. Die Koppelung der Agrarzahlungen
an Umwelt- und Klimaleistungen ist der elementare Hebel, um die
Landwirtschaft in Deutschland und Europa nachhaltiger zu ge-
stalten. Naturschutzfachliche Leistungen werden so zur Basis fiir

eine zukunftsgerichtete nachhaltige Landwirtschaft.

Reduktion der Nutztierbestinde durch
flichengebundene Tierhaltung

Anfang September hat die Bundesregierung erste Vorschldge zum
Tierwohl vorgelegt, die auch klimarelevant sind. Diese Idee spiegelt
sich im Eckpunktepapier wider. Jedoch fiihrt die Koppelung der
Tierbestdnde an das Tierwohl nicht zwangslaufig zur notwendigen
Reduzierung der Tierbestdnde. Die Tierhaltung und Fldchenbewirt-

schaftung zukiinftig zusammenzudenken wird begriifit.

Reduktion der Stickstoffiiberschiisse

Eine nationale Stickstoffreduktionsstrategie fehlt. Solange die Diinge-
gesetzgebung nicht mit konkreten Mafnahmen versehen ist, wird sie
die Lachgasemissionen nicht reduzieren.

Forderung von Bodenhumus-aufbauenden
MaBnahmen

Der Verweis auf die Ackerbaustrategie ist an dieser Stelle nicht aus-
reichend, da die Strategie nicht ausdifferenziert ist und voraussichtlich
keinen verbindlichen Charakter haben wird. Forststreifen an Feld-

rdndern reichen bei Weitem nicht aus.

Sustainahle Finance

» Mindestens 30% der Direktzahlungen der EU im Rahmen der sogenannten
Eco-Schemes miissen fiir den Umweltschutz reserviert werden. Deutschland muss
auBerdem von den bestehenden flichengebundenen EU-Subventionen die maximal
moglichen 15% in die Forderung von Naturschutz auf dem Acker umleiten.

» Nutztierbestdnde sind im Sinne einer flichengebundenen Tierhaltung auf
BestandsgroBen von 1.5 GVe/ha zu reduzieren. So lisst sich die Gesamtwirtschafts-
diingermenge verringern. Dies muss insbesondere in den so genannten roten Nitrat-
Gebieten erfolgen, deren Messstellen weit iber dem Grenzwert liegen. Die durch
Methan entstehenden Emissionen sind auf unter 30 Mt CO»e/Jahr zu senken.

» Eine Reduzierung der Stickstoffiiberschiisse ist essentiell, um Lachgasemissionen
in 2030 auf unter 24 Mt COoe/Jahr zu reduzieren. Im Zusammenhang ist die
verbesserte landwirtschaftliche Praxis in der gesamten Bundesrepublik sicherzu-
stellen. Dies beinhaltet die Einhaltung der bestehenden Diingeverordnung sowie
eine Anpassung der MaBnahmen mit Blick auf die laufenden Mahnverfahren
gegen die Bundesregierung.

» Die Bundesregierung sollte mit der kommenden Ackerbaustrategie Anreize

fiir eine aktive langfristige Fixierung von Kohlenstoff (Humusaufbau) in landwirt-
schaftlich genutzten Boden (100-400 kg C/ha/Jahr) setzen. Zu empfehlen

ist insbesondere die Forderung von breiten Fruchtfolgen mit Kleegras.

. Zukunftsfihiger Finanzmarkt

Sustainable Finance ist in den Eckpunkten zwar als ,zu entwickeln®
adressiert, jedoch nicht als systemisches Handlungsfeld mit Beziigen
zu den Mafinahmen verankert. Um die Klimaziele der Sektoren zu
erreichen, muss ein politischer Rahmen das Finanzsystem befihigen,
die Transformation der Realwirtschaft durch das Umlenken von
Kapitalstromen zu nachhaltigen Aktivitdten zu unterstiitzen.

Paris-kompatibles Handeln der 6ffentlichen Hand
Die Erarbeitung einer Strategie durch den Sustainable Finance Bei-
rat, die Weiterentwicklung der KfW als transformative Forderbank
sowie die Emission von Green Bonds sind zu begriifien, reichen je-
doch nicht aus. Die Bunderegierung bleibt unglaubwiirdig, solange
sie das Handeln der offentlichen Hand und aller mit ihr verbunde-
nen Institutionen nicht an den Klimazielen ausrichtet.

Zukunftsgerichtete Transparenzregelungen
Zukunftsgerichtete Transparenz- und Offenlegungsanforderungen
fiir Akteure und Produkte in Finanz- und emissionskritischer Real-
wirtschaft fehlen. Zur Vermeidung von Risiken und fiir wirkungs-
vollen Klimaschutz in der Finanzwirtschaft miissen diese entlang
der Empfehlungen der Task Force on Climate-related Financial
Disclosures (TCFD) umgesetzt werden.

FARBLEGENDE

. Keine angemessene Adressierung des Problems

Schritt in die richtige Richtung, aber keine strukturelle Veranderung

) Sustainable Finance muss als Querschnittshandlungsfeld verankert werden,
um dem von der Bundesregierung formulierten Anspruch gerecht zu werden,
Deutschland als fithrenden Sustainable-Finance-Standort zu etablieren. Dabei
miissen alle erforderlichen und relevanten Beziige zum Finanzsystem in den
jeweiligen Regulierungsbereichen (d. h. Risikoerfassung und -bewertung,
Stabilitatssicherung, Transformationsunterstiitzung, Herstellung von
Transparenz, Standardisierung und Definition) beriicksichtigt werden.

» Die offentliche Hand und alle mit ihr verbundenen Institutionen (z. B. Landes-
banken) miissen eine mit den Klimazielen kompatible Strategie und Kapital-
bereitstellung realisieren. Dies gilt ebenso fiir Projektfinanzierungen und
-deckungen (z. B. Euler Hermes), die an zukunftsgerichtete Priifprozesse auf
Basis ,,Paris-kompatibler” Transformationsanforderungen ausgerichtet werden
miissen. Offentliche Vermdgen (z. B. KENFO und Pensionsanlagen) miissen
Vorbilder fiir die Transformation des Finanzsystems werden.

» Um Kapitalstrome in transformationskompatible Aktivitdten lenken zu kénnen,
ist Transparenz iiber Wirkung (positiv und negativ), Risiko und Zielerreichung eine
Grundvoraussetzung. Daher miissen zeitnah zukunftsgerichtete Transparenz- und
Offenlegungsanforderungen fiir Finanz- und emissionskritische Realwirtschaft
im Sinne der Task-Force on Climate-related Financial Disclosures (TCFD) ein-
gefiihrt werden.

Ambition ist gegeben und Bewegung erkennbar
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